
Liebe Leserin,
lieber Leser,

bevor auf das Schwerpunktthema der 
vorliegenden Ausgabe eingegangen wird, 
möchte ich auf den Nachruf für Roland 
Mutschler hinweisen, der im März diesen 
Jahres verstarb. Richard Sorg und Erich 
Kern würdigen in diesem Nachruf die Tä-
tigkeiten Roland Mutschlers, der sehr lange 
am Fachbereich Sozialpädagogik der ehe-
maligen Fachhochschule Hamburg (heute 
HAW) als Sozialwissenschaftler lehrte und 
auch in standpunkt : sozial veröffentlichte.

Der Schwerpunkt dieser Ausgabe 
beschäftigt sich mit „Stationären Er-
ziehungshilfen – Kein Thema? Die 
Wahrheit liegt in der Praxis“ und ba-
siert auf der Fachtagung zu stationären 
Erziehungshilfen, die im November 
2015 am Department Soziale Arbeit der 
Hochschule für Angewandte Wissen-
schaften Hamburg zusammen mit der 
Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege Hamburg (AGFW) stattfand. 
Die Tagung wurde von Jutta Hagen 
und Jack Weber organisiert, die auch die 
Koordination des Themenschwerpunkts 
dieser Ausgabe übernommen haben.

Ersichtlich wird aus den Beiträgen, wie 
vielschichtig sich das Thema darstellt, 
in wie viele Arbeitsbereiche der Sozi-
alen Arbeit stationäre Erziehungshilfen 
ausstrahlen – und welche politische 
Gestaltungsnotwendigkeit besteht bzw. 
zu fordern ist. Die einzelnen Beiträge 
skizzieren Jutta Hagen und Jack Weber in 
ihrer Einleitung zu diesem Thementeil.

Aufgreifen möchte ich die in der Einlei-
tung herausgestellte „Dethematisierung“ 
der stationären Erziehungshilfen, die eine 
kritische Betrachtung und eine Weiterent-
wicklung solcher Hilfen schwierig machen, 
wenn nicht verhindern – obwohl diese 
Hilfen oft „für viele Menschen individuell 
von großer – manchmal existentieller – Be-
deutung [sind]; sie sind deshalb zugleich 
von gesellschaftlicher Bedeutung.“ (Jutta 
Hagen und Jack Weber in der Einleitung)

Da diese gesellschaftliche Rele-
vanz ganz offensichtlich besteht, ist 
am Beispiel dieses Themas und der 
Fachtagung nach den Strukturen von 
Dethematisierung, aber auch von The-
matisierung zu suchen – und Auswege 
sind aufzuzeigen. Diskurstheoretische 
Überlegungen liefern dafür Hinweise.

In „Die Ordnung des Diskurses“ zeigt Michel 
Foucault (ursprünglich 1970) auf, wie The-

men gesetzt werden und wie diese Set-
zungen nicht nur hegemoniale Ansprüche 

durchsetzen, sondern auch wie sie distribu-
iert werden: „Doktrin“ und „Diskurs“ unter-

scheiden sich dadurch, dass die „Doktrin“ 
sich mit der „Anerkennung derselben Wahr-
heiten“ und der „Übereinstimmung mit den 

für gültig erklärten Diskursen“ ausbreitet 
und damit „das sprechende Subjekt in Frage 
[stellt]“. In Diskursen dagegen sind die „spre-

chenden Individuen“ begrenzt. Dies trifft 
zweifellos z.B. auf wissenschaftliche Fachta-

gungen zu, auch wenn sie sich in Opposi-
tion zu „Doktrinen“ setzen – denn „Ver-

bote, Schranken, Schwellen und Grenzen 
[bändigen] das Wuchern des Diskurses“.

Mit Rancière wäre fortzuführen, dass – z.B. 
bei dieser Fachtagung und den daraus ent-

standenen Artikeln – die „Nicht-Zählbaren“ 
zumindest sichtbar gemacht werden und 

die Arena des Politischen betreten. Möglich 
wird eine „agonistische Auseinanderset-

zung“ ohne die zwanghafte Erzielung 
eines Kompromisses (Chantal Mouffe) als 

notwendiger demokratischer Prozess.
Mit Bruno Latour und der Akteur-Netzwerk-

Theorie wäre weiter danach zu fragen, wer 
diese Arenen betritt: Sind die Akteure auf 
Menschen zu beschränken, oder sind auch 

nicht-menschliche Akteure, die sich einer 
eineindeutigen Zuweisung in der gegebenen 

Ordnung zunächst widersetzen, einzube-
ziehen und zu „Wort“ kommen zu lassen?

Wissenschaft allgemein und auch Sozi-
ale Arbeit würden viel Arbeit mit einem 
so erweiterten Arbeitsverständnis haben 

– allerdings auch einige Erkenntnisse (und 
weitere Unsicherheiten) produzieren.

Neben den Artikeln des Schwer-
punkts beleuchten auch die Artikel 
im Infoteil ihre Themen aus einem 

erweiternden Blickwinkel:
Wolfgang Schütte spricht in einem In-

terview über die Menschenwürde, Malte 
Thran diskutiert den diskriminierungspä-

dagogischen Ansatz, Henning Kiani macht 
deutlich, wie Gesetze zur Ausgrenzung und 

Labelung von Asylsuchenden beitragen, 
Stefan Larisch beleuchtet die Strukturelle 

Soziale Arbeit, Rebekka S. Henrich berichtet 
von dem erfolgreichen Projekt „Zweikampf-

verhalten“, das Jugendlichen die Möglich-
keit gibt, ihr Verhalten zu überdenken.

J.Georg Brandt
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100 Jahre gibt es jetzt die Ausbildung zur Sozialen Arbeit in Hamburg – ein stolzes Datum 
und eine lange Reise, in der sich in Zielen, Formen und Inhalten der Ausbildung und des 
Studiums die zeitgeschichtlichen Entwicklungen und der Wandel des gesellschaftlichen 
Umgangs mit sozialen Fragen spiegelt. 
1917, ein Jahr vor Ende des ersten Weltkriegs, fand die Gründung statt, unter der Leitung 
von Gertrud Bäumer, einer maßgeblichen Akteurin der bürgerlichen Frauenbewegung. 
Die Ausbildung zu Sozialer Arbeit als Beruf war auch ein wichtiger Meilenschritt für 
die Möglichkeiten von Erwerbstätigkeit bürgerlicher Frauen. In der Weimarer Republik 
folgte die Umwandlung in eine staatliche Fachschule und die staatliche Anerkennung, 
seit 19�0 sind auch männliche Schüler zugelassen. In der Zeit des Nationalsozialismus´ 
wurde die damalige Leiterin Margarete Treuge suspendiert und die Schule unter partei-
gebundener Leitung als Volkspflegeschule konzipiert und damit gleichgeschaltet wurde. 
Nach dem zweiten Weltkrieg wird sie nach einer kurzen Pause unter Leitung von Hilde-
gard Kipp weiter geführt – ab Ende der 1950er-Jahre unter neuer Leitung als höhere Fach-
schule. In den 1960er-Jahren kamen spannende Methodenimpulse aus den USA, die die 

Zu diesem Heft
Dieter Röh und Frauke Schwarting

Treppenhaus der Saarlandstraße
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Soziale Arbeit in der BRD stark beeinflussten. Mit der Eingliederung in die Fachhoch-
schule Hamburg (seit 2001 „Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg – 
HAW“) folgte eine Zeit der Akademisierung mit der Herausforderung der Integration der  
Bezugswissenschaften.  
Die 1970er- und 1980er-Jahre sind – mit Student*innenbewegung, politischen De-
mokratisierungsdebatten, Berufsverboten usw. – auch in der Ausbildung der Sozi-
alen Arbeit eine Zeit besonders kritischer Reflektion und Selbstreflektion der sozi-
alen Fragen und ihrer Lösung sowie der Rolle Sozialer Arbeit in der Gesellschaft. 
In den folgenden zwei Jahrzehnten wurde Soziale Arbeit als Fachwissenschaft und 
Profession weiter profiliert und die Stränge Sozialarbeit und Sozialpädagogik im-
mer mehr zusammengeführt. So wandelte sich schließlich in den 2000ern – mit 
dem Bologna-Prozess wurde das Diplomstudium Sozialpädagogik zum Bachelor- 
und zum Masterstudiengang Soziale Arbeit – der Fachbereich zum Department 
und ein weiterer grundständiger Studiengang – Bildung und Erziehung in der 
Kindheit – entstand. Mit der immer größeren Bedeutung von Weiterbildung wuchs 
das Department weiter: neben dem schon lange bestehenden Weiterbildungsstudi-
engang „Master of Business and Administration“ (gemeinsam mit dem Department 
Pflege & Management durchgeführt) entstand der Master-Studiengang „Familien-
wissenschaften“. 
100 Jahre Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburg – das sind zu-
gleich viele Jahrzehnte enger Verbindung mit der Hamburger Praxis der Sozialen 
Arbeit, Begleitungen, Kooperationen mit zahlreichen Arbeitsbereichen, Projekten, 
Trägern und Verbänden sowie Behörden und Politik in der Stadt. Auch hier gäbe es 
viele Geschichten zu erzählen.
Während aber die Arbeitsbereiche der Praxis Sozialer Arbeit durchaus historisch re-
flektiert werden, bleiben die Spuren der Geschichte der Ausbildung und des Studiums 
in Hamburg bisher wenig beleuchtet. Die einzige Ausnahme bilden das Jubiläumsheft 
von standpunkt: sozial (�/1992) mit dem Titel „75 Jahre Sozialarbeitsausbildung in 
Hamburg“ und die historische Arbeit von Barbara Dünkel und Verena Fesel, die 1999 
unter dem Titel „Von der Sozialen Frauenschule zur NS-Volkspflegeausbildung“ er-
schien. Im Sommersemester 2010 haben wir im BA-Studiengang Soziale Arbeit eine 
Geschichtswerkstatt zu „Sozialarbeitsausbildung in Hamburg“ durchgeführt und 
damit, gemeinsam mit Studierenden, eine systematischere Sichtung und Recherche 
und Einrichtung eines kleinen eigenen Archivs begonnen. Daraus entstand z.B. der 
geschichtliche Überblick auf der Homepage des Departments, die Broschüre mit dem 
Stadtspaziergang (konzipiert und durchgeführt von den Absolventinnen Laura Crčic 
und Lisa-Marie Klinger)1 und der Artikel „Die Anfänge der sozialen Frauenschule und 
das Sozialpädagogische Institut in Hamburg. Gründung, Krise und Fortbestand der 
Institution im Zeitraum von 1917-19��“ (Röh/Larisch 2011)2.
Seit 2016 arbeitet eine Vorbereitungsgruppe für das 100jährige Jubiläum: Archiv- 
recherchen im Haus, in der Hochschule, in der Staatsbibliothek, Sichtung und Schnitt 
alten Filmmaterials, filmische Interviews mit Zeitzeugen, Suche und Aufbereitung 
vielfältiger Materialien zu einer Ausstellung, zu Filmen und zu Aufsätzen. Die Ak-
teure in der von uns initiierten Vorbereitungsgruppe sind die Historiker*innen Bar-
bara Dünkel und Friedrich Stamp, die auch als Lehrbeauftragte vielen bekannt sind, 
die emeritierte Professorin Verena Fesel, die wissenschaftlichen Mitarbeiter Georg 
Brandt (u.a. Redaktion von standpunkt : sozial) und Manfred Kaulbach (u.a. Audi-
ovisuelles Medienzentrum) aus dem Bereich Kultur – Ästhetik – Medien sowie die 
Studentinnen Lea Degener und Friederike Schaak. Daneben trugen auch Stephan 
Larisch und Lisa-Marie Klinger Recherchen und Aufsätze bei, und unsere Fachbibli-
othek stellte unter Leitung von Kerstin Hauschild wichtige historische Literatur im 
eigenen Bestand zusammen. Wir möchten ihnen allen an dieser Stelle für ihre Zeit, 
ihr Engagement und ihre guten Ideen ganz herzlich bedanken! Unser Dank gilt auch 
den Interviewpartner*innen und den zahlreichen Spender*innen von Materialien, 
Fotos und Flugblättern. 

1 Crčic, Laura/Klinger, 
Lisa-Marie (2012): Ein 
Spaziergang durch die 
Ausbildungsgeschichte der 
Sozialen Arbeit in Hamburg. 
Vom “Sozipäd” bis zum De-
partment Soziale Arbeit der 
Hochschule für Angewandte 
Wissenschaften Hamburg 
(1917-2012), Eigendruck

2 Röh, Dieter/Larisch, 
Stephan (2011): Die Anfänge 
der sozialen Frauenschule 
und das Sozialpädagogische 
Institut in Hamburg. Grün-
dung, Krise und Fortbestand 
der Institution im Zeitraum 
von 1917-1933. In: Soziale 
Arbeit. Heft 9, S. 337-344
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Das Jubiläumsfest Am 4. und 5. Mai 2017 feiert das Department Soziale Arbeit und 
lädt herzlich ein: Am 4. Mai beginnt in der Aula am Berliner Tor 21 um 1� Uhr der 
Festakt; nach den Grußworten spricht Prof. Dr. Ralph-Christian Amthor von der HAW 
Würzburg zu Sozialer Arbeit und gesellschaftlichem Wandel, zu Herausforderungen 
und Entwicklungslinien in Lehre und Wissenschaft.  Es folgen fotografische Impres-
sionen aus 100 Jahren und ein gemeinsamer Ausklang. Am 5. Mai findet ein Fachtag 
in der Versammlungsstätte im Erdgeschoß Alexanderstr. 1 statt: Nach der Begrüßung 
um 9.45 Uhr spricht Prof. Dr. Dieter Röh zu 100 Jahre Ausbildung und Studium an der 
HAW, es folgt ein Podium mit Studierenden, Ehemaligen und Lehrenden zum Thema 
„Sozialer Arbeit als Gestalterin der Gesellschaft – Studium, Praxis und Wissenschaft 
im Wandel“. Nach der Mittagspause geht es um 14 Uhr mit Workshops zu vielfältigen 
Themen und um 17 Uhr mit „Geschichten von gestern und heute“ weiter, die durch 
eine Hamburger Playbacktheatergruppe dargestellt werden. Ab 8 Uhr morgens ist 
durchgehend auch die Ausstellung im Erdgeschoß geöffnet.
Ab 18.30 Uhr schließen wir die Tage mit einer Party mit Musik und Tanz.  
Die Teilnahme ist kostenfrei, wir bitten aber Interessierte, sich zu den jeweiligen Ta-
gen unter zepra@hv.haw-hamburg.de anzumelden.  
Die ganze Woche vom 2. bis zum 5. Mai zeigt die Fachbibliothek Soziale Arbeit in 
ihrem Eingangsbereich der ersten Stock der Alexanderstr. 1 zu den üblichen Öffnungs-
zeiten eine kleine Ausstellung historisch interessanter Bücher und Zeitschriften. 
Wir möchten auch noch auf die Maiausgabe der Zeitschrift „Soziale Arbeit“ des DZI 
hinweisen, sie enthält als Schwerpunktheft zu unserem Jubiläum der Ausbildung in 
Hamburg eine Reihe spannender Artikel. 

In diesem Heft ... Stephan Larisch zeichnet das „Netzwerk“ der verschiedenen Akteure 
aus den unterschiedlichsten gesellschaftlichen Feldern nach, die bei der Gründung der 
Hamburger Sozialen Frauenschule 1917 mitwirkten.
Verena Fesel zeichnet in ihrem Beitrag zur Entwicklung der Ausbildungsgänge für den 
sozialen Beruf in Hamburg nach 1949 bis 1970 die Zusammenlegung des Sozialpäda-
gogischen Instituts mit der Fachschule für Sozialpädagogik – dem alten Fröbelseminar 
– zum „Fachbereich Sozialpädagogik“ der Fachhochschule in Hamburg nach.
Friedrich Stamp rekonstruiert die Entwicklung von praxisnaher Forschung und Lehre 
in den 1980er-Jahren unter den Bedingungen der Standortpolitik. Es werden verschie-
dene Forschungsprojekte vorgestellt: Sozialpädagogik an Haupt- und Realschulen, Bei-
träge zur Armutsforschung, das Problemfeld Wohnungsnot, Geschlechterforschung, 
Sozialpädagogische Arbeit mit Migrant*innen, Interkulturelle Studien, aber auch – 
aufgrund von Mittelkürzungen – Diskussionen um die Ausrichtung der Lehre.
In einem zweiten Beitrag über die Frontlinien in der Studentenpolitik der 1970er-Jah-
re im Fachbereich Sozialpädagogik stellt Friedrich Stamp die damaligen Auseinander-
setzungen und Vorstellungen zu den Studienbedingungen vor.
Peter Meyer, ehemaliger Student, beschreibt das politische Klima, die Erwartungen 
und Schwierigkeiten, und auch die Aktivitäten im ersten Jahr seines Studiums an der 
gerade gegründeten Fachhochschule aus persönlicher Perspektive.
Lea Degener und Friederike Schaak.führten ein Interview mit der ehemaligen Studen-
tin Andrea Krieger über das Studium, die Studienbedingungen und den Kontext zu 
gesellschaftlichen Themen, das in dieser Ausgabe auszugsweise abgedruckt ist. 
Flankiert werden die Beiträge durch zahlreiche Fotos, die die Ausstellungsgruppe (Bar-
bara Dünkel, Manfred Kaulbach, Lea Degener, Friederike Schaak und J.Georg Brandt) 
zusammenstellte. 

... und darüber hinaus Einer üblichen Gepflogenheit entsprechend würden Sie als 
Leserinnen und Leser nun wahrscheinlich eine Art Ausblick ins Jahr 2117 erwarten. 
Doch wie wäre es, wenn wir stattdessen fiktiv die Gründungsschulleiterin, Gertrud 
Bäumer, auf eine Zeitreise ‚zurück in die Zukunft’ schickten und im Anschluss be-
fragten? 

Dieter Röh und Frauke Schwartingstandpunkt : sozial 1/2017
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Dieter Röh und Frauke Schwarting „Frau Bäumer, wie bewerten Sie die Entwicklung der 
Sozialen Frauenschule nach 100 Jahren?“

Gertrud Bäumer „Ich bin erstaunt, wie sich unsere Idee einer wissenschaftlichen Ausbil-
dung durchgesetzt hat und dass sich so viele junge Menschen, Männer wie Frauen, für das 
Studium und den Beruf der Sozialen Arbeit, wie man es wohl heute nennt, entscheiden. Das 
ist beeindruckend. Wenn ich mich allerdings in der heutigen Welt umschaue, bin ich auch 
erschrocken, dass zwar ein Großteil der Menschen in Wohlstand lebt und sozial gut abge-
sichert ist, aber mir auf der Straße auch Menschen ohne Obdach und bettelnd begegnen, 
oder wenn ich in der Zeitung lese, dass Kinder in Deutschland sterben müssen. Und als ich 
Ihr Vorlesungsverzeichnis las, fragte ich mich, wie Sie es schaffen, den von uns eingeführten 
wissenschaftlichen Anspruch für so viele Studentinnen und Studenten umzusetzten, es müs-
sen ja Hunderte sein. Wir kannten ja noch alle Schülerinnen persönlich und konnten so auch 
persönlichkeitsbildend wirken. Heute scheint mir alles sehr kopflastig, wo bleibt die Herzens- 
und Gemütsbildung? Erstaunlich finde ich, dass Sie unsere Idee einer Ausbildung auf zwei 
Ebenen, wir nannten das damals soziale Frauenschule und sozialpädagogisches Institut, mit 
dem Bachelor- und Masterstudiengang verwirklicht haben. Denn unsere Konstruktion hat 
ja nicht lange Bestand gehabt. Ich würde gerne auch mehr darüber erfahren, wie die für-
sorgerische Praxis heute aussieht und wie dieses, so scheint mir, sehr breite Feld überhaupt 
bearbeitet werden kann. Haben Sie auch Dozenten aus der Praxis? Und wenn ich noch etwas 
hätte bleiben können, hätte ich mir die vielen Bücher angeschaut, die heute eine Bibliothek 
der Sozialen Arbeut füllen. Und auch in diesem „Internet“ würde ich mich mal umschauen 
wollen, soll ja eine große Sache sein.
Also insgesamt kann ich Ihnen sagen: Seien Sie stolz auf das, was Sie erreicht haben. Und 
geben Sie nicht auf, für eine bessere Welt zu kämpfen, auch politisch.“

Wir hoffen, dass Sie, liebe Leserinnen und Leser, in dieser Ausgabe eine spannende Lektü-
re zur Geschichte unseres Hauses finden. Und natürlich würden wir uns sehr freuen, wenn 
wir Sie auch am 4. und/oder 5. Mai begrüßen können.

Dieter Röh und Frauke Schwarting

Die Fotos dieser Ausgabe von standpunkt : sozial entstammen verschiedenen Archiven.

standpunkt : sozial 1/2017 Dieter Röh und Frauke Schwarting
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Nach dem Artikel befindet sich eine Netzwerkkarte, in der die Verbindungen der einzelnen AkteurInnen nachgezeichnet werden.

Lattmann, Johannes August

Warburg, Max Moritz

Politik und Wirtschaft

Buehl, Wilhelm Adolf

Garrels, Johann Hinrich

Lohse, Otto Joseph

Wohlfahrtspflege

Buehl, Wilhelm Adolf

Ender, Emma

Kiessling, Wilhelm

Kortmann, Marie

Lattmann, Johannes August

Lohse, Otto Joseph

Lohse, Marie

O`Swald, Antonie

Warburg, Max Moritz

Wolffson, Agnes

Zahn, Friedrich

Bildung

Beit, Rebecca

Ender, Emma

Faehling, Erich

Glinzer, Hanna

Hennig, Martin

Heskel, Alex

Kortmann, Marie

Rathgen, Karl

Schober, Alfred

Stern, William

Thomae, Karl Friedrich

Wendt, Gustav

Wolffson, Agnes

Frauenbewegung

Ender, Emma

Glinzer, Hanna

Lohse, Marie

O`Swald, Antonie

Wendt, Gustav

Noch nicht
zuzuordnen

Borchling, Alida

Ahlers, Hans
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Die Hamburger Soziale Frauenschule 
und das Sozialpädagogische Institut 
von 1916 bis 1917
Eine biographische Rekonstruktion der 
Gründungsmitglieder2 und ihr Netzwerk
Stephan Larisch

2 Anm. d. Verfassers: Dieser Aufsatz basiert auf den Forschungsergebnissen zur Herkunft der Gründungsmitglieder in 
Soziale Arbeit, 66. Jg., 5/6.2017

Stephan Larischstandpunkt : sozial 1/2017



Th
em

a

9

Die Eröffnung der Hamburger 
Sozialen Frauenschule als Vorläu-
ferin des heutigen Departments 
Soziale Arbeit an der Fakultät 
Wirtschaft & Soziales der Hoch-
schule für Angewandte Wissen-
schaften Hamburg – HAW jährt 
sich 2017 zum einhundertsten 
Mal. Dieser Öffnung voraus ging 
1916, mitten im 1. Weltkrieg, die 
Konstituierung eines Vereins, 
dessen Hauptaufgabe es zunächst 
war, die Idee einer Sozialen Frau-
enschule als Ausbildungsstätte 
für Wohlfahrtspflegerinnen zu 
organisieren und ihren weiteren 
Betrieb privat finanziert aufrecht 
zu erhalten. Auf Basis einer 
Analyse historischer Dokumente 
soll versucht werden, den Kreis 
der Initiatoren und Initiatorinnen 
um die beiden ersten Leiterinnen 
Gertrud Bäumer und Marie Baum 
zu rekonstruieren. Diese Rekon-
struktion ging zunächst der Frage 
nach, wer diese Menschen waren, 
deren Namen sich wie ein Who is 
Who der bürgerlichen Gesellschaft 
Hamburgs im Kaiserreich und in 
der Weimarer Republik lesen. Ein 
weiterer Fokus der Analyse richte-
te sich darauf, welchen beruflichen 
und kulturellen Hintergrund sie 
mitbrachten. Dabei war nicht nur 
ihr biografischer Hintergrund 
von Interesse, sondern auch ihre 
Motivation, sofern erkennbar, 
und die Art ihrer Vernetzung, 
welche die Idee einer Sozialen 
Frauenschule ermöglichte und so 
aufrechterhielt, dass sie sich hin zu 
einer der größten akademischen 
Ausbildungsstätten für die Soziale 
Arbeit in Deutschland entwickelte. 
Ausgewertet hierfür wurden 
Personalakten, Behördenakten, 
Zeitungsberichte sowie bereits 
veröffentliche Biografien einzelner 
Persönlichkeiten. Die Ergebnisse 
zeichnen ein eindrucksvolles Bild 
gelungener Netzwerksarbeit.

am Abend des 14. März 1916 
eine Gruppe Hamburger Persön-
lichkeiten aus verschiedensten 
gesellschaftlichen Bereichen zur 
Konstituierung eines Kuratoriums 
mit der Zielsetzung der Gründung 
eines Vereins, der die Verwirkli-
chung einer Ausbildungsstätte für 
künftige Wohlfahrtspflegerinnen 
zum Ziele hatte. An dieser ersten 
konstituierenden Sitzung nah-
men teil: Hans Ahlers, Rebecka 
Beit, Adolf Buehl, Erich Faehling, 
Johann Garrels, Hanna Glinzer, 
Wilhelm Kiessling, Marie Kort-
mann, Johannes August Lattmann, 
Maria Lohse, Otto Lohse, Toni 
O’Swald, Karl Thomae, Max War-
burg, Agnes Wolffson, Friedrich 
Zahn. Bereits Mitglieder, aber nicht 
anwesend, waren: Emma Ender, 
Martin Hennig, Alexander Heskel, 
Karl Rathjen und Alfred Schober.

Die Sitzung einleitend äu-
ßert sich Senator Lattmann 
zur Idee einer Sozialen 
Frauenschule wie folgt: 

„Sie ist hervorgegangen aus 
der Kriegshilfearbeit, in der sich 
mehr und mehr das Bedürfnis 
nach sozial gut ausgebildeten 
Kräften herausgestellt hat, das 
nach dem Krieg in noch gesteiger-
tem Maße vorliegen wird. Hinzu 
kommt, dass dann für längere Zeit 
die Heiratsmöglichkeiten sehr 
verringert sein werden, so dass 
viele Frauen sich einen anderen 
Lebensinhalt schaffen müssen. 
Dazu soll ihnen die Soziale Frau-
enschule verhelfen.“ (Lattmann, 
zit. n. Dünkel & Fesel, 1999:10) 

Im weiteren Verlauf des Abends 
werden auf Garrels Vorschlag 
Johannes August Lattmann zum 
1. Vorsitzenden und Toni O’Swald 
und Adolf Buehl zu stellvertre-
tenden Vorsitzenden gewählt. Als 
künftige Schriftführer werden 
Carl Rathgen und Maria Lohse 

Zur Vorgeschichte Die Idee 
zur Gründung einer Ausbildungs-
stätte für weibliche Wohlfahrts-
pflegerinnen entstand vor dem 
Hintergrund einer zunehmenden 
Nachfrage nach professionellen 
Kräften, die der Masse an in Ar-
mut lebenden Menschen als Folge 
der Industrialisierung und des da-
mit einhergehenden rasanten Be-
völkerungswachstums besonders 
in den Großstädten helfend zur 
Seite stehen sollten. Die private 
Wohltätigkeit umfasste zahleiche 
Stiftungen, Vereine, Gruppen etc., 
worunter auch die auf Initiative 
von Helene Bonfort (1854-1940), 
Max Warburg und dem Leiter 
der Armenanstalt Dr. Otto Lohse 
gegründete „Hamburgische Gesell-
schaft für Wohltätigkeit“ am 15. 
11. 191� zählte, eine Charity-Ver-
mittlungsstelle, deren Ziel es war, 
private Wohltätigkeit in effektivere 
Bahnen zu lenken. Eine Hilfe, die 
ohne Rücksicht auf Art der Hilfe-
bedürftigkeit und des jeweiligen 
Glaubensbekenntnisses erfolgen 
sollte und zwar gezielt, überwacht 
und um Missbrauch zu vermei-
den (vgl. Pielhoff, 1999:420 ff.).

„Wir wollen allen Bedürftigen 
helfen, ohne Rücksicht auf Be-
ziehungen, auf die Art der Hilfe-
bedürftigkeit oder des Glaubens-
bekenntnisses zur Erhaltung des 
Selbstgefühls und ihrer Stellung 
unter den Mitmenschen.“ (Latt-
mann, zit. n. Guhl 2013:82)

Vorsitzender dieser Organisation 
wurde Senator Johannes August 
Lattmann. Mit Ausbruch des Welt-
kriegs im August 1914 gründete 
sich aus eben dieser Organisati-
on frühzeitig die Hamburgische 
Kriegshilfe heraus. Im Zuge dieser 
Entwicklung versammelte sich 
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und als erster und zweiter Schatz-
meister Johann Garrels und Max 
Warburg benannt. Es soll ein 
Verein gegründet werden, der die 
Schule unabhängig von staatlicher 
Einflussnahme finanziert. Der 
Verein soll zunächst den Namen 
„Soziale Frauenschule und Sozial-
pädagogisches Seminar in Ham-
burg e.V.“2 erhalten. Ebenso wird 
den Anwesenden mitgeteilt, dass 
man sich im Vorfeld im kleinen 
Kreise auf Gertrud Bäumer als 
Leiterin geeinigt hätte, nachdem 
eine Kandidatin aus der Inneren 
Mission das Angebot abgelehnt 
hatte. Bäumer war bereit, sich für 
fünf Jahre zu verpflichten und ab 
Januar 1917 ihre Position einzu-
nehmen, so dass die Schule Ostern 
1917 öffnen sollte. Als zweite 
Leiterin schlug sie Marie Baum 
vor. Der weitere Abend wurde 
bestimmt durch Diskussionen 
darüber, wie und in welcher Höhe 
die Schule und ihr künftiges Per-
sonal finanziert werden und wie 
die Beiträge der Vereinsmitglieder 
ausfallen sollten. Eine fachlich 
inhaltliche Erörterung zum Lehr-
plan der Schule wurde vertagt, 
bis Bäumer selbst anwesend 
sein würde (vgl. StaaHH, Sign. 
�62-5/2 Bd.2, 1. Sitzung 1916).

Auf der zweiten Sitzung vom 
6. April wurde den Anwesenden 
mitgeteilt, dass Professor Gustav 
Wendt und Professor William 
Stern als weitere Mitglieder des 
Kuratoriums angefragt seien, und 
während Stern zugesagt hatte, 
warte man auf Wendts Antwort. 
In Gegenwart Gertrud Bäumers 

2 Der Name wird im April 1916 auf Vorschlag von 
Melle’s in Institut geändert. (vgl. Fesel/Dünkel, 
1999:16).

wird daher an diesem Abend über 
die Lehrplanung diskutiert, wobei 
sich die inhaltliche Ausgestaltung 
an den von ihr gesetzten Richtli-
nien orientieren sollte. Ihr allein 
sollte die Verantwortung über die 
Lehrplanung überlassen bleiben; 
die Anstellung von Lehrkräften, 
deren Besoldung, allgemeine 
Ausgaben, Höhe des Schulgeldes 
etc. sollten dagegen laut Aussage 
Otto Lohses Aufgaben des Kura-
toriums bleiben. Gertrud Bäumer 
erklärte den Anwesenden: 

„Es gilt nicht, eine soziale 
Frauenschule mehr zu schaffen, 
sondern die Gründung muß von 
dem Gedanken ausgehen, daß 
neben den praktischen Aufgaben 
sozialer Berufsausbildung eine 
gründliche Durcharbeitung alles 
Methodischen, des Ineinander-
greifens von Theorie und Praxis 
notwendig ist, um eine feste 
Gestaltung für die soziale Frau-
enbildung zu gewinnen“ (Bäu-
mer, zit. n. Lohse, 1916, StaaHH, 
Sign, �62-5/2 Bd. 2, 2. Sitzung)

Für die Schülerinnen der 
Sozialen Frauenschule wird ein 
Mindestaufnahmealter von 18 
Jahren festgelegt. Anschließend 
entspringt zwischen Schulrat 
Schober und Bäumer ein Aus-
tausch über die inhaltliche Aus-
richtung,  die Struktur und den 
Aufbau des Sozialpädagogischen 
Seminars sowie dessen Teilnahme-
voraussetzungen. Es ist offensicht-
lich, dass beide unterschiedliche 
Vorstellungen haben, die aber von 
ihr letztlich argumentativ über-
wunden werden. Dr. Zahn schien 
ein wenig dahingehend besorgt, 
indem er Gertrud Bäumer fragte:

„Wie kriegen wir es methodisch 
heraus, daß die jungen Mädchen 
sich in einen Anstaltsbetrieb 

einordnen lernen, ohne zwischen 
der Furcht vor Selbstverantwor-
tung und Selbstüberschätzung hin 
und her zu schwanken?“ (Zahn 
zit. n. Maria Lohse, 1916, ebd.)

Gemäß Bäumers Erfahrung 
nach arbeiteten die einer Anstalt 
zugewiesenen Schülerinnen ge-
wissenhaft, aber leider mangele es 
den Anstalten nicht selten an der 
Fähigkeit zur Anleitung, weshalb 
hier in der Ausbildungsstruktur 
nachgebessert werden müsste. 
Professor William Stern findet 
den Begriff des „Sozialen“ zu 
scharf gefasst, “… wenn häusliche 
Pädagogik, Kleinkinderpsycho-
logie und Wirtschaftslehre vom 
Gesichtspunkt der Hausfrau und 
Mutter aus im Lehrplan nicht 
berücksichtigt wird.“ (Stern, zit. 
n. Maria Lohse, 1916, ebd.)

Dem hält Bäumer jedoch entge-
gen, dass es nicht sinnvoll sei, die 
Anstalt mit zusätzlichen Hauswirt-
schaftskursen zu belasten, weshalb 
hauswirtschaftliche Kenntnisse als 
eine Vorrausetzung zur Aufnahme 
der Sozialen Frauenschule bereits 
mitgebracht werden sollten. Der 
Einbezug des Mutterberufes als 
sozialen Beruf würde den Cha-
rakter der Einrichtung gänzlich 
verändern. Im Übrigen sprach 
sie sich im Unterschied zu Stern 
gegen eine Aufnahme von Hospi-
tantinnen aus, dem auch War-
burg sich deutlich anschloss, weil 
diese aus seiner Sicht den Ruf der 
Schule als Berufsschule verdür-
ben. Auch Sterns Wunsch, statt 
Sozialpädagogisches Seminar den 
Begriff Hochschule zu verwenden, 
lehnt Bäumer ab, da aufgrund 
des Lehrplanes, des Ausbildungs-
zieles etc. dieser Begriff mehr 
verspräche, und akademische 
Freiheit nicht gewährleistet wer-
den könne. Am Ende der zweiten 
Sitzung erklärt Emmy Ender, dass 
sie als Vorsitzende des Verbandes 
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Hamburgischer Mädchenhorte in 
den Richtlinien der neuen Sozi-
alen Frauenschule hinsichtlich ei-
ner praktischen Unterweisung der 
Schülerinnen in den Mädchenhor-
ten keinerlei Bedenken sähe.

Zu den bisherigen Kuratoriums-
mitgliedern werden hier zudem 
Gustav Wendt, Alida Borchling, 
William Stern und Gertrud Bäu-
mer erwähnt, womit dieses dann 
in der Gesamtzahl mit Baum und 
Bäumer aus 24 Personen besteht 
(vgl. StaaHH, Sign. �62-5/2 Bd. 2).

Mit der dritten Sitzung kommt 
es am 1�. Mai 1916 in den Räu-
men der Patriotischen Gesellschaft 
zur Gründung des Vereins „Soziale 
Frauenschule und Sozialpäda-
gogisches Institut“. Die Satzung 
wird angenommen und die 
Ämter verteilt, wobei Hans Ahlers 
und Schulrat Thomae zu Rech-
nungsprüfern ernannt werden.

Ein Satzungsentwurf vom 
15. Mai 1916 sieht vor: 
In §1
„Der im Jahre 1916 in Hamburg 
gegründete Verein Soziale Frau-
enschule & Sozialpädagogisches 
Institut bezweckt in einer sozialen 
Frauenschule eine planmäßige 
Berufsausbildung von jungen 
Mädchen und Frauen für die 
soziale Arbeit herbeizuführen, 
und ihr ein sozialpädagogisches 
Institut einerseits als Aufbau für 
die soziale Frauenschule, ande-
rerseits als Ausbildungsstätte 
für Lehrkräfte der sozialen und 
bürgerkundlichen Fächer an den 
Frauenschulen anzugliedern.“ 

Organe des Vereins sind: 
Vorstand, Kuratorium, Mitglieder-
versammlung. Das Kuratorium 
besteht aus  einem Vorsitzenden, 
zwei Stellvertretern, einem Schrift-
führer und dessen Stellvertreter, 
sowie einem Schatzmeister mit 

Stellvertretung und mindestens 
vier Beisitzern. (vgl. StaaHH, Sign. 
�62-5/2 1 Bd.1, Satzungsentwurf).

Mit der vierten Sitzung vom 
16. Juni des Jahres wurden noch 
einmal die Zulassungsvorrauset-
zungen zur Diskussion gebracht. 
Es stand der Vorschlag im Raum, 
eine zehnklassige Lyzeal-Bildung 
als Vorbedingung zu fordern, 
was Bäumer jedoch ablehnte. 
Für sie reichte die zehnklassige 
höhere Mädchenschule. Bezüglich 
weiterer schulischer Zulassungs-
voraussetzungen sah sie aber 
auch Spielraum für vergleichbare 
Abschlüsse und bevorzugte die 
Option, manche Zulassung auch 
nach individuellen Gesichtsprunk-
ten zu entscheiden, was sie jedoch 
auch gleich als ein Recht für sich 
beanspruchte. Natürlich gestand 
ihr Schulrat Thomae zu, viele 
zweifelhafte Fälle selbst entschei-
den zu können, nannte beispiels-
weise das Ausgleichen schlechter 
Zeugnisse durch eine spätere 
Tätigkeit als eine Möglichkeit. Er 
betrachtete jedoch den Ausschuss 
als eine Art Rückendeckung für 
die Leiterin, wenn es seitens 
abgelehnter Bewerberinnen zu 
Beschwerden kommen sollte.

In der etwas großzügigeren 
Ausgestaltung der Zulas-
sungsberechtigung trat ihr 
William Stern zur Seite:

„[…] Es sollte keine Be-
schränkung auf die höheren 
Stände eintreten. Deshalb sei 
neben der Norm Individuali-
sierung nötig.“ (Stern zit. n. 
Rathgen, 1916, StaaHH, Sign. 
�62-5/2 Bd. 2, 4. Sitzung).

Als zweiter wichtiger Tagungs-
punkt wird die Frage der Zeug-
niserteilung und damit einherge-
hend die Art des Abschlusses der 
Sozialen Frauenschule erörtert. 
Bäumer weist noch einmal auf die 
Vereinbarung hin, dass die Aus-
bildung nur dann abgeschlossen 
wäre, wenn die Absolventen im 
Anschluss daran das Institut für � 
bis 4 Semester besuchen würden. 
Das Zeugnis der Sozialen Frau-
enschule berechtige sie lediglich 
zur Zulassung zum Institut. Im 
Verlauf der Erläuterungen wurde 
auch Bäumer klar, dass der Aufbau 
des Instituts und der Schule nach 
außen hin verwirrend erscheinen 
könnte, weshalb sie nochmals 
deutlich darauf hinwies, dass 
die Ausbildung als Ganzes nur 
abgeschlossen wäre, nachdem 
beide jeweiligen Abteilungen 
besucht wurden. Im Übrigen 
sollte dieser Umstand auch 
noch einmal der Presse deutlich 
gemacht werden. Als drittem und 
letztem Punkt widmeten sich die 
Anwesenden der Art und Weise 
der Ausbildung von Lehrerinnen 
am Sozialpädagogischen Institut. 

Gemäß der 5. Sitzung vom 4. Ok-
tober 1916 verkündete Lattmann 
offiziell die Zusage von Gertrud 
Bäumer und legte eine Reihe von 
bislang ungeklärten Punkten zu 
weiteren Diskussion vor. So ging 
es u.a. zunächst auch darum, 
den Anteil der Schülerinnen aus 
Hamburg und den Inhalt des In-
formationsprospekts festzulegen. 
Hinzu kam die Einrichtung einer 
Bibliothek und eines Internates 
für auswärtige Schülerinnen. Mit 
der letzten Sitzung des Jahres 1916 
vom 10. November wurde der 
Lehrplan zur Annahme vorgelegt 
sowie Bericht erstattet über 180 
Anmeldungen, davon 80 allein aus 
Hamburg. Abschließend wies der 
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Vorsitzende nochmals daraufhin, 
dass die Schule gerade im Hinblick 
auf die sozialen Verhältnisse nach 
dem Kriege gegründet worden sei.

Werfen wir nun einen Blick 
auf jene Persönlichkeiten, die 
der Sozialen Frauenschule ihr 
erstes Gepräge gaben und ihren 
Fortbestand zu sichern suchten.

Die Akteure aus Politik und 
Wirtschaft waren: Buehl, 
Garrels, Lattmann, Lohse, 
Warburg� Johannes August 
Lattmann Die vermutlich bedeu-
tendste Rolle als „Vernetzer“ in der 
Gründungsphase spielte Senator 
Johannes August Lattmann. Der 
1858 in Hamburg als jüngstes 
Kind des Kaufmanns und Getrei-
demaklers Gustav Lattmann und 
seiner Frau Elisabeth Amsinck, 
geborene Johannes wuchs bedingt 
durch den familiären Hintergrund 
seiner Mutter in einer sehr kom-
fortablen Lebenssituation heran. 
Diese ermöglichte ihm ein Lebens 
in Wohlstand, die Verwirklichung 
eines Lebens als Geschäftsmann, 
Politiker, Mäzen und Stifter. Im 
Jahre 1876 absolvierte Johannes 
Lattmann das Johanneum und 
verbrachte 1880/81 mehrere Aus-
landsaufenthalte in Spanien und 
Portugal, wo er für seinen Onkel 
Gustav Amsinck im Import & 
Exporthandel tätig wurde. Ab 1886 
stieg Lattmann als Gesellschafter 
und Prokurist in die Firma ein, wo-
raufhin ihn sein Onkel Gustav Am-
sinck wenig später zum Nachfol-
ger machte (vgl. Guhl, 2013:25 ff.).

Die Kinderlosigkeit seiner an-
sonsten als sehr glücklich beur-
teilten Ehe mit Fanny Schlüter, 
die langjährige Krankheit seiner 
Mutter sowie ein Nervenleiden seit 

3 Anm. d. Verf. Da sich die Beteiligten  auf mehre-
ren Gebieten engagiert hatten, werden sie  jedes 
Mal in der Überschrift der Akteure miterwähnt, 
um diese Überlappung zu verdeutlichen.

seinem frühen Erwachsenenalter, 
das sich später zu Rheuma ent-
wickelte, ließ Lattmann zu einem 
nachdenklichen Menschen wer-
den, der zwischen begrenzter Reli-
giosität, Philosophie und selbstver-
fasster Gedichte versuchte, diesen 
Gegebenheiten etwas entgegen zu 
setzen. Er war wohlhabend genug, 
um sich mit 40 Jahren aus dem 
Geschäft zurückziehen zu können 
und 1901 aus New York nach 
Hamburg zurückzukehren und um 
sich fortan neuen Beschäftigungen 
zu widmen. (vgl., Guhl, 2013:50).

Seine Karriere auf dem Gebiet 
der Privatwohltätigkeit begann er 
u.a. mit seinem ehrenamtlichen 
Engagement in der Niederlän-
dischen Armencasse 1905/06, 
woraufhin er alsbald 1909 ins 
Waisenhauskollegium eintrat 
und sich sein Weg in die Ham-
burgische Politik abzuzeichnen 
begann. Als Gegner der neuen 
Wahlrechtsreform von 1906 
wurde er Mitglied der Vereinigten 
Liberalen.4 In dieser Partei steht 
er Seite an Seite mit  dem Par-
teivorsitzenden Johann Hinrich 
Garrels. So schreib Lattmann an 
seinen Neffen über Garrels:

4 Diese Fraktion in der Hamburger Bürgerschaft 
hatte sich 1906 als Antwort auf eine von Bürger-
schaft und Senat durchgesetzte Wahlrechtsre-
form gegründet. Hintergrund der Reform war der 
Einzug einiger SPD- Abgeordneter in die Bürger-
schaft 1904, worauf die von wohlhabenden Bür-
gern mehrheitlich besetzten Organe Bürgerschaft 
und Senat 1906 das Wahlrecht dahingehend än-
derten, dass nur der wahlberechtigt sein konnte, 
wer mehr als 2500 Mark im Jahr verdiente, wo-
mit die nicht besitzenden Klassen ausgeschlossen 
wurden. Zwar folgte ein Ausstand von 80.000 
Arbeitern, der aber wurde gewaltsam niederge-
schlagen und änderte nichts an dem neuen Wahl-
recht bis 1919. In diesem Zusammenhang sprach 
die SPD von Wahlrechtsraub (vgl. Hempel, 2016).

„Ich bin mit meinem Comptoir 
nunmehr in die erste Etage der 
Klosterburg gezogen und sitze 
direkt unter J. H. Garrels. Dieser ist 
jetzt Vorsitzender der Vereinigten 
Liberalen in der Bürgerschaft ge-
worden, also schlimmste Oppositi-
on und nach Ansicht der alten Tan-
ten halber Sozialdemokrat. Wenn 
Hamburg nur mehr solche famose 
Menschen hätte, wäre manches 
anders und besser. Leider sind wir 
politisch noch weit zurück und 
wir können von England lernen, 
daß man Opposition machen 
kann und doch ein Patriot und 
anständiger Mensch sein kann“ 
(Lattmann, zit. n. Guhl, 2013:75).

Im Jahre 1912 wurde Lattmann, 
ein ausgesprochener Gegner des 
Klassenwahlrechts, auf Vorschlag 
des Bankiers Max M. Warburg 
zum Senator auf Lebenszeit ge-
wählt. Lattmann kannte Warburg 
spätestens, seitdem auch dieser 
sich einer Gruppe von wohlha-
benden Bürgern um Bürgermeister 
Werner von Melle angeschlossen 
hatte, die sich um die Schaffung 
einer eigenen Universität in Ham-
burg bemühten. Hierzu hatten sie 
1906 mit anderen die Hambur-
gische Wissenschaftliche Stiftung 
gegründet (vgl. Guhl, 2013:66).

Seine neuen Tätigkeitsfelder 
umfassten eine Position als Präses 
der Öffentlichen Jugendfürsorge 
sowie Mitgliedschaften im Armen-
kollegium und in der lutherischen 
Kirche als Kirchenspielherr u.a. 
der Heiligengeistkirche in Barm-
bek und der St. Gertrudkirche in 
Uhlenhorst, an denen zu jener Zeit 
auch Pastor Wilhelm Kiessling pre-
digte. Neben seiner weiteren Funk-
tion als Präses der Behörde für das 
Gewerbe- und Fortbildungswesen 
wurde er 191� Vorsitzender der 
bereits erwähnten Hamburgischen 

standpunkt : sozial 1/2017



Th
em

a

1�

Stephan Larisch

Gesellschaft für Wohltätigkeit, 
aus der sich nach Ausbruch des 
1.Weltkriegs die Hamburgische 
Kriegshilfe als Instrument zur Un-
terstützung bei der Versorgung der 
Hamburger Bevölkerung während 
des Kriegs herausbildete. Wieder 
wird Lattmann Vorsitzender und 
beschäftigt Friedrich Zahn als 
neuen Geschäftsführer. Gegenüber 
dem Ende der Monarchie 1918 
nahm er eine ambivalente Haltung 
ein, war er doch einerseits über-
zeugter Republikaner und Demo-
krat, so fürchtete er andererseits 
das Fehlen eines starken Gegen-
pols gegen revolutionäre Strö-
mungen und Chaos (vgl. ebd., 90 
ff.). Mit seinem Ausscheiden aus 
dem Senat 1919 wird er ein Jahr 
später Vorstandvorsitzender der 
neugegründeten Deutschen Wa-
rentreuhandhand bis 1928, später 
deren Aufsichtsratsmitglied von 
1929 bis 19�6. Diese war gegrün-
det worden zum Zweck der Roh-
stoffsicherung aus dem Ausland 
im Nachkriegsdeutschland (vgl. 
ebd., 101). Senator Lattmann ver-
starb 19�6 in Hamburg. Sein viel-
faches soziales Engagement war 
nach Beurteilung von Anton Guhl 
vermutlich u.a. auch zurückzu-
führen auf die jüdische Sozialphi-
losophie des Moses Maimonides 
(geb. 11�5 gest. 1204), wonach es
„[d]ie höchste Stufe der Wohl-
tätigkeit ist […], daß jemand in 
solcher Weise unterstützt wird, 
daß er sich selbständig ernähren 
kann. Die dritte ist die, wenn der 
Wohltäter weiß, wem er gibt, aber 
der Arme nicht weiß, von wem 
er empfängt. Die fünfte ist die, 
daß jemand gibt, bevor er da-
rum gebeten wird.“(Maimonides 
zit. n. Guhl, 2013:70).

Gewiss prägte diese Grundhal-
tung sein Verhalten, wenn auf 
seine Biographie zurückgeblickt 
wird, war er doch stets bemüht, 
nie als Spender namentlich in 

Erscheinung zu treten, womit er 
größere Projekte zur gesellschaft-
lichen Selbstständigkeit auf der 
Makroebene förderte. Sein Freund 
und Begleiter in vielen Projekten 
Max Warburg schrieb über ihn:

„[…] sobald er sich einer Sache 
widmete, stellte er die Sache 
selbst so in den Vordergrund, 
daß sie ihn verdeckte.“ (Warburg 
1937, zit. n. Guhl, 2013:114).

Max Moritz Warburg Der 
bereits vielfach erwähnte Max 
Moritz Warburg wurde 1867 als 
zweites von sieben Kindern des 
Bankiers Moritz Moses Warburg 
und der Charlotte Oppenheim 
in Klein Jerusalem (heute Grin-
del) in Hamburg geboren. Wie 
sein Mitstreiter Lattmann wuchs 
auch Max Warburg umgeben 
von Wohlstand auf und besuchte 
das Johanneum. Nicht sonderlich 
religiös, überlegte er sich ange-
sichts seiner Vorbestimmung als 
Kaufmann, „[…] wie ein Bankier 
der Menschheit nützen kann, ohne 
sie auszupumpen, ob er nicht den 
Vorteil der Welt auch zu seinem 
Vorteil machen kann“ (Hoffmann, 
2009:24). Hoffmann sieht hier 
eine Beeinflussung durch Hambur-
ger und Altonaer Aufklärer. Seiner 
Lehre im Bankhaus J. Dreyfus & 
Co. in Frankfurt am Main folgte 
1888 der Militärdienst in Bayern, 
welcher ihn so begeisterte, dass 
er gerne zur Armee gegangen 
wäre, was sein Vater in einem 
Brief lakonisch beantwortet:

„Mein lieber Max, me-
schugge. Dein Dich liebender 
Vater.“ (M. Warburg, zit. 
n. Hoffmann 2009:26)

Vermutlich auch schon vorher, 
aber spätestens während seines 
Militärdienstes und seiner Zeit an 
der Universität wurde er immer 
wieder Zielscheibe antisemitischer 
Beleidigungen (vgl. ebd, 26 ff.). Ab 
1892 arbeitete er als Prokurist in 
der Bankfirma seines Vaters und 
wurde ein Jahr darauf Teilhaber, 
woraufhin der Vater 1895 die 
gesamte Leitung der Bank seinen 
beiden Söhnen Paul und Max 
überließ. In seiner Funktion als 
ehrenamtlicher Handelsrichter 
wurde er 1902 in die hiesige Han-
delskammer gewählt und verblieb 
dort bis 19��. In dieser Zeit ent-
stand ein enger freundschaftlicher 
Kontakt zu dem Großreeder Albert 
Ballin, Chef der HAPAG5, der ihm 
1910 einen Posten im dortigen 
Aufsichtsrat verschaffte (vgl. ebd., 
42 ff.). Inspiriert durch seinen 
anderen Bruder Aby widmete sich 
auch Max der Idee einer Hambur-
ger Universität und überzeugte 
Senator von Melle von dem Vorha-
ben, welches dieser dann tatkräftig 
unterstützte. Aby`s Werbeslogan 
hierfür lautete „Bildung schadet 
nichts“. Die Verwirklichung ließ 
jedoch noch über ein Jahrzehnt 
auf sich warten, da es viele 
Gegner dieses Projektes gab, die 
hohe Steuern für die Umsetzung 
fürchteten. Um einen Ausweg zu 
finden, gründete man 1908 das 
Hamburgische Kolonialinstitut 
mit Lehrstühlen für Wirtschaft, 
Recht und Geographie, mit Max 
Warburg im Beirat (vgl. ebd., 55 f.).

Bereits kurz nach Ausbruch des 
Kriegs gehörte Warburg zu den 
Gründungsmitgliedern der Ham-
burgischen Kriegshilfe. Deren Ziel 
war es, Angehörige von Soldaten 
vor der öffentlichen Armenpflege 
zu bewahren. Es wundert daher 

5 Anm. des Verfasser: Hamburg-Amerikanische  
Packetfahrt-Actien-Gesellschaft.
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nicht, dass er aufgrund seiner Be-
ziehungen zu Bonfort, Lohse und 
Lattmann auch gleich zu Beginn 
an der Gründungsitzung des Ver-
eins zur Verwirklichung einer So-
zialen Frauenschule teilnahm und 
in der Folgezeit einer der beiden 
Schatzmeister wurde. Der zuneh-
mende Antisemitismus in der Ge-
sellschaft ließ ihn nach dem Krieg 
jegliche Angebote an Regierungs-
posten ablehnen. Er mag sich da-
bei durch die tödlichen Attentate 
auf die beiden jüdischen Politiker 
Matthias Erzberger im Juni 1921 
und Walther Rathenau im Juni 
1922 durch die rechte Organisati-
on Consul bestätigt gefühlt haben, 
weshalb auch er aufgrund einer ge-
gen ihn gerichteten Morddrohung 
fortan Polizeischutz erhielt (vgl. 
ebd. 107 ff.). Um die Rohstoffzulie-
ferung zu gewährleisten, gründete 
er 1920 die Warentreuhand und 
wurde Mitglied der DVP, dem 
rechten Pendant der DDP, welches 
auf Großbürgertum, Kaufleute und 
Bankiers setzte (vgl. ebd., 118). Die 
Finanzkrise von 1929 überstand 
Warburgs Bankhaus dank der Un-
terstützungen seiner Brüder in den 
USA. Wegen der zunehmenden 
Nähe der DDP zu den Nationalsozi-
alisten trat er kurzerhand aus der 
Bürgerschaft aus (vgl. ebd., 140).

Sein Versuch, sich den Umstän-
den anzupassen und dabei zu 
retten, was zu retten ist, verhin-
derte nicht den Verlust aller seiner 
Ämter und Positionen bis 19�8. 
Und dennoch war er nicht naiv, 
sondern wusste um die Bedro-
hung im Allgemeinen, weshalb 
er bereits 19�� mit einem seiner 
engsten Mitarbeiter Carl Melchior 
begonnen hatte, Auswanderungs-
projekte und Modelle zu entwer-

fen, um für so viele Menschen 
jüdischer Herkunft wie möglich 
die Flucht in andere Länder zu 
organisieren. Hierbei versuchte er 
sowohl seine Kontakte zu Großin-
dustriellen wie Krupp von Bohlen 
und Halbach, Bosch etc. zu nutzen, 
um Gelder zu akquirieren, als 
auch in den Reihen des SS-Chefs 
Heinrich Himmler – natürlich mit 
wenig Erfolg (vgl. ebd., 146 ff.). Im 
Zuge dessen gründete er 19�7 eine 
Treuhandstelle, die jüdisches Ver-
mögen ins Ausland transferieren 
und deren Immigration organi-
sieren sollte, da die meisten der 
infrage kommenden Staaten jü-
dische Flüchtlinge nur gegen hohe 
Devisenzahlungen aufnahmen. 
Die Lage verschlimmerte sich, als 
Himmler 1941 die Auswanderung 
von Juden verbot. Mit dem Ver-
kauf seiner Bank 1938 verließ er 
gemeinsam mit seiner Frau Alice 
Deutschland und verbrachte den 
Rest seines Lebens in New York 
City (vgl. ebd., 2�9 f.). Warburg, 
der sich oftmals auf dem Parkett 
nationaler und internationaler 
Politik bewegt hatte, versuchte 
Einfluss zu nehmen auf Friedens-
förderung, wirtschaftlichen Auf-
schwung, Linderung von Armut 
und Not, der Förderung von Wis-
senschaft und Bildung ohne den 
Einfluss politischer oder religiöser 
Ideologien, und versuchte zuletzt 
in großer Anstrengung schät-
zungsweise bis zu 75.000 Men-
schen durch seine Beziehungen 
vor der nationalsozialistischen 

Verfolgung zu retten. Gemessen 
an seinem Kindheitsgedanken, 
dass ein Bankier etwas zum Vor-
teile der Menschheit tun könnte, 
ohne sie auszunutzen und selbst 
davon zu profitieren, erscheint 
die Mission erfüllt: Durch ein 
eigenes wohlhabendes Leben für 
sich und die Seinen, die Rettung 
von Zigtausenden von Menschen 
vor dem Tod und der Förderung 
der eben erwähnten Projekte.6

Johann Hinrich Garrels Max 
Warburgs Kollege als zweiter 
Schatzmeister des Vereins war 
auch der gleichzeitige Parteifreund 
und Kontor-Nachbar Lattmanns, 
Johann Hinrich Garrels, der 1855 
in Leer zur Welt kam und ab 1875 
in Hamburg in die Firma Siemsen 
& Co. eintrat, welche er dann 1877 
in Hongkong vertrat und wo er 
1889 eine eigene Handelsfirma 
gründete. Er kehrte 1897 zurück 
nach Hamburg und gründete hier 
die Firma Garrels, Börner & Co. 
Im Jahre 1904 zog er in die Bür-
gerschaft ein und gehörte dabei 
der Fraktion der Rechten an. Des 
Weiteren gehörte er der Finanzde-
putation, der Oberschulbehörde 
und dem Armenkollegium an. Po-
sitionen, in denen er zu jener Zeit 
Adolf Buehl, Otto Lohse, Lattmann 
und den Schulräten Thomae und 
Schober begegnet sein dürfte. Sein 
Versuch, 190� und 1907 für den 
Reichstag zu kandidieren, schei-
terte zugunsten des konservativen 
Kandidaten Edzard zu Innhausen 
und Knyphausen. Aus Protest 
gegen die Bestrebungen des da-
maligen Senates und der Bürger-
schaft 1906, das Wahlrecht zum 
Nachteil der weniger besitzenden 
Klasse zu verändern, um so die 

6 Eine umfassende Biographie mit einer Aus-
wertung privater Familiendokumente erstellte 
Gabriele Hoffmann: Max M. Warburg, Ellert & 
Richter, 2009.
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Sozialdemokratie abzuwehren, 
gründete er gemeinsam mit Carl 
Petersen und Senator Peter Stub-
mann die links-liberale Fraktion 
der Vereinigten Liberalen, der er 
dann von 1906 bis 1918 angehörte 
und deren Vorsitzender er kurz 
darauf wurde. Seine Wahl zum 
ersten Senator dieser Partei im 
Jahre 1917 sollte den politischen 
Frieden erhalten, was mit der 
Revolution 1918 und der Abschaf-
fung des ungerechten Wahlrechtes 
obsolet wurde. Garrels wurde 
gemeinhin als sehr besonnener 
und sachlicher Redner beschrie-
ben. Nach seinem Tode 1920 trat 
seine Ehefrau Anna Quapp in das 
Kuratorium des Vereins ein. (vgl. 
Larisch, 201�:17� f.; StaaHH, Sign. 
A-757, Johann Hinrich Garrels). 

Eine prägnante Aussage trifft 
Senatssyndicus Buehl über seinen 
Kollegen in seinen Memoiren:

„[…] Erst mit der Wahl der 
Senatoren Garrels (1917) und 
Dr. Petersen (1918), die beide der 
Fraktion der Vereinigten Liberalen 
angehört hatten, gelangten aus-
gesprochene Demokraten in den 
Senat, starke Persönlichkeiten, die 
auf die politische Färbung des Se-
nates nicht ohne Einfluß geblieben 
sind.“ (Buehl, zit. n. Guhl, 2013:80).

Otto Joseph Lohse Neben 
Lattmann und Warburg hatte sich 
auch der damalige Direktor der Ar-
menbehörde Otto Joseph Lohse an 
der Gründung der Hamburgischen 
Gesellschaft für Wohltätigkeit e.V. 
beteiligt. Lohse und seine Frau 
Maria waren von Beginn an im 
Gründerkreis der Sozialen Frau-
enschule vertreten. Geboren 1865 
in Köln, promovierte er in Leipzig 
1886 in den Rechtswissenschaften 
und wurde 1892 als Richter in 

den Hamburgischen Justizdienst 
aufgenommen. Im Jahre 1905 
löste er Adolf Buehl als Direktor 
des öffentlichen Armenwesens ab 
und verblieb auf diesem Posten bis 
1920. In dieser Zeit organisierte er 
die Transformation der Armenan-
stalt in eine neue Wohlfahrtsbe-
hörde. Er war nicht nur Mitglied 
des Kuratoriums, sondern lehrte 
auch ab 1917 bis ca. 1927 an der 
Sozialen Frauenschule und dem 
SPI „Einführung und Praxis der 
Wohlfahrtspflege“, erklärte das 
Hamburger Stiftungssystem, refe-
rierte über „Zwangsmaßnahmen 
gegen Arbeitsscheue und säumige 
Unterhaltspflichte“, erläuterte 
Gründe des Verlassens der Familie 
durch den Ernährer und gab Auf-
schluss über die private Wohltä-
tigkeit und ihrer Motive. Weitere 
Themen waren Kinderheilstätten, 
offene und geschlossene Kolonien, 
die Unterschiede der katholischen 
und evangelischen Liebestätig-
keit, die Fürsorge für Ausländer, 
Armenpflege auf dem Lande sowie 
die offene und geschlossene Ar-
menkrankenpflege u.a. Während 
seiner Amtszeit wurden zahlreiche 
Maßnahmen auf dem Sektor der 
Kinder- und Behindertenerholung 
initiiert. Von 1912 bis 19�1 wirkte 
er zudem noch als Vorstandsmit-
glied des Deutschen Vereins für 
öffentliche und private Fürsorge in 
Berlin und von März 1920 bis zu 
seiner Pensionierung im Novem-
ber 19�1 als Senatssyndicus. Otto 
Lohse verstarb 1946 in Hamburg 
(vgl. Larisch, 2012:174 f.).

Wilhelm Adolf Buehl Lohses 
Vorgänger auf dem Gebiet der 
Armenpflege war Wilhelm Adolf 
Buehl. Geboren 1860 in Koblenz, 
wurde er 1886 als Gerichtsassessor 
an das Lüneburger Amtsgericht 
berufen. Als Staatsanwaltsge-
hilfe wechselte er dann 1890 in 

den Hamburger Justizdienst und 
galt unter der Arbeiterschaft als 
„scharfer Hund“. Von 1897 bis 
1905 fungierte er als Nachfolger 
des bisherigen Direktors des 
öffentlichen Armenwesens Emil 
Münsterberg (1855-1911) und 
wurde 1907 zum Senatssyndikus7 
ernannt. In diesen Jahren war er 
in zahlreichen Behörden tätig, 
u.a. in der Gefängnisdeputation, 
im Armenkollegium (1906-1919), 
in der Justizverwaltung, in der 
Berufsschulbehörde und ab 1907 
auch in der Oberschulbehörde, 
wodurch er vermutlich in Kon-
takt mit Schober und Thomae 
kam (vgl. StaaHH, Personalak-
te Buehl Sign. 1�1-15 A 19).

Ein besonderes Anliegen war 
ihm die Reform des Hamburger 
Armenwesens, wie es Münsterberg 
schon begonnen hatte. Hierbei lag 
sein Fokus beispielsweise auf dem 
seit 1891 eingerichteten Hauspfle-
gedienst für Wöchnerinnen der 
Arbeiterklasse. Dieser Dienst sollte 
helfen, Frauen während und einige 
Zeit nach der Geburt im Haushalt 
zu unterstützen, um gesundheit-
lichen Schaden für Mutter und 
Kind zu verringern, da nicht selten 
die Frauen zu schnell wieder in 
den Arbeitsablauf ihres Haushaltes 
eintraten und hierdurch Krank-
heiten oder körperliche Schäden 
davontrugen. Ein Umstand, den 
er auch als mitverantwortlich für 
zahlreiche Eheprobleme und das 
Verlassen der Familie durch den 
Mann betrachtete. Das System 
wurde dem Armenkollegium ange-
schlossen und zählte 1905 bereits 
250 Pflegerinnen. Mit dem Ziel, 
private Wohltätigkeit mit der öf-
fentlichen zu kombinieren, sprach 

7 Anm. d. Verf. Ab 1920 wurde die Bezeichnung 
in Staatsrat geändert.
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er gezielt bürgerliche Frauen für 
eine pflegerische Tätigkeit an, um 
ihnen einerseits eine sinnvolle Tä-
tigkeit jenseits alltäglicher Lange-
weile zu verschaffen, und ande-
rerseits, um die Haushaltsführung 
von Arbeiterfrauen effizienter zu 
gestalten und die Säuglingssterb-
lichkeit zu senken. Leider fiel die 
Spendenfreundlichkeit der Ober-
schicht für dieses privat finan-
zierte Projekt nicht sehr hoch aus, 
so dass er sich gezwungen sah, 
mahnend an die Spendenfreund-
lichkeit zu appellieren. Entspre-
chend den Briefdokumenten fand 
besonders Bäumers Nachfolgerin 
Margarete Treuge (1876-1962) 
als Schulleiterin in Staatsrat 
Buehl einen langjährigen aktiven 
Unterstützer vor und hinter den 
Kulissen. Adolf Buehl ging 1928 
in den Ruhestand und verstarb 
1948 in Hamburg (vgl. Larisch, 
2012:249 f.; Pielhoff, 1999:505 ff.).

 
Die Akteure und Akteurinnen 
aus dem Bereich der Wohl-
fahrtspflege waren: Buehl, 
Ender, Kiessling, Kortmann, 
Lattmann, M. Lohse, O. Lohse, 
O’Swald, Warburg, Wolffson, 
Zahn Friedrich Zahn Der 
Geschäftsführer der von Warburg, 
Bonfort, Lohse u.a. organisierten 
Hamburgischen Gesellschaft für 
Wohltätigkeit, Friedrich Zahn, 
wurde 1882 in Mülhausen in Thü-
ringen als Sohn des Direktors der 
dortigen Mädchenschule Gotthold 
Zahn geboren. Ursprünglich wollte 
er Theologie studieren, brach aber 
nach drei Semestern ab, um „sei-
ner alten Neigung“, wie er es selbst 
formulierte, zu folgen und Rechts- 
und Staatswissenschaften studier-
te. Nach seiner Promotion 1910 
wurde er im September 1912 als 
Landrichter in den hamburgischen 
Justizdienst aufgenommen, reichte 
allerdings bereits am 9. 4. 191� ein 

Beurlaubungsgesuch ein, um eine 
Funktion in der neuen Wohltätig-
keitsgesellschaft anzunehmen, die 
er zum 1. Juli aufnahm. Aufgrund 
seiner Vorerfahrung als Referen-
dar im Hamburger Volksheim8 
schien er ein geeigneter Kandidat. 
Während des Krieges betätigte er 
sich zusätzlich auch noch in der 
Hamburger Kriegshilfe von 1914 
bis 1919, der Wohlfahrtsabteilung 
des Arbeitsamtes und begab sich 
1920 mit einer eigenen Anwalt-
spraxis in die Selbstständigkeit. 
Er starb 1959 in Hamburg (vgl. 
StaaHH, Personalakte Zahn, Sign. 
241-2, A 2756). Von Anfang an da-
bei warnte Zahn Gertrud Bäumer 
in einem Schreiben vom 26. 10. 
1916, dass es gelte, sich jeglicher 
kirchlicher, religiöser und poli-
tischer Einflussnahme, besonders 
nach dem Krieg, zu verwehren, um 
eine Beschränkung zu vermeiden. 
Er empfahl ihr neutral zu bleiben, 
positiv neutral, wie er formu-
lierte, um diese drei Bereiche zur 
Zusammenarbeit zu gewinnen, 
wie etwa zu der Bestimmung der 
Lehrkräfte. Weil es vermutlich 
erste öffentliche Beschimpfungen 
wie „Judengenossen, Unchristen“ 
etc. gegenüber den Mitwirkenden 
der Sozialen Frauenschule gegeben 
haben musste, mahnte er zur höch-
sten Vorsicht, auch wenn ihm die-
se Beleidigungen persönlich nichts 
ausmachten. (vgl. StaaHH, Sign. 
�62-5/2 1 Bd. 1 Schreiben Friedrich 
Zahns an Bäumer, 26. 10. 1916).

8 Anm. d. Verfasser: Ein Nachbarschaftsheim, das 
1901 von Walter Classen u.a. nach dem Vorbild 
des von den Barnetts geleiteten Toynbee Hall in 
Hamburg-Hammerbrook gegründet worden war 
(vgl. http://www.stadtteilarbeit.de/themen/the-
orie-stadtteilarbeit/lp-stadtteilarbeit/88-hambur-
ger-volksheim-i-lp.html (Zugriff vom 8. 3. 2017).

Antonie O’Swald Gemeinsam 
mit Maria Lohse und Emma Ender 
hatte sich auch die 1866 in Ham-
burg als Tochter des Architekten 
Martin Haller geborene Antonie 
O’Swald zunächst in der Hambur-
ger Frauenhilfe engagiert, bevor 
sie im Frühjahr 1916 ein aktives 
und entscheidendes Mitglied des 
Kuratoriums wurde. Antonie Hal-
ler, genannt Toni, heiratete 1890 
in Hamburg den Kaufmann und 
Politiker Ernst Alfred O’Swald, 
Mitglied einer einflussreichen 
Hamburger Kaufmanns- und 
Politikerfamilie. Da ohne eigenen 
Beruf, wie die meisten ihrer Stan-
desgenossinnen, widmete sie sich 
dem ehrenamtlichen Engagement 
und ihren feingeistigen Künsten 
wie etwa dem Schreiben komödi-
antischer Theaterstücke, Gedich-
ten, aber auch dem Verfassen von 
Kinderbüchern und dem Zeich-
nen. Nachdem Lattmann 192� aus 
gesundheitlichen Gründen von sei-
nem Posten als Vereinsvorsitzen-
der zurückgetreten war, übernahm 
Toni O’Swald diese Funktion bis 
1929. Eine ihrer zentralen Aufga-
ben sah sie darin, die notwendigen 
Gelder für die Aufrechterhaltung 
des Schulbetriebes zu akquirieren, 
wobei ihr ihre gesellschaftlichen 
Stellung von großem Nutzen war, 
da sie über ein weitreichendes 
Netzwerk von Unterstützern ver-
fügte, was jedoch infolge der Infla-
tion und den dadurch gestiegenen 
Kosten für die Schule die Übernah-
me der bisher privatfinanzierten 
Schule durch den Staat nicht 
verhindern konnte. Trotz ihrer 
jüdischen Wurzeln blieb sie nach 
bisherigen Kenntnissen während 
der Nazizeit weitgehend unbehel-
ligt. Sie starb 1949 in Hamburg 
(vgl. Larisch, 2014:1�0 ff.).
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Wilhelm Kiessling Einer 
der beiden Theologen, die dem 
Kuratorium angehört hatten, war 
der 1874 in Hamburg geborene 
Wilhelm Kiessling, der 190� 
zuerst zum Pastor der St. Ger-
trud Gemeinde und ab 1905 der 
Heiligengeistkirche in Barmbek 
berufen wurde, Gemeinden an 
denen auch Senator Lattmann als 
Kirchspielherr gewirkt hatte. Nach 
seinem Wechsel in die Hambur-
ger Kriegshilfe am �0. 6. 1917 
übernahm er dort die Leitung der 
Fürsorge für die Hinterbliebenen 
der im Krieg Gefallenen und der 
von der Hamburgischen Kriegs-
hilfe eingerichteten Familienfür-
sorge für Kriegsgeschädigte. Nach 
dem Krieg wurde er Leiter der 
Wohlfahrtsbehörde. In der Zeit 
von 1905 bis 1918 stand Pastor 
Kiessling unter Beobachtung der 
politischen Polizei. Als Gegner 
der Sozialdemokratie handelten 
einige seiner öffentlichen Reden 
zunächst davon, wie die christliche 
Arbeiterschaft gegenüber dieser 
gestärkt werden müsste und das 
Verhältnis zwischen Arbeiterschaft 
und Kirche zu interpretieren sei. 
1911 sprach er sich öffentlich ge-
gen das Wettrüsten aus, verurteilte 
den Krieg „im Namen Gottes“ und 
begann ab 1912 in Vorträgen für 
mehr Mutter- und Kinderschutz 
zu werben, hier insbesondere um 
die nichtehelichen Kinder, und for-
derte zudem 191� mehr Schutz für 
Prostituierte durch einen Verzicht 
auf Polizeigewalt, ein adäquateres 
Fürsorgesystem und den Kampf 
gegen die Prostitution mittels 
einer Steigerung der Arbeitslöhne. 
Als Kuratoriumsmitglied unter-
richtete er 1917 sowohl an der 
Sozialen Frauenschule als auch am 
SPI „Organisation der Jugendfür-

1910 entschlossen hatte, staatliche 
höhere Schulen für die weibliche 
Jugend einzurichten, übertrug man 
Schober mit der neuen Funktion 
als Schulrat die Leitung dieses 
Projektes. Fortan widmete er sich 
dem Ausbau und der Neugestal-
tung des hamburgischen höheren 
Mädchenschulwesen, dem Ausbau 
der Fröbel Kindergärten und der 
Professionalisierung und Förde-
rung der Ausbildung von Kinder-
gärtnerinnen sowie der Gründung 
eines Pensionsvereins für Lehrer 
und Lehrerinnen des nicht öffent-
lichen Schulwesens zur Sicherung 
deren Altersversorgung. Nebenbei 
beteiligte er sich am Mitausbau 
des Kolonialinstituts. Nach seiner 
Beförderung zum Oberschulrat 
im Jahre 1927 trat der seit 1896 
mit Johanne Frederike Schulteß, 
verheiratete Schober, 1929 in den 
Ruhestand und verstarb 1940 in 
Hamburg. Seine Wege dürften 
sich mit Blick auf seine Arbeits-
gebiete mit Emma Ender, Hanna 
Glinzer, Marie Kortmann, Rathgen, 
Stern, Warburg und Lattmann 
gekreuzt haben (vgl. StaaHH, 
Personalakte Schober Sign. �61-� 
A89; 7�1-8 A769 Alfred Schober). 

Karl Friedrich Thomae Scho-
bers Kollege, der studierte Natur-
wissenschaftler Karl Friedrich 
Thomae, wurde 186� in Flacht bei 
Wiesbaden als Sohn des Pastors Ja-
kob Thomae geboren und promo-
vierte 1885 nach dem Studium der 
Naturwissenschaften in Leipzig. 
Nach verschiedenen Lehrertätig-
keiten wurde er 189� nach Elber-
feld berufen, wo er bis 190� wirkte 
und im gleichen Jahr die Organisa-
tion und Durchführung des neuen 
Fortbildungswesens in Kooperati-
on mit der Firma Bayer & Co. für 
deren Elektroingenieure und Che-
miker übernahm. Es war etwa in 
dieser Zeit, dass sein Interesse für 

sorge“ sowie „Einführung in das 
Verständnis neuzeitlicher Ge-
meinde- und christlichen Vereins-
lebens“. Kiessling war seit 190� 
verheiratet gewesen mit Käthe Eli-
se Wentzel (1880-1945) und starb 
1948 in Hamburg Ohlstedt (vgl. 
StaaHH, Sign. 7�1-8 A760 Wilhelm 
Kiessling; ��1-� Sign. 15841).

Die Akteure und Akteurinnen 
aus dem Bereich der Bildung 
waren: Beit, Ender, Faehling, 
Glinzer, Hennig, Heskel, 
Kortmann, Rathgen, Scho-
ber, Stern, Thomae, Wendt, 
Wolffson Alfred Schober und 
Gustav Wendt Gemeinsam mit 
Gustav Wendt unterrichtete Alfred 
Schober an der von  Albrecht 
Thaer geleiteten Oberrealschule 
am Holstentor von 1894 bis 1901 
(vgl. StaHH, �62-2/2, Personalakte 
Schober, Sign. P08). Das Kuratori-
umsmitglied Alfred Schober trat 
zunächst 1892 eine Stelle als Ober-
lehrer für Naturwissenschaften am 
Paulinum des Rauhen Hauses an, 
wo er auch Pastor Martin Hennig, 
den späteren Leiter des Rauhen 
Hauses, kennengelernt haben 
dürfte. Geboren 1862 in Ruda 
als Sohn des Kaufmanns Emil 
Julius Schober studierte Schober 
zunächst Naturwissenschaften am 
Botanischen Institut in Karlsruhe 
und promovierte 1886 in Breslau 
in Botanik. Ab 1894 trat er als 
Oberlehrer in den Hamburger 
Staatsdienst ein mit Lehrberechti-
gung in allen naturwissenschaft-
lichen Fächern (Schwerpunkt 
Zoologie und Botanik) und wurde 
schließlich 1901 zum Schulinspek-
tor für das Mädchenschulwesen 
berufen. Nachdem sich Hamburg 
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das Mädchenschulwesen geweckt 
wurde. Aufgrund einer Vakanz des 
Postens eines Schulrates für das 
Fortbildungswesen in Hamburg 
gehörte er zu den verbliebenen 
fünf Bewerbern, über die Max 
Warburg und weitere 14 Kommis-
sionsmitglieder eine Auswahlemp-
fehlung aussprechen mussten. Wie 
aus Thomaes Personalakte deutlich 
wurde, war Warburg von Thomaes 
Kompetenz und Erfahrung von 
Anfang an überzeugt. Die Abstim-
mung am 29. 6. 1907 ergab 8 zu 
6 Stimmen für Thomae bei einer 
Enthaltung. Beeinflusst durch 
den Reformpädagogen Georg 
Kerschensteiner (1854-1932) stieß 
Thomae zunächst auf energischen 
Widerstand in der Hamburger 
Behörde und konnte erst 191� 
damit beginnen, seine Pläne 
der Durchsetzung einer Fortbil-
dungsschulpflicht für männliche 
Jugendliche umzusetzen. Im Jahre 
1926 wurde Thomae zum Ober-
schulrat befördert und zwei Jahre 
später in den Ruhestand versetzt. 
Entsprechend seiner Akte war er 
seit 19�8 Mitglied der NSDAP in 
der Ortsgruppe Bergedorf. Nach-
dem Goebbels einen Aufruf zum 
Einsatz aller verfügbaren Kräfte 
der Schulbehörden veröffentlicht 
hatte, bot sich Thomae 82jährig 
unter Verweis auf seine 20jährige 
Berufserfahrung am 28. 7. 1944 als 
Unterstützung an. Seine Einsatz-
fähigkeit wurde jedoch aufgrund 
seines Alters von dem örtlichen 
Parteiverantwortlichen angezwei-
felt und daher abgelehnt. Ober-
schulrat Thomae verstarb 1945 in 
Bergedorf. Thomae unterrichtete 
1917 am SPI im Bereich der Sozi-
alpolitik: „Die Arbeit der Jugend-
lichen. Probleme der jugendlichen 

Berufsausbildung und gewerb-
licher Jugendschutz“ (vgl. StaaHH, 
Personalakte Thomae, Sign. �61-� 
A1110; 7�1-8 A770 Karl Thomae). 

Erich Faehling und Alex 
Heskel Neben Schober und Tho-
mae saßen zwei weitere Lehrer im 
Kuratorium: Erich Faehling, der 
1864 als Sohn des Gymnasialleh-
rers Carl Albrecht Faehling in Ber-
lin geboren wurde, und dort später 
neue Sprachen an der Friedrich 
Wilhelm Universität (heute Hum-
boldt) studierte. Im Jahre 189� 
ging er für drei Jahre als Hausleh-
rer nach Bukarest, bevor er Ostern 
1899 nach einer weiteren Lehrer-
tätigkeit in Berlin schließlich als 
Oberlehrer am Realgymnasium 
des Johanneums in den Hambur-
ger Staatsdienst eintrat. Es folgte 
1909 die Berufung zum Direktor 
der staatlichen höheren Mädchen-
schule in der Hansastraße, die 
1910 als staatliches Lyzeum öff-
nete. Faehling genoss eine breite 
Wertschätzung bei Schülern und 
Eltern wie Kollegen, galt als selbst-
los, willensstark und zielstrebig. Er 
war ein Feind jeglicher Pedanterie 
und zählte zu Hamburgs fort-
schrittlichen Pädagogen. Faehling 
verstarb nach langer Krankheit 
1922 in Hamburg (vgl. StaaHH, 
Personalakte Faehling, Sign. �61-� 
A481; 7�1 A756 Erich Faehling).

Der zweite Lehrer war Alex 
(eigentlich Alexander) Heskel, der 
1864 in Kellinghusen als Sohn 
des Lotterieunternehmers Moses 
Heskel geboren wurde. Nach 
dem Studium der Geschichte und 
klassischen Philologie in Berlin, 
Marburg und Kiel trat er 189� 

als Oberlehrer an der Realschule 
Uhlenhorst in den Hamburger 
Staatsdienst ein und wurde 1906 
zum Schulinspektor für die 
höheren Jungenschulen ernannt. 
Man beauftragte ihn 1914 mit der 
Leitung der öffentlichen Jugend-
fürsorge, die ihn allerdings ange-
sichts der Herausforderung einer 
Betreuung von tausenden Kindern 
und Jugendlichen während des 
Krieges derart gesundheitlich 
erschöpfte, dass er vorzeitig in den 
Ruhestand gehen musste. Neben 
dieser Position war er gleichzei-
tig Vorsitzender der Vereinigung 
deutscher Jugendämter. Bereits 
seit 1894 war Heskel Mitglied des 
Vereins für Hamburgische Ge-
schichte, wo er sich im Anschluss 
an seine Pensionierung verstärkt 
der historischen Forschung wid-
mete. Da er jedoch aufgrund seiner 
beiden jüdischen Großväter als 
Halbjude galt, trat er infolge der 
sich verschärften Mitgliedsbestim-
mungen und des zunehmenden 
Antisemitismus 19�7 aus dem 
historischen Verein aus, blieb aber 
dennoch von den Nazis verschont. 
Heskel verstarb während des Feu-
ersturms als Folge der Operation 
Gomorraha, jenem Bombardement 
auf Hamburg vom 28. 7. 194� 
(vgl. Stubbe da Luz, 2010:186 f.).

Martin Hennig Als Schober 1892 
ins Paulinum des Rauhen Hauses 
eintrat, begegnete er mit sehr 
großer Wahrscheinlichkeit dem 
dort seit 1889 tätigen Oberhelfer 
und Erzieher Martin Hennig, der 
dann 1901 die Leitung des Rauhen 
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Hauses übernahm, nachdem Jo-
hannes Wichern d. J. aus gesund-
heitlichen Gründen die Leitung 
abgegeben hatte. Hennig wurde 
1864 als Sohn des Pastors Karl 
Hennig in Loslau, Oberschlesien, 
geboren und wirkte nach dem The-
ologiestudium für kurze Zeit als 
Gemeindepastor in Breslau, bevor 
er nach Hamburg an das Rauhe 
Haus wechselte. Zwischenzeitlich 
betätigte er sich in Berlin bei der 
Gründung eines Gesellenheimes 
und der Herausgabe theologischer 
Schriften für männliche Jugend-
liche als Teil der evangelischen 
Jugendpflege. Mit Übernahme 
der Leitung des Rauhen Hauses 
begann er die gesamte Einrich-
tung dadurch weiter auszubauen, 
indem er zahlreiche Gebäude für 
die landwirtschaftliche und hand-
werkliche Ausbildung hinzufügen 
und ein Erholungsheim errichten 
ließ. Ihm war es dabei wichtig, 
die Erziehung im Geiste Wicherns 
fortzuführen. „Hennig galt als eine 
starke, gelegentlich autoritäre Per-
sönlichkeit, die es aber verstand, 
mit viel Geduld und Herzlichkeit 
das Vertrauen der Jugendlichen zu 
gewinnen“ (Schümann, 2008:144). 
Hennig vertrat einen ganzheit-
lichen Ansatz der das Setzen klarer 
Regeln und Grenzen nicht aus-
schloss und einen Fokus auf die 
Entwicklung der Eigenverantwor-
tung, eine praktische Berufsausbil-
dung und Förderung der Naturver-
bundenheit der Jungen umfasste. 
Nebenher verfasste er zahlreiche 
theologische Broschüren für die 
Innere Mission und gründete das 
evangelische Erziehungsamt der 
Inneren Mission als Zusammen-
fassung aller Rettungshäuser mit 
ihren Erziehungsbestrebungen auf 
evangelischer Basis in Deutsch-
land. Am SPI unterrichtete er 1917 
beispielsweise „Geschichte und 
Praxis der Inneren Mission“ im 
Fach Evangelische Gemeinde- und 
Vereinspflege. Aufgrund einer 
Erkrankung an Knochentuber-
kulose im Jahre 1919 verstarb er 

1920 in Bad Tölz während eines 
Kuraufenthaltes (vgl. StaaHH, 
Sig. 7�1-8 A, 758 Martin Hen-
nig; Schümann 2008:144 f.).

Rebecca Beit Die 1860 in Ham-
burg geborene Rebecka Beit trat 
1895 als Lehrerin in die von Marie 
Firgau (1845-19�5) 1881 in Ham-
burg gegründete Mädchenschule 
ein. Gemeinsam mit Margaretha 
Mosengel übernahm sie 1911 die 
Leitung der Schule, nachdem sich 
Firgau in den Ruhestand zurückge-
zogen hatte. Ihre Schule unter-
stand der Aufsicht des Oberschul-
rates Schober. Leider ist bislang 
nicht viel über sie bekannt. Nach-
dem Rebecka Beit 1929 verstarb, 
wurde die Schule 19�8 unabhän-
gig von den neuen politischen Ver-
hältnissen aufgelöst (vgl. StaaHH, 
Sign. �61-2II, Firgau‘sche Schule, 
Bd. 226 Nr 1 Bd. 1 und Bd. 2).

Agnes Wolffson Agnes Wolff-
son wurde 1849 in Hamburg als 
Tochter des Juristen Isaac Wolff-
son geboren und wurde schon 
sehr früh mit Armut und ihren 
Auswirkungen in ihrer Umge-
bung konfrontiert, da sowohl ihre 
Mutter als auch die Haushältern 
der Familie sich zeitgleich in der 
ehrenamtlichen Armenpflege 
betätigten. Aufgrund vieler Krank-
heitsfälle in ihrer Familie (Tod 
der Mutter, zweier Schwestern 
und der Haushälterin), der Pflege 
des Familienzuwachses bei ihrem 
Bruder sowie der hauswirtschaft-
lichen Versorgung ihres Vaters war 
sie Jahrzehnte in der fürsorgenden 
und pflegerischen Rolle verhaftet. 
Erst mit dem Tod ihre Vaters und 
dem ererbten Vermögen konnte 

sie sich ein eigenes Wirkungsfeld 
erarbeiten. Vermutlich bedingt 
durch die lange Prägung ihres bis-
herigen Daseins widmete sie sich 
aber wieder dem Thema Hauswirt-
schaft. Aufgrund von Beobach-
tungen kam sie zu dem Ergebnis, 
dass man ungeachtet eines gerin-
gen Einkommens nicht notwen-
digerweise schlecht leben musste, 
sondern manchmal nur die Art 
der Haushaltsführung verändert 
werden müsste. Daher sollten die 
jungen Volkschülerinnen künftig 
besser auf Tätigkeiten der Haus-
haltung vorbereitet werden (vgl. 
Hausschild-Thiessen, 1980:201 
ff.). Im Jahre 1896 öffnete sie ihre 
erste Hauswirtschaftsschule. Es 
folgten zwei weitere Schulen, wo-
bei sie die dritte selbst finanzierte. 
Unterrichtsfächer waren natürlich 
Backen, Kochen, Reinigen, Plätten 
etc. Mit der eifrigen Unterstützung 
des neuen Leiters der Armenbe-
hörde Adolf Buehl plante sie ihr 
langfristiges Ziel Hauswirtschafts-
kurse in allen Volkschulen als Teil 
der Lehrplanes zu integrieren, 
was bei den Volksschullehrern 
zunächst nicht auf positiven 
Widerhall stieß. Dennoch konnte 
sie sich mit Buehls Hilfe ab 1906 
mit ihrem Anliegen durchsetzen. 
Nachdem sie ihr Ziel erreicht hatte, 
schenkte sie die Schulen ohne eine 
Gegenleistung der Stadt Hamburg 
(vgl. ebd., 205 ff.). Mittlerweile 
entdeckte auch die besser gestellte 
Gesellschaft den Nutzen dieses Un-
terrichtes für ihre Töchter, weshalb 
Wolffson Lehrpläne für die An-
sprüche höherer Töchter entwarf, 
in denen sie auch Buchführung, 
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Schneidern, Handarbeiten usw. in-
tegrierte. Buehl gab ihr erfolgreich 
Rückendeckung, als es darum ging, 
Gelder für diese Schulen zu er-
halten, und die Finanzdeputation 
sich fragte, wozu es notwendig sei, 
Chemie- und Physikkenntnisse zu 
erlernen, nur um später Hausfrau 
zu werden (vgl. ebd., 208 f.). Als 
Kuratoriumsmitglied verschaffte 
sie den Schülerinnen einen regel-
mäßigen warmen Mittagstisch 
und brachte ihre Erfahrungswerte 
in die Lehrplanung ein. Insofern 
verschaffte sie gerade in der Infla-
tionszeit �0 bis 40 Schülerinnen 
eine regelmäßige Mahlzeit. Sie 
selbst verlor leider ihr gesamtes 
Vermögen während dieser Zeit 
und erhielt als Anerkennung ihres 
Lebenswerkes ab 1925 immerhin 
eine jährliche Rente von 5000 
Reichsmark, ein Betrag, der von 
den Nazis wegen ihrer jüdischen 
Herkunft gekürzt wurde. Übrigens 
hatte sie gemeinsam mit Marie 
Kortmann viele Jahre zuvor an der 
Paulsenstiftschule unterrichtet. 
Agnes Wolffson starb 19�6 im 
Alter von 87 Jahren (vgl. ebd., 21� 
f; Bake/Heinsohn, 2012:68 f.).

Hanna Glinzer Die Leiterin der 
Paulsenstiftschule, Hanna Glinzer, 
stand zumindest in brieflichem 
Kontakt mit Senator Lattmann, 
dem Präses der Behörde für das 
Gewerbe- und Fortbildungswesens, 
dem auch ihr Institut unterstand. 
Hanna Glinzer wurde 1874 in 
Hamburg als Tochter des Gewerbe-
schullehrers Ludwig Glinzer und 
der Marie Louise Hartner geboren. 
Nach ihrem Deutsch- und Franzö-
sischstudium wirkte sie ab 1904 
als Oberlehrerin an der Paulsen-
stiftschule, bis ihr Anna Wohlwill 
1911 den Posten der Direktion 
anbot. Als Mitglied der Hambur-

ger Ortsgruppe des Allgemeinen 
Deutschen Lehrerinnenvereins 
(ADFL) und des ADF wurde sie 
gemeinsam mit Gertrud Bäumer 
1918 in den Lehrerinnenrat ge-
wählt und orientierte sich politisch 
an der DDP. Glinzer festigte die 
Tradition, dass das gesamte Lehr- 
und Leitungspersonal an ihrer 
Schule weiblich bleiben und eine 
geschlechtsspezifische Erziehung 
verfolgt werden sollte. Um in der 
Nazizeit die Zerschlagung in ver-
schiedene Klassen zu vermeiden, 
entschloss sie sich 19�7 wider-
strebend die Schule in staatliche 
Hände zu geben, was sie später al-
lerdings sehr bedauerte. Da sie je-
doch auch den Treueeid auf Hitler 
nicht zu leisten beabsichtigte, ging 
sie in den vorzeitigen Ruhestand 
aus gesundheitlichen Gründen 
(vgl. Grolle 2010:104 f.). Hanna 
Glinzer war durch die beruflichen 
Tätigkeiten ihrer Eltern und insbe-
sondere durch den reformerischen 
und liberalen Geist Emilie Wüsten-
felds in ihrem eigenen beruflichen 
Werdegang stark geprägt worden. 
Hannas Mutter hatte bereits als 
Kind oft genug Einflüsse aus dem 
Wüstenfeld umgebenden Kreis 
von politisch Verfolgten, Intel-
lektuellen und demokratischer 
Politiker aufnehmen können. 
Am Sozialpädagogischen Institut 
unterrichtete sie 1917 „Probleme 
und Praxis der Berufsberatung“. 
Hanna Glinzer starb unverheiratet 
1961 in Wedel (vgl. Bake/Hein-
sohn, 2010:40 ff; StaaHH, Perso-
nalakte Glinzer, Sign. 361-3 A 741).

Marie Kortmann Mit Marie Kor-
tmann, 1851 als Tochter von Pau-
line Kortmann, einer Schwester 
von Emilie Wüstenfeld, in Ham-

burg geboren, wirkte eine weitere 
reformorientierte und  liberale 
bildungspolitische Pionierin im 
Kuratorium. Erzogen von Mutter 
und Tante erhielt sie vermutlich 
eine ähnliche Prägung wie Hanna 
Glinzer. Bereits mit 16 Jahren 
unterrichte Marie Kortmann an 
der von Wüstenfeld gegründeten 
Gewerbeschule und widmete 
sich wie ehemals ihre Mutter bis 
1914 der Armenpflege und wirkte 
zudem als Leiterin der Abteilung 
für Frauenbildung beim ADF von 
1898 bis 1907 zur Entwicklung des 
Mädchenbildungswesens. Ziel war 
es, dieses Gebiet um Fächer wie 
Hygiene, Pädagogik und Grund-
züge der Volkwirtschaftslehre zu 
ergänzen, wohingegen sie eine 
Ergänzung um Latein und Mathe-
matik nicht durchsetzen konnte. 
Durch die Gründung des Vereins 
zur Förderung von Frauenbildung 
und Frauenstudium im Jahr 1900 
gelang es ihr, in Hamburg Gym-
nasialklassen für Mädchen zu 
erwirken. Dank dieses Einsatzes 
wurde 1901 das erste Realgymna-
sium für Mädchen eingerichtet. 
Gustav Wendt, mit dem sie in 
bester Weise zusammenarbeite-
te, übernahm die ehrenamtliche 
Leitung der Schule mit den ersten 
22 Schülerinnen und half bei 
der Umwandlung dieser in ein 
humanistisches Gymnasium. Im 
Präses der Oberschulbehörde Latt-
mann fand sie einen tatkräftigen 
Unterstützer für dieses Vorhaben. 
Marie Kortmann lebte unver-
heiratet mit Marie Glinzer und 
deren ebenfalls unverehelichter 
Schwester Dora zusammen. Marie 
Kortmann verstarb 19�7 in Ham-
burg (vgl. Bake/Heinsohn, 2010, 
64 f.). Der Hamburger Correspon-
dent bescheinigte ihr in seiner 
Morgenausgabe vom 17. 5. 19�1 
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einen besonders fortschrittlichen 
Geist, einen bedachten Humor und 
eine unsentimentale mütterliche, 
schlichte Güte (vgl. StaaHH, 731-8, 
Sign. A760 Marie Kortmann)
Gustav Wendt Kortmanns 
männliches Pendant Gustav 
Wendt wurde 1848 in Paderborn 
geboren und war seit 1878 mit 
der Politikerin und Wortführerin 
der demokratischen Frauenbe-
wegung Bertha Bahnson (1859-
19�7) verheiratet gewesen. 

Nach seiner Oberlehrerprüfung 
für Französisch, Englisch, Ge-
schichte und Geographie unter-
richtete er zunächst am Realgym-
nasium des Johanneums und 
promovierte 1878. Als Vertreter 
des Kreises Stade vertrat er den 
linken Flügel der Fortschrittspartei 
im Reichstag von 1881 bis 1884 
und sprach sich als einziger seiner 
Fraktion gegen die Sozialisten-
gesetze aus. Er war zeit seines 
Lebens schulpolitisch linksliberal 
ausgerichtet und forderte eine Re-
form des neusprachlichen Unter-
richts, wonach ein Wechsel statt-
finden sollte von der bisherigen 
Praxis des reinen Übersetzens 
und Grammatikpaukens hin zu 
phonetischen Sprachübungen im 
Unterricht als dem geeigneteren 
Weg, eine fremde Sprache und 
dazu noch etwas über die jeweilige 
Kultur zu lernen, und befürwortete 
daher die frühkindliche Fremd-
sprachenförderung. Im Jahre 1897 
wurde er stellvertretender Rektor 
der Realschule am Holstentor 
neben dem Reformpädagogen Alb-
recht Thaer. Als überzeugter De-
mokrat und Verfechter der Rechte 
der Frau nicht nur dem Gesetze 
nach, sondern im Sinne der abso-
luten Gleichberechtigung neben 
dem Mann, legte er sich auch öfter 
mit seinen Kollegen an, wenn die-

se auf ihre männlichen Privilegien 
pochten. Ein beindruckendes Per-
sönlichkeitsprofil vermittelt uns 
das „Hamburger Echo“ anlässlich 
Wendts achtzigstem Geburtstag. 

„Ein Kämpfer ist er gewesen 
in all den 50 Jahren, in denen 
sein Leben der Schule gehört hat. 
Immer hat er neue Wege gesucht, 
Kompromisse verschmähend, 
seine starke Persönlichkeit voll ein-
setzend ohne sich um die Wirkung 
seiner Taten und Worte nach oben 
und nach unten zu kümmern. Ein 
Feuerkopf noch jetzt als Acht-
zigjähriger, dem zu folgen nicht 
immer leicht ist, der aber immer 
wieder gefangen nimmt durch die 
volle Wucht seines Wesen, durch 
die klare treffsichere Formulierung 
seiner Gedanken, durch die in 
tiefster Wissenschaftlichkeit wur-
zelnde Auffassung, durch die Ehr-
lichkeit und Offenheit – mit einem 
Wort: Durch seine festgefügte 
überragende Persönlichkeit“ (zit. n. 
Hamburger Echo, Nr. 211, vom 1. 
8. 1928, StaaHH, Sign. A 773 Gu-
stav Wendt). Diese Beschreibung 
wird auch von seinen ehemaligen 
Schülern gestützt, die ihn in einer 
Denkschrift als schlagfertig und 
nicht konfliktscheu charakterisier-
ten und sein Credo formulierten: 

„Wo der Stock und mit ihm 
sklavischer Gehorsam regieren, 
können sich freie und aufrechte 
Menschen nicht entwickeln, 
daher fort mit dem Stock und 
mit aller Gewaltmittel aus der 
häuslichen wie aus der Schul-
erziehung“ (Doerner, 1928:�). 

Wendt ging 1921 in den Ruhe-
stand, ließ sich aber wieder reak-
tivieren und wirkte von 1924 bis 
1928 in der Oberschulbehörde und 
ab 192� als Lehrer an der refor-
morientierten Lichtwarkschule bis 
1925. Er starb 19�� in Hamburg.

Karl Rathgen Wendt, der zwi-
schen 1895 bis 1916 als Dozent 
am Hamburger Vorlesungswesen 
gelehrt hatte, gehört zum Grün-
derkreis der Universität wie sein 
Kollege Karl Rathgen. Rathgen 
wurde 1856 in Weimar als Sohn 
des ehemaligen Schleswig-Holstei-
nischen Justizminister Friedrich 
Theodor Rathgen geborenen und 
lehrte und forschte nach dem Stu-
dium der Rechtswissenschaften, 
Nationalökonomie, Geschichte und 
Staatswissenschaften von 1882 
bis 1890 an der Universität Tokio 
als außerordentlicher Professor. 
Hier sammelte er umfangreiche 
Kenntnisse über Japans Ökonomie 
und Bankenwesen, die er dann in 
einer Monographie publizierte. 
Nach seiner Heirat mit Emilie 
Henriette Müller (1867-1955) 
im Jahre 1895 wurde er 1900 als 
habilitierter Professor Nachfolger 
von Max Weber in Heidelberg und 
begann ab 1907 seine Lehre am 
Hamburger Kolonialinstitut, wo er 
gemeinsam mit Bürgermeister von 
Melle zu einem engagierten Befür-
worter einer eigenen Universität 
wurde. Seine Forschungsgebiete 
umfassten die Volkswirtschaften 
von China, Japan und Nordameri-
ka. Als Experte der Bismarck‘schen 
Sozialpolitik übernahm er neben 
seiner Funktion als Schriftführer 
des Vereins am SPI mehrmalig 
Lehraufträge, wie etwa von 1917 
bis 1919 zum Thema „Grundzüge 
der Sozialpolitik und der Arbei-
terbewegung“. Das Jahr 1919 
krönte seine Karriere, in dem er 
zu Hamburgs erstem Universitäts-
rektor aufstieg und von 1920 bis 
1921 als deren stellvertretenden 
Rektor amtierte. Rathgen verstarb 
1921 in Hamburg. Eine seiner 
Töchter leitete in den 19�0er-
Jahren die Soziale Frauenschule 
in Leipzig (vgl. StaaHH, Perso-
nalakte Rathgen, Sign. �61-6 I 
0��0, Sign. A767 Karl Rathgen).
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William Stern Auch der Psycho-
loge und Philosoph William Stern 
zählte zu den eifrigen Unterstüt-
zern der Universität und war 
Gertrud Bäumer bereits seit 1909 
aus ihrer gemeinsamen Zeit im 
Bund für die Schulreform bekannt. 
Diese Reformbewegung folgte 
inhaltlich der Philosophie Johann 
Fichtes, dem Neuhumanismus 
eines Wilhelm von Humboldt und 
den Gedanken der Volkserziehung 
eines Johann Pestalozzis mit dem 
letztlich übergeordneten Ziel der 
Humanisierung der menschlichen 
Gesellschaft (vgl. Bühring, 1999:59 
ff.). Stern wurde 1871 als einziges 
Kind des jüdischen Kaufmanns 
Sigismund Stern in Berlin geboren 
und promovierte nach dem Studi-
um der Psychologie, Philosophie 
und Philologie 189� an der Fried-
rich-Wilhelms Universität (heute 
Humboldt). Im Jahre 1906 gründe-
te er gemeinsam mit Otto Lipp-
mann das Institut für angewandte 
Psychologie und psychologische 
Sammelforschung in Berlin und 
gab mit diesem die gleichnamige 
Zeitschrift heraus. Hamburg berief 
ihn 1916 an das Kolonialinstitut, 
wo er bis 19�� als Ordinarius 
für Philosophie, Psychologie und 
Pädagogik tätig war. Hier wurde er 
1918 Mitherausgeber der Zeit-
schrift „Pädagogische Psychologie“ 
und reihte sich schnell in den 
Kreis um Von Melle und weiteren 
Universitätsbefürwortern ein. Im 
Verlauf seiner Karriere veröffent-
licht er mehrere Monographien 
zur frühkindlichen Entwicklung, 
wie etwa „Die Psychologie der 
frühen Kindheit“ (gemeinsam 
mit seiner Frau Clara) und 1920 
„Die Intelligenz der Kinder und 
Jugendlichen und die Methoden 
ihrer Untersuchung“. Er gilt als 
der Erfinder des Intelligenzquoti-

enten. Mit der Machtübernahme 
der Nationalsozialisten verlor er 
jegliche Ämter und Posten und 
durfte sein Institut nicht mehr 
betreten und die Zeitschrift wurde 
eingestellt. Die Selbstmorde seiner 
beiden wichtigsten Mitarbeiter 
Martha Muchow im September 
19�� und Otto Lippmann im 
Oktober desselben Jahres wa-
ren ein schwerer Schlag für ihn, 
woraufhin die Familie Stern 19�4 
zunächst in die Niederlande und 
später in die USA nach Durham 
in North Carolina emigrierte, wo 
Stern, unglücklich darüber, sein 
Land verlassen haben zu müssen, 
einige Jahre noch Psychologie 
lehrte, bis er 19�8 verstarb (vgl. 
Bühring, 1999:225 ff; Tschechne, 
2010:146 ff.). Bereits in Kinderta-
gen studierte und analysierte er 
seine Eltern, deren Beziehungs-
gestaltung und Krankheiten und 
setzte diese in Zusammenhang 
mit psychischen Befindlichkeiten, 
was vermutlich seinen Weg der 
Psychologie vorgezeichnet haben 
wird. Zudem galt er unter seinen 
Altersgenossen eher als Streber, 
wusste sein Wissen durchaus auch 
zur Schau zu tragen, was ihm 
nicht viele Freunde unter seinen 
Schulkameraden bescherte (vgl. 
Bühring, 1999:22 f.). Sein Sohn 
Günther bescheinigte ihm später 
einmal einen naiven Optimismus 
und eine gewisse Weltfremdheit, 
die ihn blind gegenüber der Bos-
haftigkeit der Welt gemacht hatte 
(vgl. ebd., 4 f.). Vielleicht hatte 
er deshalb auch lange nicht die 
Zeichen der Zeit erkennen wollen 
oder können, als bereits 19�0/�1 
der Nationalsozialistische Deut-
sche Studentenbund in Hamburg 
eine Schmähschrift herausgab:

„Es ist halt so, Herr Prof. Jude 
Stern, Sie mögen erscheinen wie 
und wo Sie immer wollen, ein 
nur einigermaßen biologisch 
geschulter Mensch wird Sie im-
mer als Jude erkennen.“ (Geuter, 
1984, zit n. Behring, 1996:187). 

Durch die bisherige Forschung 
zu William Stern wird deutlich, 
dass er sich lange schwer ge-
tan hat, den Ernst der Lage zu 
erkennen und die Realität zu 
akzeptieren. In das Kuratorium 
des Vereins Soziale Frauenschule  
& Sozialpädagogisches Institut 
e.V. trat er früh ein und erhielt 
zahlreiche Lehraufträge wie etwa 
1917 am SPI mit Themen wie 
„Psychologie der frühen Kindheit“ 
und „Psychologie der Begabung 
und Berufseignung“ im Fach 
Jugendfürsorge. In den Winter-
semestern 1917/18 und 1918/19 
unterrichtete er „Pädagogische 
Psychologie des Schulkindes“ 
an der Sozialen Frauenschule.

Die Akteuere aus dem Bereich 
der Frauenbewegung waren: 
Ender, Glinzer, M. Lohse,  
O‘ Swald, Wendt Maria Lohse 
Otto Lohses Ehefrau Maria, gebo-
rene Windscheid wurde 1867 in 
Elberfeld geboren und heiratete 
1893 Otto Lohse. Gemeinsam mit 
Emmy Beckmann, Emma Ender 
und Antonie O’Swald betätigte sie 
sich 1915 in der Hamburgischen 
Frauenhilfe, um Hilfsleistungen 
für Frauen während des Krieges 
zu organisieren. In dem 1915 
von Ender und Beckmann mitge-
gründeten Stadtbund Hamburger 
Frauenvereine übernahm sie als 
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Gründungsmitglied die künftige 
Position der Schriftführerin (vgl. 
Stubbe-da Luz, 1994:46 f.), eine 
Aufgabe, die sie fortan auch im 
Kuratorium übernahm. In die-
ser Funktion schrieb sie am 5. 
Februar 1916 an Gertrud Bäumer, 
dass am Tag zuvor, ein Treffen 
zur ersten Besprechung über die 
Idee einer Sozialen Frauenschu-
le stattgefunden hatte. „Es kam 
dabei der kühne Wunsch zum 
lebhaften Ausdruck, den Versuch 
zu machen, Sie für die Leitung 
der Schule zu gewinnen…“. Es 
wird viel geschmeichelt in dem 
Brief und dabei erläutert, was die 
Grundidee beinhaltet, nämlich „[…] 
daß es sich um eine Schule für 
die Berufsausbildung handelt, wo 
jeder Dilettantismus ausgeschlos-
sen werden soll…“. Wie aus dem 
Sprachgebrauch gedeutet werden 
kann, sahen die Beteiligten in Ger-
trud Bäumer genau die Richtige 
für diese Aufgabe. Maria Lohse 
starb 1948 in St. Valentinus (vgl. 
Larisch, 2012:174 f.; StaaHH, Sign. 
�62-5/2 1 Bd. 1, Brief Maria Lohse 
an Gertrud Bäumer, 5. 2. 1916).

Emma Ender Eine Weitere im 
Bunde war Emma Ender, die 1875 
in Frankfurt am Main als Tochter 
des Kaufmanns Clemens Behle zur 
Welt kam. Nach dem Besuch einer 
höheren Töchterschule heiratete 

künftig die Förderung der Frauen 
in geistiger, körperlicher, wirt-
schaftlicher, sozialer und politi-
scher Hinsicht zum Ziel hatte (vgl. 
ebd., 46 f.). Während der Jahre 
der Inflation versuchte sie mit der 
Hamburger Frauenhilfe die größte 
Not in materieller Form durch 
Speisungen, Kleidersammlungen, 
Tagesunterkünfte für obdachlose 
Frauen u.v.m. zu lindern. Vom 
Nationalsozialismus hielt sie sich 
fern und starb 1954 in Ham-
burg-Rahlstedt (vgl. ebd., 55 f.).

Alida Borchling Das Kurato-
riumsmitglied Alida Borchling 
(1885-1967) kann, im Gegensatz zu 
den anderen Mitgliedern, bislang 
noch keinem bestimmten Wir-
kungsbereich zugeordnet werden, 
da bislang nur sehr wenig über sie 
bekannt ist. Sie war die Tochter 
des Bürgermeisters Werner von 
Melle (185�-19�7) und heiratete 
1913 den deutschen Germanisten 
Conrad Borchling (1872-1946). 
Dieser war seit 1910 Professor für 
Deutsche Philologie am Kolonia-
linstitut und ab 1919 ordentlicher 
Professor für Deutsche Sprachwis-
senschaft mit dem Schwerpunkt 
Niederdeutsch und Niederländisch 
(vgl. Schröder, 2007:50 ff.).

Hans Ahlers Gänzlich nicht 
einzuordnen war bisher das Ku-
ratoriumsmitglied Hans Ahlers. 
Hier bedarf es noch weiterer 
Recherche und Forschung.

sie 1900 einen Geschäftspartner 
ihres Vaters, den Hamburger Kauf-
mann Max Ender und schloss sich 
noch im selben Jahr der Hambur-
ger Ortsgruppe des Allgemeinen 
Deutschen Frauenvereins (ADF) 
an. Dessen Ziele waren Fortbil-
dung der Frauen, Wohlfahrts-
pflege für sozial benachteiligte 
Frauen und Einflussnahme auf die 
öffentliche Meinung zugunsten 
der Rechte von Frauen. Vermut-
lich infolge ihrer Kinderlosigkeit 
engagierte sie sich in zahlreichen 
sozialen Organisationen wie etwa 
der Blinden- und Kinderpflege. 
Dabei legte sie ihren Schwer-
punkt schon früh auf Kinder 
und Jugendliche, erhielt 1906 die 
Leitung eines Kinderhortes und 
wurde 1910 zur Vorsitzenden des 
Verbandes der Hamburger Mäd-
chenhorte gewählt (vgl. Stubbe 
da Luz, 1994:41 ff.) Sie bekleidete 
von 1907 bis 1916 den Posten der 
stellvertretenden Vorsitzenden des 
Hamburger ADF und wurde aktiv 
in der Hamburger Frauenhilfe, ei-
nem Nebenzweig des Stadtbundes 
Hamburger Frauenvereine. Dass 
nur die Männer das „Vorrecht“, 
Patriotismus zu leben, für sich be-
anspruchten, missfiel ihr, weshalb 
sie ihre Kraft darauf konzentrierte, 
den Mädchen und Frauen an der 
„Heimatfront“ mit allgemeiner Bil-
dung (Stenographie, Mathematik, 
Schreiben etc.), Berufsausbildung 
(Säuglingspflege, Kochen usw.) 
und Freizeitgestaltung in ihrer 
Weiterentwicklung zu fördern. 
Gemeinsam mit Maria Lohse 
und Emmy Beckmann gehörte 
sie deshalb 1915 zum Gründun-
gausschuss des Stadtbundes der 
Hamburger Frauenvereine, der 
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Schlussbetrachtung Neben den 
beiden künftigen Leiterinnen Bäu-
mer und Baum, und ohne Ahlers 
und Borchling, entstammten die 
verbliebenen 20 Kuratoriumsmit-
glieder aus Fachbereichen oder 
Wirkungsfeldern, die für die Sozi-
ale Frauenschule Hamburg in ihrer 
theoretischen und praktischen 
Ausgestaltung von entscheidender 
Bedeutung waren. So befasste 
sich der Theologe Hennig mit 
der männlichen Jugend auf dem 
Gebiet sittlicher Erziehung und 
der Berufsausbildung, während bei 
dem Theologen Kiessling der Mut-
terschutz, insbesondere auch der 
Schutz unehelich geborener Kin-
der, im Zentrum seiner Bemühung 
standen. Die Frauen Beit, Glinzer, 
Kortmann, Ender und Wolffson 
leisteten teilweise Pionierarbeit 
auf dem Gebiet der Mädchen- und 
Frauenbildung sowohl auf theore-
tischer wie praktischer Ebene für 
ein späteres Berufsleben, während 
die Frauen Lohse und O’Swald auf 
dem ehrenamtlichen Wohlfahrts-
sektor ihr Handlungsfeld fanden. 
Allen Frauen gemein war jedoch 
die Mitwirkung an der „Sache 
der Frauenbewegung“ zugunsten 
einer gesellschaftlichen Aner-
kennung, Mitbestimmung und 
Gleichberechtigung. Die Gelehrten 
Wendt, Thomae, Schober, Faehling 
vertraten augenscheinlich eine 
reformpädagogische Grundhal-
tung, die sich in einer Professio-
nalisierung der Mädchenschul-
bildung niederschlug. Alexander 
Heskels Wirkungsfeld umfasste 
neben der Jugendamtsleitung 
vorwiegend die Jungenbildung.

Mit Rathgen besaß das Kuratori-
um einen Experten in Sozialpoli-
tik, der in einer Zeit lehrte, als sich 
mehr und mehr die Wohlfahrts-
gesetzgebung in Fachbereiche 
ausdifferenzierte, wohingegen 
Sterns Schwerpunkt die Kinder 
und Jugendpsychologie darstellte. 
Die Kuratoriumsmitglieder Buehl, 
Garrels, Lattmann, Otto Lohse 
und Warburg nahmen als Lokal-
politiker eine entscheidende Rolle 
bei der Umsetzung des Projekts 
durch die Sicherung politischer 
Unterstützung, und Überwindung 
bürokratischer Hindernisse ein. 
Vermutlich hofften sie mit dem 
Projekt Soziale Frauenschule auf 
eine angemessene Reaktion gegen-
über den sich verändernden gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen 
wie einer sich verschlechternden 
Wirtschaftslage und einer voran-
schreitenden Frauenbewegung, die 
sich sukzessive mehr und mehr 
professionelle Einflussbereiche er-
oberte. Dabei spielte die angesichts 
des zu erwartenden „Männerman-
gels“ nach dem Krieg begründete 
Sorge um die wirtschaftliche 
Absicherung und die Ausgestal-
tung des Lebensinhaltes der Frau, 
wie Lattmann es bereits 1916 auf 
einer der Sitzungen angedeutet 
hatte, eine nicht unwesentliche 
Rolle bei der Verwirklichung der 
Idee einer „Sozialen Frauenschu-
le“ als weibliche Berufsschule.

Es darf angenommen werden, 
dass die Frauen gerade hierin eine 
weitere Möglichkeit sahen, sich 
gesellschaftlich weiter vom Mann 
zu emanzipieren und Mitgestal-
terinnen einer neuen Ordnung 
zu werden, die zu mehr Gleichbe-
rechtigung beitragen sollte. Mit 
der Schulgründung war ja auch 
die Hoffnung auf mehr Profes-
sionalisierung als Antwort auf 
einen unübersichtlich gewordenen 
Privatwohlfahrtsektor (Pielhoff 
1999) und den Wunsch nach mehr 

Effektivität und Effizienz, oder wie 
Maria Lohse es schrieb: fernab jeg-
lichen Dilletantismus, verknüpft.

Als ein wesentliches stabilisie-
rendes Element dieses Netzwerkes 
kann überdies das Interesse an der 
„gemeinsamen Sache“ betrachtet 
werden. Diese Stabilisierung er-
folgte nicht nur auf dem formel-
len, sondern auch informellen 
Weg. Informell insofern, weil sich 
die meisten Persönlichkeiten auch 
privat gekannt und ihre Wege 
sich aufgrund ihrer gesellschaftli-
chen Stellung bei verschiedensten 
Anlässen gekreuzt haben dürften. 
Ein nicht zu unterschätzender 
Faktor, um das Unterfangen 
einer neuen Bildungsinstitution 
gerade in der unruhigen und 
von politischen Umbrüchen 
geprägten Zeit des 1. Weltkrieges 
und Anfangszeit der Weimarer 
Republik umsetzen zu können.

Betrachten wir ihren Werdegang, 
so werden wohl auch insbeson-
dere Warburgs und Lattmanns 
Persönlichkeitsmerkmale wie etwa 
ihre Fähigkeit zur Diplomatie, ihr 
Verhandlungsgeschick und ihre 
Ausdauer und Hartnäckigkeit 
sowie beeindruckende Menschen-
kenntnis einen weiteren entschei-
denden Aspekt für die erfolgreiche 
Verwirklichung des Projekts 
gespielt haben. Es mag daher 
nicht überraschen, dass aufgrund 
Lattmanns diverser Funktionen in 
Politik, Wirtschaft und Bildung die 
Fäden wie auf der Grafik darge-
stellt, bei ihm zusammenlaufen.

Wenn die einzelne Biographie 
ins Zentrum der Betrachtung 
rückt, lässt sich aus den jeweiligen 
Lebensläufen auch immer eine 
Tendenz der Philanthropie, oder 
doch zumindest ein Bestreben der 
Reform, der Veränderung oder 
des Fortschritts erkennen – un-
abhängig davon, ob der bittere 
Beigeschmack des Paternalismus 
gegenüber den ärmeren und 
weniger privilegierten Schichten 
(Pielholff 1999) mitschwingt.
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Gesetz über die Fachhochschule Hamburg (Quelle: Archiv Peter Meyer)
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Die Entwicklung der Ausbildungs-
gänge für den sozialen Beruf in 
Hamburg nach 1949 bis 1970
Ein kurzer Überblick
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Am 18.2.1970 verabschiedete 
die Hamburger Bürgerschaft das 
Gesetz über die Fachhochschule: 

„Die Fachhochschule Hamburg 
hat den Auftrag, eine fachliche Aus-
bildung auf wissenschaftlicher oder 
künstlerischer Grundlage zu vermit-
teln. Das Ziel der Ausbildung ist die 
Anwendung wissenschaftlicher Me-
thoden und Erkenntnisse in einer 
selbstständigen Berufstätigkeit“.1

Diese hochschulpolitische 
Entscheidung war das Ergebnis 
eines 20-jährigen bildungpoli-
tischen Prozesses in Hamburg. 
Die Entwicklung und Einfüh-
rung von Fachhochschulen war 
nicht auf Hamburg beschränkt, 
sondern erstreckte sich auf 
ganz Westdeutschland.

Für Hamburg gilt, dass es nicht 
der Soziale Bereich und seine 
Vorgängereinrichtungen, das So-
zialpädagogische Institut (Sozipä) 
und die Fachschule für Sozialpä-
dagogik waren, die maßgeblich 
diese hochschulpolitische Ent-
scheidung vorangetrieben hatten. 

Die Leiter der Hamburger Inge-
nieurschulen forderten nach dem 
Krieg eine bessere Ausbildung für 
ihre Absolventen durch die Ent-
wicklung einer „Akademie“, da sie 
vor allem auch das Ansehen ihres 
Berufsstandes anheben wollten.2 

Von den beiden Vorgängerin-
stitutionen für die soziale Ausbil-
dung in Hamburg, die Fachschule 
für Sozialpädagogik – das alte 
Fröbelseminar - und das Sozialpä-
dagogische Institut (Sozipä), 1917 
von Gertrud Bäumer gegründet2, 
waren dem Status nach zur Zeit 
des Erlasses des Fachhochschul-
gesetzes 1970 nur das Sozipä und 
ein Teil des Sozialpädagogischen 
Institutes – die Jugendleiteraus-
bildung – Höhere Fachschulen. 

1 vgl. Gesetz über die Fachhochschule vom 
18.2.1970 in HmbGVBl.1970, S. 61-76.

2 1970-2010, HAW Hamburg, Wissewn fürs Le-
ben, S. 43.

Leider sind die Inhalte der 
beiden Ausbildungsgänge bisher 
nicht historisch aufgearbeitet, bei-
spielsweise auf der Grundlage der 
Protokolle der Schulkonferenzen. 
Nach 1949 mussten die einzelnen 
Fächer der Ausbildung, Prüfungs- 
und Studienordnungen neu entwi-
ckelt werden, ebenso der Praxisbe-
zug, um die SchülerInnen für die 
schwierigen sozialen Aufgaben der 
Nachkriegszeit zu qualifizieren.

So bleiben nur die Aussagen der 
Zeitzeugen, von denen an dieser 
Stelle einige zitiert werden sollen:

An erster Stelle ist dabei Walter 
Thorun zu nennen, welcher 
schreibt: „Was Hildegard Kipp als 
Leiterin dieser Ausbildungsstätte 
(Sozipä von 1947-1963) emp-
fand, bekannte sie 1947 in einer 
Veröffentlichung über ‚Soziale 
Neubesinnung‘. Was wir brauchen 
ist die Wendung nach innen, die 
Lösung vom Pathos, die ruhige 
Besinnung, die eigene Verwurze-
lung als Kraftquelle für andere.“4

Und weiter unten: „Drei 
Faktoren haben zu einer ergie-
bigen Kooperation von Theorie 
und Praxis bzw. von Ausbil-
dung und Beruf beigetragen:

1. die verschiedenartigen 
Praktika und die Praxisan-
leitung durch dafür eigens 
fortgebildete Fachkräfte,

2. der hohe Anteil von Lehrbe-
auftragten aus den behördlichen 
und privaten Institutionen der 
Jugendhilfe und Sozialarbeit,

3. die Beteiligung von sach-
verständigen Fachvertretern der 
öffentlichen und freien Träger im 
Beirat des Sozialpädagogischen 
Instituts und in der staatlichen 
Berufungskommission.“5

Der andere Zeitzeuge, Willi 
Kalex, sieht den Zusammenschluss 
der beiden Höheren Fachschu-
len eher skeptisch. Er schreibt: 

4 Thorun,Walter in standpunkt : sozial, Heft 3, 
1992, S. 38.

5 ders., S. 38/39.

Diese Einstufung war die Voraus-
setzung für den Übergang zur 
Fachhochschule. Die Erzieheraus-
bildung an der Fachschule für 
Sozialpädagogik behielt ihren 
(niedrigeren) Fachschulstatus. 

Das strukturell Besondere an 
der Hamburger Entwicklung war 
allerdings, dass per Beschluss der 
Hamburger Bürgerschaft vom 
1. 4. 1969 diese beiden Höheren 
Fachschulen mit ihren unter-
schiedlichen Ausbildungszielen 
zu einer Ausbildungsinstitution 
zusammengelegt wurden. 1970 
wurde diese neue Einrichtung 
dann der Grundstock des „Fach-
bereichs Sozialpädagogik“ der 
Fachhochschule in Hamburg.

 Was diese von oben verordnete 
Zusammenlegung von zwei bis 
dahin unabhängigen Schulen 
für die Lehrenden und Studie-
renden bedeutete, soll durch 
ein Zitat von Willi Kalex, einem 
Zeitzeugen aus dem Sozipä, 
näher beleuchtet werden:

„Beide Schulen waren geprägt 
von einer Fülle von verteidigungsfä-
higen Grundauffassungen und von 
Mitarbeiter- und Studentengrup-
pen, die wiederum getragen wur-
den von informellen Führern, die 
zugleich Ausbildung definierten, 
Kohäsion pflegten, Einflusssphären 
erhalten wollten, gar mussten.“�

Die Ausbildungszeit für die Stu-
dierenden des Sozipä dauerte vier 
Jahre, das bedeutete drei Jahre Aus-
bildung mit Staatlicher Abschluss-
prüfung und ein Jahr Praktikum 
in einem sozialen Berufsfeld mit 
Kolloquium und staatlicher Aner-
kennung. Nach Aussage des Zeit-
zeugen Walter Thorun betrug der 
Anteil der Männer unter den Stu-
dierenden in diesen Nachkriegs-
jahren bis 1970 etwa ein Drittel.

3 Kalex, Willi in standpunkt : sozial, Heft 3, 1992, 
S. 41.
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Verena Fesel

„Aber das Zusammenwachsen der 
Ausbildungsstätten blieb doch eher 
Wunsch denn Wirklichkeit, verstär-
kt durch die weiterhin bestehende 
räumliche Trennung und geprägt 
von den unterschiedlichen Wert-
vorstellungen von Kollegen und 
Studentenschaft. Auch neu sich ent-
wickelnde Ausbildungsordnungen 
konnten diese Diskrepanz nicht 
überwinden, und die Meinungsfüh-
rer haben sie vielleicht geleugnet.“6

Aus der Sicht der Fachschule 
für Sozialpädagogik wurde die 
Herauslösung der Jugendleiteraus-
bildung und die Zusammen-
legung mit dem Sozipä offen-
sichtlich eher positiv gesehen. 

„Als bedeutsamer Veränderungs-
schritt folgte die seit längerem 
angestrebte Umwandlung der 
Ausbildung der JugendleiterInnen 
in eine solche für Sozialpädago-
ginnen und Sozialpädagogen. 
Dieser Zweig wurde wenig später 
aus der Schule herausgelöst und 
dem Sozipä zugeordnet. Daraus 
entstand 1970/71 der Fachbereich 
Sozialpädagogik der neu gegrün-
deten Fachhochschule Hamburg.“7

Bundesweit gilt, dass nach 
1945/49 keine allgemein gültigen 
Prüfungs- bzw. Ausbildungsord-
nungen für die sozialen Berufe 
bestanden. Auch die Dauer der 
Ausbildung einschließlich der 
Praxissemester oder des Be-
rufspraktikums war nicht ein-
heitlich in den westdeutschen 
Bundesländern geregelt.

„Erst 1959 kommt es zu ge-
meinsamen Beschlüssen für eine 
Neuordnung der Ausbildung, 
die in darauf folgenden Jahren 
in den einzelnen Bundesländern 
umgesetzt werden. Quintessenz 
der Änderungen ist die Verlänge-

6 Kalex, Willi, standpunkt : sozial, Heft 3, 1992, 
S. 43.

7 Samland, Eitel-Siegfried, 150 Jahre Fachschule 
für Sozialpädagogik 1-Fröbelseminar, in: stand-
punkt : sozial, Heft 3, 2010, S. 148.

rung der Ausbildung inclusive der 
Praktika auf drei Jahre und die Auf-
wertung der Schulen zur Höheren 
Fachschule zur Sozialarbeit bzw. 
Sozialpädagogik mit den entspre-
chenden Zusatzqualifikationen.

Diese Neuordnung sollte jedoch 
nicht lange Bestand haben, da 
sie nicht den veränderten sozi-
alpolitischen Verhältnissen der 
Bundesrepublik Mitte der 60er 
Jahre Rechnung trägt ... Um den 
neu formulierten Ansprüchen 
gerecht zu werden und genügend 
Attraktivität für den Berufsstand 
zu garantieren, kommt es des-
halb kurz nach der Neuregelung 
von 1959 zu Bestrebungen einer 
weitergehenden Aufwertung 
und Verwissenschaftlichung der 
Profession, welche in die Umwand-
lung der Höheren Fachschulen in 
Fachhochschulen im Jahre 1971 
münden und die Etablierung einer 
Ausbildung zum sozialen Beruf 
auch an den neu gegründeten 
Gesamthochschulen und an einigen 
Universitäten begünstigen.“8

Fazit dieser kurzen Übersicht 
ist, dass die Aufbruchzeit der 
Hamburger Sozialarbeit während 
dieser 20 Jahre bisher zu wenig 
historisch aufgearbeitet wurde. Die 
Ergebnisse der Auswertung von 
Schülerinnenakten, der Schul-
protokolle, der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnungen sowie der 
Veröffentlichungen aus der Ham-
burger sozialen Praxis sind Teil 
der Hamburger Sozialgeschichte.

Aber vor allem wären Berichte 
von ehemaligen Schülerinnen 
und Lehrenden der beiden 
Fachschulen als ZeitzeugenInnen 
über die Inhalte und Ziele ih-
rer Ausbildung sowie über den 
Zeitgeist dieses wichtigen Auf-
bruchs nach dem zweiten Welt-
krieg von großem Interesse.

8 Hering, Sabine, Münchmeier, Richard, Ge-
schichte der Sozialen Arbeit. Eine Einführung, 
uventa Verlag, Weinheim und München, 2000, 
S. 203.
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Praxisnahe Forschung und Lehre in 
den 1980er-Jahren
Die Fachhochschule unter den Bedingungen der 
Standortpolitik
Friedrich Stamp
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Nach dem Fachhochschul-
gesetz von 1970 war die wis-
senschaftliche Ausbildung der 
Studierenden die Kernaufgabe 
der Fachhochschule Hamburg. 
Weiter hieß es im Gesetz: „Im 
Rahmen des Bildungsauftrags 
kann die Fachhochschule eigene 
Untersuchungen durchführen 
und praxisnahe Forschungs- und 
Entwicklungsaufgaben wahrneh-
men.“ (Hamburgisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt 1970:64) 1975 
beschloss der Fachhochschulsenat 
eine Forschungskonzeption. Da-
nach brauchte die Fachhochschule 
die Forschung „zum Ausfüllen des 
Erkenntnisdefizits auf bestimmten 
an der Fachhochschule gelehrten 
Fachgebieten, zum Qualifikati-
onserhalt der Lehrenden […], zum 
Erreichen des Ausbildungsziels 
der Studenten“ (StAH, �61- 5 III, 
Abl. 1989, Az. 70.01-�, Band 1)

Doch in den 1970er-Jahren 
standen für die an den Fachbe-
reich Sozialpädagogik Berufenen 
die Lehre und die arbeitsintensive 
fachliche Betreuung der unerwar-
tet hohen Zahl von Studierenden 
im Vordergrund. Die finanzpoli-
tisch gebotene Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte wirkte sich 
auch die Schulen und Hochschu-
len aus. Der Bundesbildungsmini-
ster Klaus von Dohnanyi erklärte 
1974: „Wir treten aus einer Phase 
der notwendigen Expansion un-
seres Bildungswesens […] ein […] 
in die Phase der notwendigen 
Begrenzung.“ (zitiert nach Soli-
darität vom November 1974).

Nachdem von Dohnanyi 1981 
als Nachfolger Hans-Ulrich Kloses 
zum Ersten Bürgermeister der 
Freien und Hansestadt Hamburg 
gewählt worden war, erläuterte er 
in zwei programmatischen Reden 
im noblen Übersee-Club die von 
ihm betriebene Politik zur Stär-

Forschungsvorhabens „Sozialpä-
dagogik an Haupt- und Realschu-
len“ schon in den 1970er-Jahren. 
Mit der Forschung wollte man 
Antworten auf die Frage nach 
den Gründen für das Phänomen 
des Schulversagens finden und 
die Schulen in ihrem Bildungs-
auftrag unterstützen. Von 1977 
bis 1979 hatten Studierende des 
Fachbereichs Sozialpädagogik 
die Lehrer*innen der Haupt- und 
Realschule Telemannstraße in 
Hamburg-Eimsbüttel bei ihrer 
Arbeit mit lerngestörten und ver-
haltensauffälligen Schüler*innen 
unterstützt. Da sich aber bei 
allen Erfolgen die Reichweite 
sozialpädagogischer Interventi-
onsformen als begrenzt erwies, 
stellten sich Fragen nach der Rolle 
der Sozialen Arbeit im Krisenma-
nagement und nach dem Weg zu 
einer echten Kooperation mit den 
Lehrer*innen. Auch Methoden zur 
Verhinderung der Stigmatisierung 
der Zielgruppe sollten in einem 
mit Drittmitteln finanzierten For-
schungsprojekt erprobt werden. 
Mit sechs Studenten nahm das an 
drei Eimsbütteler Schulen ange-
siedelte Projektteam 1979 seine 
Arbeit auf. Das bald durch weitere 
Studierende und Praktikant*innen 
verstärkte Team wurde von 
Professor*innen und Lehrbeauf-
tragten betreut. Die Lehrer*innen 
sollten mit sozialpädagogischen 
Methoden vertraut gemacht und 
bei der Umsetzung der Verfahren 
beraten werden. Mit der Nutzung 
der Handlungsspielräume verband 
sich auch die Hoffnung auf struk-
turelle Veränderungen der Schule. 
Nachdem man zunächst mit 
schulkompensatorischen Hilfen 
wie Einzelfallhilfe, Gruppenarbeit 
oder Beratungsangeboten auf Pro-
bleme reagierte, analysierten die 
Sozialpädagog*innen nun zusam-
men mit den Schulpädagog*innen 
das Lehrer-Schüler-Verhalten. 
Angebote zur Lehrergruppenarbeit 
förderten die Kooperation in der 
Lehrerschaft. Die Projekte „Sozi-

kung der Wettbewerbsfähigkeit 
der Hansestadt und wies hier 
auch der Forschung ihre Rolle zu. 
Forschungseinrichtungen hal-
fen seiner Ansicht nach wenig, 
„wenn sie von der Wirtschaft 
nicht genutzt […] werden“. Die 
Wissenschaft, Kunst, Wirtschaft 
und Politik müssten sich gegen-
seitig besser verstehen lernen, um 
dann gemeinsam die Entwicklung 
in der Hansestadt zu fördern. 
Zwar verfolgte die Standortpoli-
tik „vornehmlich wirtschaftliche 
Ziele“, sorgte aber auch „für mehr 
Arbeitsplätze“ und steigerte die Le-
bensqualität in der Stadt (Dohna-
nyi 1986:8 f.; Dohnanyi 1988a:45 
und Dohnanyi 1988b:16). An den 
Hochschulen und in der Bildungs-
gewerkschaft GEW sah man die 
Unterordnung der Forschung 
unter wirtschaftliche Interessen 
kritisch. Eva Brandes, Erziehungs-
wissenschaftlerin am Fachbereich 
Sozialpädagogik, fürchtete, dass 
Wirtschaftsunternehmen For-
schungsaufträge an Hochschulen 
nur dann vergeben würden, sofern 
die Ergebnisse wirtschaftlich 
verwertbar erschienen, und sorgte 
sich um die Hochschulautonomie. 
Die Fachhochschulvizepräsiden-
tin, Verena Fesel, kritisierte „die 
Umschichtung der Ressourcen 
zugunsten der Technikbereiche“ 
und forderte für alle Fachbereiche 
„mehr Raum für Forschung“ 
(Vgl. fh-info Januar 1987:9 und 
fh-info Januar 1989:6 f.).

Helfen beim Lernen Auch unter 
diesen schwierigen Bedingungen 
konnten in den 1980er-Jahren 
am Fachbereich Sozialpädagogik 
eine Reihe von Forschungspro-
jekten durchgeführt werden, um 
Lösungen für die in der Praxis 
der Sozialen Arbeit aufgetre-
tenen Probleme zu finden. Dabei 
lagen die Anfänge des von Willy 
Starck und Gerd Krüger geleiteten 
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ales Lernen im Klassenverband“ 
führten zu produktiven Interakti-
onen zwischen Lehrer*innen und 
Schüler*innen. Von den Lehrer-
konferenzen und Elternräten wur-
de die Kooperation mit dem Fach-
bereich Sozialpädagogik durchweg 
begrüßt. Die Sozialpädagog*innen 
selbst sahen die Gefahr, auf eine 
„Feuerwehrfunktion“ in Schulkon-
flikten festgelegt zu werden, und 
benötigten weiteres Datenmaterial, 
um zu erfahren, wie sozialpädago-
gische Methoden am sinnvollsten 
in den Schulen zu integrieren 
sein würden. Sie wollten auch die 
Zusammenarbeit mit den Eltern 
intensivieren und die Situation 
arbeitsloser Schulentlassener 
untersuchen. Nachdem die Bür-
gerschaft Mittel für Sachkosten 
bewilligte und die Arbeitsverwal-
tung dem Antrag auf fünf ABM-
Stellen stattgab, konnte das Projekt 
1986 erfolgreich abgeschlossen 
werden (Fachhochschule Hamburg 
198�a:4 ff.; fh-info Oktober 198�:9 
und �2 ff. und Krüger 1987:7�).

Wie wir auch heute noch fest-
stellen können, können ein bis 
drei Prozent der Erwachsenen 
nach dem Ende ihrer schulischen 
Karriere nur sehr schlecht lesen 
und haben dadurch Schwierig-
keiten mit modernen Medien 
und Technologien, sind auf dem 
Arbeitsmarkt weitgehend chan-
cenlos und genauso von Teilen des 
gesellschaftlichen Lebens ausge-
schlossen. Ende der 1980er-Jahre 
entwickelte Peter Budweg am 
Fachbereich Sozialpädagogik eine 
Seminarsequenz, in der sich die 
Studierenden mit dem Problem 
des funktionalen Analphabetismus 
auseinandersetzten. Für die For-
schung relevant erschienen Fragen 
nach den Ursachen des Analphabe-
tismus und erfolgversprechenden 
Interventionsmöglichkeiten. Die 
Seminarteilnehmer*innen hospi-

tierten in Alphabetisierungskursen 
und beschäftigten sich mit der Le-
benssituation von Menschen mit 
stark eingeschränkter Lese- und 
Schreibkompetenz. Im Rahmen 
eines literaturpädagogischen 
Ansatzes lernten die Studierenden 
schriftsprachliche Zeugnisse wie 
Gedichte und Lebensgeschichten 
von Menschen mit Schreib- und 
Leseproblemen kennen. Aus 
diesen Seminaren entwickelte 
sich das Projekt „Leseclub“ in der 
Jugendvollzugsanstalt Hahnöfer-
sand, das sich zum Ziel setzte, 
bei den jungen Strafgefangenen 
Blockaden beim Erlernen des 
Lesens und Schreibens zu lösen. 
Budweg und die Studierenden 
verstanden die Alphabetisierung 
als einen Beitrag zum Kampf 
gegen die Armut (fh-info April 
1989:11 f.; Budweg: 1991:�20 und 
standpunkt : sozial 2+�/ 91:118 ff.)

Beiträge zur Armutsfor-
schung Mit sozialer Ungleichheit 
und Ausgrenzung nebst ihren 
verschiedenen Ursachen und 
den Hilfsangeboten zur Her-
stellung von Chancengleichheit 
und gesellschaftlicher Teilhabe 
beschäftigten sich verschiedene 
Wissenschaftler*innen am Fach-
bereich Sozialpädagogik. Im Zuge 
der Verfestigung der Massenar-
beitslosigkeit in den 1970er-Jahren 
rückte die „Neue Armut“ in den 
Mittelpunkt des gesellschaftlichen 
Diskurses. In den 1980er-Jahren 
schaute der Rechtswissenschaftler 
Wolfgang Schütte zusammen mit 
Waldemar Süß genauer auf die ge-
neralisierenden Berichte über die 
positive Wirtschaftsentwicklung 
in der Hansestadt und stellte dabei 
eine sehr ungleiche Entwicklung 
fest. Während die Nettogewinne 
aus Kapitalvermögen kräftig 
anstiegen, mussten die Lohn- 
und Gehaltsempfänger*innen 
mit Realeinkommensverlusten 
rechnen. Schütte zog auch die 
offizielle Arbeitslosenstatistik in 

Zweifel, wusste man doch seit 
langem von einer Dunkelziffer 
nicht gemeldeter Arbeitsloser. 
Er vermittelte zudem ein diffe-
renziertes Bild von der sozialen 
Lage der Empfänger*innen von 
Arbeitslosengeld und -hilfe sowie 
Sozialhilfe und verwies auf die 
besonderen Armutsrisiken von 
Frauen, Kindern oder Schwer-
behinderten. Er beschrieb die 
Abkoppelung ganzer Stadtteile 
von der Wohlstandsentwicklung. 
Mit seiner Studie über „Armut in 
Hamburg“ schuf Schütte die für 
die sozialpolitische Diskussion 
nötige Transparenz. Zusammen 
mit dem Sozialwissenschaftler 
Richard Sorg organisierte Schütte 
eine Veranstaltungsreihe über 
„Armut und Sozialpolitik“, auf 
der sich Vertreter*innen aus der 
Wissenschaft und den gesellschaft-
lichen Interessengruppen über 
die Wege zur Bekämpfung der 
Massenerwerbslosigkeit und der 
Stärkung der sozialen Sicherungs-
systeme austauschten. Diskutiert 
wurde über sinnvolle Definitionen 
der Armut. Gewerkschafter*innen 
stellten ihre Konzepte zur Be-
seitigung der Arbeitslosigkeit 
und des Lehrstellenmangels vor: 
Arbeitszeitverkürzung bei vollem 
Entgeltausgleich und Ausbildungs-
platzabgaben für nichtausbildende 
Unternehmen. Angesichts der Ero-
sion der Normalarbeitsverhältnisse 
und dem daraus folgenden Verlust 
von Versicherungseinkommen 
dachten die Forscher*innen über 
die bedarfsorientierte Mindestsi-
cherung nach. Ein bedarfsunab-
hängiges „Bürgergehalt“ für alle 
hielten Schütte und Süß für nicht 
finanzierbar. Im Rahmen der 
Arbeit an der Studie „Armut in 
Hamburg“ entstand die Idee für 
das Nachfolgeprojekt „Sozialatlas 
Hamburg“, in dem auf empi-
rischer Grundlage soziale Profile 
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der Hamburger Stadtteile erstellt 
wurden (vgl. fh-info Juli 1987:1� 
ff. und fh-info November 1989:19 
ff.; Schütte; Süß 1988:14-116 
und Schütte; Swierkta 1991:45).

Problemfeld Wohnungsnot 
Als Folge der wachsenden Zahl 
von Sozialhilfeempfänger*innen 
kam es in der Hansestadt zu einer 
Versorgungskrise auf dem Woh-
nungsmarkt für sozial schwache 
Mitbürger*innen. Zusammen 
mit der TU Hamburg-Harburg, 
Mitarbeiter*innen des Hambur-
ger Instituts für Sozialforschung, 
sozialen Einrichtungen und 
Mieterinitiativen gehörte auch 
der Fachbereich Sozialpädagogik 
dem Arbeitskreis Wohnraum-
versorgung an, der zunächst die 
Hamburger Wohnungspolitik 
analysierte, um dann Handlungs-
möglichkeiten im Interesse der 
Wohnungssuchenden vorzu-
schlagen. Der Arbeitskreis, an 
dem sich Roland Mutschler vom 
Fachbereich Sozialpädagogik 
beteiligte, forderte vom Gesetz-
geber Regelungen zum Schutz 
der Mieter*innen und kritisierte 
Vorstellungen der christlich-libe-
ralen Bundesregierung, die auf den 
Abbau des Kündigungsschutzes 
zielten. Mittelfristig erschien die 
Errichtung von Sozialmietwoh-
nungen für dringend erforderlich. 
Eingebunden werden sollten diese 
Maßnahmen in ein Konzept zur 
Stadterneuerung mit dem Ziel der 
Verbesserung der Lebensqualität 
in den Quartieren. Im Rahmen 
des Forschungsprojekts „Zur Krise 
in der Wohnungsversorgung für 
einkommensschwache Haushalte“ 
bearbeitete man auch die Frage 
nach den Möglichkeiten, den von 
Wohnungsnot Betroffenen durch 
Sozialarbeit zu helfen. In diesem 
Zusammenhang sollte auch der 
Beratungsbedarf von Mieter*innen 
eruiert werden. Im Sommerse-

mester 1989 erprobten Wolfram 
Dargel und Wolfgang Schütte 
eine Software zur Ermittlung von 
Wohngeldansprüchen. Sie sollte 
Sozialarbeiter*innen bei der Be-
ratung ihrer Klient*innen unter-
stützen1. Im Studienschwerpunkt 
„Arbeit mit Wohnungslosen“ 
lernten Studierende Wohnungs-
losigkeit als Feld der Sozialen 
Arbeit kennen, arbeiteten als 
Praktikant*innen in Beratungsstel-
len für Wohnungslose und wurden 
so gut auf die berufliche Praxis 
vorbereitet (vgl. Dargel 1990:�6; 
Schmidtke 1990:57; Mutschler: 
1990:58 f.; Kern: 1990:62 und 
fh-info Januar 1990:10 ff.).

Geschlechterforschung Für die 
Geschlechterforschung mussten 
zunächst die institutionellen Vo-
raussetzungen geschaffen werden. 
Einen Schub erhielt die Frauenfor-
schung durch die Schaffung der 
Gemeinsamen Kommission Frau-
enstudien und Frauenforschung 
der Fachhochschule, Universität 
und Hochschule für Wirtschaft 
und Politik. Frauenworkshops 
und -vorlesungen. wurden organi-
siert. Die für die Frauenforschung 
geschaffene Koordinationsstelle 
sammelte 250 Arbeiten zu frau-
enspezifischen Themen, die nun 
interessierten Studentinnen 
und Wissenschaftlerinnen zur 
Verfügung standen. Auch durch 
das Engagement der Fachhoch-
schulvizepräsidentin Verena 
Fesel, Rechtswissenschaftlerin am 
Fachbereich Sozialpädagogik, stell-
te der Fachhochschulsenat 1991 
Grundsätze zur Frauenförderung 
auf. Über �0 zwischen 1985 und 
1989 eingereichte Diplomarbeiten 

1 1987 schaffte der Fachbereich Sozialpäda-
gogik die ersten Personal Computer an, um de-
ren noch nicht hinreichend bekannten Nutzen 
für die Praxis der Sozialen Arbeit zu erforschen 
(vgl. fh-info April 1987:11).

zu Frauenthemen zeigten, dass 
die Unterstützung der Gender-
forschung durch die Hochschul-
leitung überfällig war (vgl. Fesel 
1992:88 und fh-info November 
1987:4 f. und Diplomarbeiten 
1992:114 f.). Der Fachbereich 
Sozialpädagogik, an dem Meike 
Plesch und Margret Wens zu 
Fragen der Sozialarbeit mit Frauen 
und Mädchen lehrten, war mit 
den Einrichtungen für Frauen in 
Hamburg bereits gut vernetzt, wie 
auch der Teilnehmerinnenkreis 
des 1984 von der Fachhochschule 
ausgerichteten Sozialpolitischen 
Forums zeigt. Vertreterinnen aus 
zwanzig öffentlichen bzw. privaten 
Praxiseinrichtungen und Projekten 
diskutierten über die Wirkung der 
Krise und der Frauenpolitik und 
-ideologie der christlich-liberalen 
Bundesregierung auf die tägliche 
Praxis der Einrichtungen. Sie 
konstatierten eine „Feminisierung 
der Armut“. Als erste Aufgabe 
formulierten die Frauen aus der 
Fachhochschule und die Vertrete-
rinnen aus der Praxis auf Grund-
lage einer Bestandsaufnahme der 
besonderen Problemlagen von 
Frauen in Hamburg die Notwen-
digkeit einer Sozialen Arbeit für 
Frauen zu begründen. Einigkeit 
bestand darin, von Sparmaßnah-
men bedrohte Frauenprojekte 
zu verteidigen (Fachhochschule 
Hamburg 1984:64 ff.). 1987 erläu-
terten einige Wissenschaftlerinnen 
in einer Aufsatzsammlung ihr 
Verständnis von feministischer 
Sozialarbeit. Für Meike Plesch 
sollte feministische Sozialarbeit 
die Entwicklung individueller und 
kollektiver Selbsthilfefähigkeit als 
Teil einer eigenen identitätsstif-
tenden Frauenkultur fördern. Nach 
Margret Wens konnte Soziale 
Arbeit auch lesbische Frauen er-
mutigen, „Forderungen zu stellen 
und sich gegen Diskriminierung 
zu wehren“. Emilija Mitrović’ 
Begriff von feministischer Sozial-
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arbeit als Teil der Frauenbewegung 
unterstreicht das politische Selbst-
verständnis der Wissenschaftle-
rinnen (Plesch 1987:19 ff.; Wens 
1987:17 und Mitrović 1987:�7).

Sozialpädagogische Arbeit 
mit Migrant*innen Während 
sich die Frauenforschung in den 
1980er-Jahren gegen manche 
Widerstände ihren Platz erkämp-
fen musste, konnte sich seit dem 
Wintersemester 1981/82 der 
Studienschwerpunkt „Sozialpäda-
gogische Arbeit mit Einwanderern 
und Flüchtlingen“ am Fachbereich 
Sozialpädagogik etablieren. Mit 
den in Deutschland lebenden 
Ausländer*innen wandte man sich 
einer Zielgruppe zu, bei der sich 
psychosoziale Probleme häuften 
und eine professionelle Hilfe 
dringlich erscheinen ließ. Denn die 
Betreuung der Migrantenfamilien 
durch engagierte Mitglieder von 
Ausländerinitiativen erwies sich 
als unzureichend. Die Studieren-
den sollten in dem zunächst als 
Modellversuch angelegten Studi-
enschwerpunkt mit theoretischen 
und praktischen Studienantei-
len die spezifischen Probleme 
der ausländischen Bevölkerung 
verstehen lernen und sich für die 
sozialpädagogische Arbeit mit 
Ausländer*innen qualifizieren. 
Interdisziplinär wurde das Projekt 
von der Erziehungswissenschaft-
lerin Renate Dau, der Psychologin 
Heidi Eppel, der Soziologin Ingrid 
Kurz und dem Rechtswissenschaft-
ler Jürgen Haarländer geführt. 
Mit Beginn des Wintersemesters 
1982/8� nahm auch der Politikwis-
senschaftler Hakkı Keskin seine 
Tätigkeit im Modellversuch auf. In 
der gemeinsamen Zusammenar-
beit lernten die Praxisstellen, in de-
nen die Studierenden tätig waren, 
und die Wissenschaftler*innen 

des Fachbereiches voneinander. 
Für die Teilnehmer*innen einer 
Exkursion in die Türkei bot sich 
die Gelegenheit, eigene Erwar-
tungen und Vorurteile kritisch zu 
hinterfragen. In Hamburg entfal-
teten die am Studienschwerpunkt 
Beteiligten ein ausländerpoli-
tisches Engagement. So trat der 
Fachbereich Sozialpädagogik 1986 
dem „Bündnis türkischer Einwan-
derer – Hamburg“ bei. Der Anteil 
der Migrant*innen in der Ham-
burger Bevölkerung von ca. 10 %, 
aber auch die hohe Zahl aus dem 
Ausland stammender Studierender 
zeigte, dass die Anstrengungen 
zur Integration verstärkt werden 
mussten. Die von Keskin erhobene 
Forderung nach einem kommu-
nalen Wahlrecht für ausländische 
Mitbürger*innen zielte auf die 
politische Partizipation aller in der 
Hansestadt lebender Menschen 
(vgl. Jahresbericht 1982/8�:28;Tre-
ber 1992:9� ff.; fh-info Juli 1981:9; 
fh-info Juli 1982:26 und Dalheimer 
1984:7). Insgesamt konnten in 
dem Projekt viele Erkenntnisse 
gewonnen werden, die Schul- und 
Sozialpädagog*innen bei ihrer Ar-
beit mit Zuwanderer*innen halfen.

Interkulturelle Studien Berüh-
rungen des Studienschwerpunkts 
„Sozialpädagogische Arbeit mit 
Einwanderern und Flüchtlingen“ 
gab es auch mit den Zielen des 
seit 198� bestehenden interkultu-
rellen Begegnungszyklus. Initiiert 
vom Erziehungswissenschaftler 
Otto Lüdemann und koordiniert 
von Jürgen Kalcher, Professor 
für Psychologie am Fachbereich 
Sozialpädagogik, wurde ein reger 
Austausch von Studierenden 
und Lehrenden aus Hamburg, 
Frankreich, Italien und später 
weiteren Ländern organisiert. Die 
finanzielle Unterstützung durch 
das Deutsch-Französische Jugend-
werk und das Erasmus-Programm 

ermöglichte die Studienaufent-
halte (vgl. Lüdemann 1990:100 
f.), in denen die Studierenden 
das Leben, das Studium und die 
Soziale Arbeit in anderen europä-
ischen Ländern kennenlernen und 
darüber befreit von den Zwängen 
des Studienalltags ihren eigenen 
intellektuellen Horizont erweitern 
konnten. Lüdemann schrieb: „Für 
Sozialpädagogen, die sich darauf 
einlassen, ihre berufliche Identität 
in europäischen und internationa-
len Zusammenhängen zu sehen, 
wird solche hautnahe Erfahrung 
von Fremdem und Anderem zu 
einem entscheidenden Schritt 
ihres persönlichen und beruflichen 
Werdegangs.“ Eine Hamburger 
Studentin, die Soziale Arbeit in 
Frankreich ganz „anders“ als in 
Deutschland erlebte, berichtete, 
dass ihr „darüber erst der enge 
Zusammenhang zwischen einer 
Gesellschaft und der Sozialarbeit 
[…] wirklich bewusst geworden“ 
sei (fh-info November 1987:17 
und fh-info November 1989:24).

Ein interkulturelles Treffen in 
Hamburg mit Studierenden aus 
Hamburg, Frankreich und Italien, 
das unter dem Rahmenthema 
„Kulturelle Ausdrucksformen und 
interkulturelle Begegnung“ stand, 
zeigt, wie Interkulturalität in einer 
Gruppe trotz der sprachlichen 
Verständigungsschwierigkeiten er-
lebt werden konnte. Audiovisuelle 
Medien wie Video- und Diamon-
tage oder Ton-Dia-Überblend-
schauen nutzend vermittelten die 
Teilnehmenden ihre Erfahrungen 
mit Formen gesellschaftlicher Re-
pression in ihren Heimatländern. 
Theatralische und musikalische 
Inszenierungen gehörten zu den 
Formen der Kultur. Zu einem 
auch international beachteten 
„Hamburger Ansatz“ entwickelte 
sich die Arbeit mit Masken im 
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Rahmen von Medienseminaren. 
Wie Kalcher erklärt, nutzte man 
das „archaische Medium Maske 
für Zwecke der Selbstklärung 
und Selbstfindung und um die 
Begegnung mit dem anderen, den 
Austausch der Fremdheit“. Lüde-
mann und Kalcher ging es um den 
kreativen Prozess der Schaffung 
einer individuellen Maske. Mit der 
persönlichen Maske konnte man 
seine eigenen Gefühle zeigen und 
sich zugleich anderen öffnen. Die 
beiden Wissenschaftler berichte-
ten in mehreren Publikationen 
und auf Vorträgen von ihren Mas-
kenprojekten (vgl. fh-info Januar 
1986:24 und Kalcher 2011:7� f.).

Im Fachbereich war der Stellen-
wert der Fachdidaktik allerdings 
nicht unumstritten. Die in sechs 
Lernbereiche gegliederten fachdi-
daktischen Seminare sollten „dem 
Sozialpädagogen […] Inhalte und 
Methoden zur Arbeit mit be-
stimmten Zielgruppen vermitteln“. 
Der Studienführer von 198�/84 
nannte Spiel- und Interaktions-
pädagogik, Sprache, Kunst- und 
Werkpädagogik, Musikpädagogik, 
Bewegungserziehung und Pädago-
gik der Massenmedien (Fachhoch-
schule Hamburg 198�b:5 f.) Für 
den letztgenannten Bereich bean-
tragte der Fachbereich im Septem-
ber 1981 Mittel zur Einrichtung 
eines Audiovisuellen Medienzen-
trums. „Durch den Einsatz der neu-
en technischen Medien ist es mög-
lich geworden, Lernprozesse ganz 
erheblich zu intensivieren und zu 
verkürzen“ (Unterstreichung im 
Original), hieß es in der Begrün-
dung des Antrags. Im Hochschul-
amt zeigte man sich skeptisch. 
Erstens betonte man, eine Verkür-
zung der Lernprozesse würde eine 
Verringerung der Curricularnorm-
werte zur Folge haben, gegen die 
sich im Fachbereich Widerstand 
formierte. Zweitens merkte man 
seitens der Behörde kritisch an, 
„dass die Nutzung von Medien-

zentren nicht automatisch mit 
ihrer Einrichtung zu funktionieren 
pflegt“ (StAHH, 361-5 III, Abl. 
1999/ 1, Az. 16.02-12 / 9/ 10, Bd. 4). 
Angesichts der positiven Entwick-
lung des von vielen Studierenden 
und Lehrenden genutzten Medi-
enzentrums sollte sich die Skepsis 
in der Wissenschaftsbehörde 
jedoch bald als grundlos erweisen.

Doch als Folge der Sparaufla-
gen, die dem Fachbereich in den 
1980er-Jahren auferlegt wurden 
und zur Streichung von Profes-
sorenstellen führten, waren auch 
die musisch-kreativen Fächer von 
Kürzungsplänen betroffen. Fünf 
in diesen Lehrgebieten tätigen 
Professor*innen fürchteten um 
die Qualität des Studiums, wenn 
die Studierenden nicht lernten, 
„sich kreativ auszudrücken, sich in 
Gruppen gestalterisch zu versu-
chen, sich schöpferische Methoden 
anzueignen“. Wie würden die 
künftigen Sozialarbeiter*innen 
„ohne Ahnung von Musik, Kunst, 
Theater, Literatur, Bewegung, 
audiovisuelle Ausdrucksformen“ 
auf ihre Tätigkeit in einer Stadt-
teilkultureinrichtung vorbereitet 
sein? Sollte sich das Studium zu 
einer „Ausbildung zum Sozialtech-
nokraten“ entwickeln? Auch die 
Teilnehmer*innen eines von der 
evangelisch-lutherischen Landes-
kirche in Hannover veranstalteten 
Symposions protestierte mit einer 
Resolution gegen die „Abschaf-
fung der kulturpädagogischen 
Ausbildungsfächer“ an der Fach-
hochschule Hamburg. Nachdem 
auch die „Tageszeitung“ diese 
Kritik kolportierte, drängte der 
Fachhochschulpräsident darauf, 
den Streit am Fachbereich in den 
Gremien und nicht in der allgemei-
nen Öffentlichkeit zu führen. Nach 
Einschätzung des Hochschulamtes 
ging es „bei der Kampagne offen-
bar um Streitigkeiten innerhalb 

des Fachbereiches um die ’richtige‘ 
Ausbildung der Sozialpädagogen, 
die durch eine Personengruppe, 
die im Fachbereich unterlegen 
ist, in die Öffentlichkeit getragen 
wurde“. Der Fachbereichssprecher, 
Peter Kunkel, widersprach der 
Redeweise von der Streichung 
des musisch-kreativen Bereichs, 
räumte aber eine Reduzierung 
der Pflichtstundenzahl in diesen 
Lernbereichen ein. Seminare aus 
allen sechs Lernbereichen sollten 
aber weiter angeboten werden. 
Kunkel wandte sich aber dagegen, 
die Fachdidaktik „zum probaten 
Heilmittel hochzustilisieren“, mit 
denen die sozialen Probleme in 
der Krisensituation der 1980er-Jah-
re zu lösen seien: „Erforderlich ist 
vielmehr die Konzentration auf die 
genuin sozialpädagogischen Hand-
lungskompetenzen.“(fh-info April 
1985:12 ff. und StAHH, �61-5 III, 
Abl. 2002/ 1, Az. 54.48-7/ 1, Bd. 24).

Weniger öffentlich, sondern 
im wissenschaftlichen Diskurs 
über die curriculare Entwick-
lung, wurde und wird bis zur 
Gegenwart über die Rolle der 
Kulturarbeit und der Medien in 
der Sozialen Arbeit diskutiert. 
Unter dem Einfluss der Ereignisse 
der „Wende“ prognostizierte Otto 
Lüdemann, dass es „noch auf lange 
Sicht ‘interkulturelle Probleme’“ 
zwischen den Bürger*innen in 
den alten und neuen Bundeslän-
dern geben würde (Lüdemann 
1990:101). Nachdem schon 
Kontakte zur Pädagogischen 
Hochschule in Hamburgs Partner-
stadt Dresden aufgebaut worden 
waren, brachten Fesel, Krüger und 
Lüdemann ihre Erfahrungen aus 
dem Fachhochschulpräsidium 
wie aus Forschung und Lehre 
beim Aufbau der Hochschule 
Merseburg ein und halfen mit bei 
der noch über Jahre schwierigen 
Gestaltung der deutschen Einheit.
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Archivalien

Staatsarchiv Hamburg
Bestand 361-5 III (Hochschulwesen III)
Ablieferung 1989, Aktenzei-
chen 70.01-3, Band 1:
Schreiben der Präsidialverwaltung der 
Fachhochschule vom 24.10.1975

Abl. 1999/ 1, Az. 16.02-12 / 9/ 10, Bd. 4:
Vermerk des Hochschul-
amtes vom 07.12.1982

Abl. 2002/ 1, Az. 54.48-7/ 1, Bd. 24:
Resolution an den Bürgermeister 
der Freien und Hansestadt Hamburg 
vom 17.03.1985 und Vermerk des 
Hochschulamtes vom 02.04.1985
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Als sich zum Sommersemester 
1970 die ersten Student*nnen am 
Fachbereich Sozialpädagogik der 
neu gegründeten Fachhochschule 
Hamburg immatrikulierten, dürfte 
zumindest ein Teil von ihnen 
schon Erfahrungen mit demokra-
tischer Interessenvertretung in 
der Schule oder im Erzieherberuf 
mitgebracht haben. Etwa 40 % der 
Student*innen hatte eine Erzie-
herausbildung absolviert. In der 
Fachschule für Sozialpädagogik 
gab es 1969 eine Schülermitver-
waltung und die Sozialistische 
Arbeitsgruppe (SAG). Das Ziel 
der SAG war „die Schaffung einer 
sozialistischen und damit realen 
Gesellschaft auf der Basis des 
Grundgesetzes“. Dieser Gruppie-
rung verweigerte allerdings die 
Schulbehörde die Anerkennung, 
weil nur weltanschaulich unge-
bundene Gruppen zugelassen 
waren. Im Mai 1969 unterstützten 
die Fachschüler die Studieren-
den des Sozialpädagogischen 
Instituts, die drei Tage lang in 
einen Streik gegen bildungspo-
litische Missstände streikten1. 
Im folgenden Jahr streikten die 
Fachhochschüler*innen sogar 
drei Wochen lang gegen Pläne, 
den Fachbereich Sozialpädago-
gik vom bisherigen Standort im 
Grindelviertel ins Gebäude der 
ehemaligen Krankenhausver-
waltung in Harburg zu verlegen. 
Tatsächlich wurden zusätzliche 
Räume in einem Kontorhaus 
nahe der Laeisz-Halle angemie-
tet. Die „Selbstorganisation“ der 
Fachhochschüler*innen prote-
stierte zudem für die Aufhe-
bung des NC, der dazu geführt 
hatte, dass der größte Teil der 
Bewerber*innen am Sozialpäda-
gogischen Institut abgewiesen 
wurde. 400 Fachoberschüler*innen 
1 Vgl. StAH, 136-3, Nr. 532.

Sozialpädagogik die Einstellung 
weiterer Dozent*innen, die An-
schaffung von mehr Lehrmitteln 
und die „Bewilligung der Kosten 
für wissenschaftliche Ausflüge“4

Sicherlich war in dem sechsse-
mestrigen Studium ein umfang-
reicher Lernstoff zu bewältigen, 
sodass �0 Stunden pro Woche 
für den Besuch der Lehrveran-
staltungen und deren Vor- und 
Nachbereitung zu veranschlagen 
waren5. Bis 1971 betrug die jähr-
liche Vorlesungszeit �� Wochen. 
Im Fachbereichsrat konnte dessen 
Sprecherin, Gudula Theopold, die 
Studentenvertreter*innen von 
der Streichung von zwei Wochen 
überzeugen, denn die Fachhoch-
schule hatte ein Abkommen der 
Länder umzusetzen, nach dem 
die jährliche Unterrichtszeit in 
den Fachhochschulen mindestens 
220 Tage umfassen musste6. 1972 
legte die Kultusministerkonfe-
renz die jährliche Vorlesungszeit 
auf �8 Wochen fest, die aber die 
dreiwöchigen Weihnachtsferi-
en beinhaltete7. In den Worten 
des Sprechers des Fachbereichs 
Sozialpädagogik, Willy Starck, 
gab es demnach eine „Netto- und 
Bruttovorlesungszeit“, der auch die 
studentischen Vertreter*innen im 
Akademischen Senat zugestimmt 
hatten. „Den wenigsten Studenten 
und Dozenten war das Zustande-
kommen der derzeitigen Regelung 
der Vorlesungszeiten hinreichend 
bekannt“, stellte Starck fest8. In 
der Studentenschaft fürchtete man 
eine Verlängerung der Vorlesungs-
zeit. Eine „kritische Reflexion 
und Aufarbeitung“ des Lernstoffs 
würde dann nicht mehr möglich 

4 Vgl. StAH, 361-5 III, Abl. 1990/ 3, Az. 31.06-6/ 
1 Bd. 2.

5 Vgl. Solidarität. Zeitung des Sozialistischen Stu-
dentenbunds Hamburg vom Oktober 1973.

6 Vgl. StAH, 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 
1 Bd. 1 (1).

7 Vgl. StAH, 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 
1 Bd. 2 (1).

8 Vgl. StAH, 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 
1 Bd. 1 (2).

der Fachrichtung Sozialpädagogik 
konnten die geplante Fachhoch-
schulausbildung nicht beginnen. 
Gespräche zwischen den Studie-
renden und dem liberalen Wissen-
schaftssenator Reinhard Philipp 
blieben ergebnislos. In der Ham-
burger Innenstadt sammelte man 
Unterschriften. Die Bürger*innen 
sollten sich überlegen, ob eine Aus-
bildung von Sozialpädagog*innen 
nicht auch im Interesse der Bevöl-
kerung liegen würde. Schließlich 
gab es viele Kinder oder ältere 
Menschen in der Stadt, die eine 
sozialpädagogische Betreuung 
dringend brauchten. Unterstützt 
wurden die Studierenden von den 
DGB-Gewerkschaften GEW und 
ÖTV, die ebenfalls vor den sozialen 
Folgen eines Fachkräftemangels 
warnten2. Ein Teil der Studieren-
den organisierte sich in linken 
Gruppierungen, die sich nach der 
Auflösung des Sozialistischen 
Deutschen Studentenbunds im 
März 1970 gebildet hatten. Für 
ihre Anliegen versuchten sie nicht 
zuletzt auch die nach dem Fach-
hochschulgesetz vorgesehenen 
Organe der Studentenschaft 
wie den Allgemeinen Studen-
tenausschuss (AStA) und das 
Studentenparlament zu nutzen, 
das sich aus den Vertreter*innen 
der Studierenden im Konzil und 
deren Stellvertreter*innen zusam-
mensetzte. In den Fachbereichen 
konnten die Studierenden Fach-
schaften wählen. In den meisten 
der insgesamt 1� Fachbereichen 
existiert zudem ein, allerdings ge-
setzlich nicht verankerter, FASTA, 
d.h. ein Fachschafts-AStA�. Zur 
Verbesserung der Ausbildung for-
derte der FASTA im Fachbereich 

2 Vgl. HIS-Archiv, Mappe Fachhochschule und 
StAH, 136-3, Nr. 817 und 818 (1).

3 Vgl. Wesel 2002: 160ff.; Hamburgisches Ge-
setz- und Verordnungsblatt 1970; 71 und StAH, 
136-3, Nr. 818 (2).
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sein. Man benötige auch Zeit für 
die „politische Arbeit“, sagte ein 
Redner auf einer Fachbereichs-
vollversammlung am 29. Juni 
1973. Auch sei das BAFöG nicht 
ausreichend. „Ein erheblicher Teil 
der Studenten sei deshalb darauf 
angewiesen, in einer ausreichend 
lang bemessenen Ferienzeit Geld 
zu verdienen.“ Um die „Ferien-
zeitverkürzung“ zu verhindern, 
beschloss die Vollversammlung 
die Durchführung einer Urabstim-
mung über die Verhängung eines 
dreiwöchigen Vorlesungsboykotts. 
Bei einer Wahlbeteiligung von 
7� % sprach sich eine deutliche 
Mehrheit der Student*innen für 
den Boykott aus. Die Androhung 
des Fachhochschulpräsidenten, 
Hans Dietrich Haak, auf den 
Boykott mit der Aberkennung des 
Semesters zu reagieren, hielt der 
Fachschaftsrat für einen „plum-
pen Versuch der Verunsicherung 
der Studenten“. Auch die War-
nung vor einer möglichen Pflicht 
zur Rückzahlung des BAFöG als 
Folge der Vorlesungsversäumnisse 
wurde als substanzlos erachtet, 
seien doch für die Studienförde-
rung „nur die Leistungsnachweise 
maßgeblich“9. Der Aufforderung 
einer Vollversammlung alle Lei-
stungsscheine bis drei Wochen 
vor Vorlesungsende zu erbringen, 
waren die Student*innen gefolgt10.

70 bis 80 % der Student*innen 
beteiligten sich an dem Boykott. 
Im ersten und zweiten Studiense-
mester boykottierten sogar 94 bzw. 
98 % der Student*innen die von 
den Dozent*innen und Lehrbe-
auftragten angebotenen Lehrver-
anstaltungen. Der Gruppendruck 
war offenbar so groß, dass nur 
70 Studierende, besonders aus 

9 Vgl. StAH, 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 
1 Bd. 1 (3).

10 Vgl. Solidarität vom Oktober 1973.

dem 5. Semester, in informellen 
Gruppen gemeinsam lernten oder 
die Seminare besuchten11. Nur 
einige wenige Streikgegner*innen 
äußerten öffentlich ihren Un-
mut und hängten Plakate auf, 
auf denen Parolen wie „Wut 
auf Streikfreudigkeit mancher 
Studenten? Entlade Sie, tu etwas!“ 
geschrieben waren12. Ein Mitarbei-
ter des Hochschulamtes, der sich 
vor Ort ein Bild von dem Boykott 
machen wollte, berichtete von 
100 bis 150 Streikenden auf den 
Gängen des Bürogebäudes. Die 
meisten Student*innen blieben zu 
Hause oder machten Ferien. Auf 
einer Vollversammlung hatten 
sich der Marxistische Studen-
tenbund Spartakus (MSB) und 
andere Befürworter eines aktiven 
Streiks nicht durchsetzen kön-
nen. Sie hatten in der Streikzeit 
Gemeinsamkeiten zwischen der 
„Forderung um Erhöhung des 
BAFöG“ und dem „Kampf der 
Arbeiterklasse um Teuerungszu-
lagen“ aufzeigen und mit ihren 
Kommiliton*innen über eine 
„demokratische Studienreform 
für eine Ausbildung“ zum Nut-
zen der arbeitenden Bevölkerung 
diskutieren wollen. So genannte 
antirevisionistische Kräfte wie 
Mitglieder von Basisgruppen und 
Anhänger des Prinzips der Selbst-
organisation hatten jedoch für ihr 
Ziel eines passiven Boykotts eine 
Mehrheit erhalten. Sie hielten 
den Beschluss, sich das Recht auf 
längere Ferien zu nehmen, für 
eine politische Tat. Eine dritte 
Position nahm der Sozialistische 
Studentenbund (SSB) ein, die 
Studentenorganisation des 1971 
gegründeten Kommunistischen 
Bundes (KB). Er vermisste bei den 
Streikenden, die sich im Boykott 
temporär dem „Leistungsdruck“ 
entzogen, einen Lernprozess über 
die vermeintliche „Funktion des 

11 Vgl. ebd. und StAH, 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 
52.08-4/ 1 Bd. 2 (2)

12 Solidarität vom Dezember 1973.

Leistungsdrucks als Mittel der 
politischen Disziplinierung“1�. In 
einer von der späteren Sozialsena-
torin Traute Müller verantworteten 
Solidaritätsadresse bezeichneten 
auch die Hamburger Jusos die 
Verlängerung der Vorlesungszeit 
als Mittel zur „Disziplinierung der 
Studentenschaft“. Für dieses Motiv 
finden sich allerdings keine Hin-
weise. Näher an der Wirklichkeit 
könnte die Vermutung der Jung-
sozialisten gewesen sein, mit der 
Vorlesungszeitverlängerung hätten 
die Hochschulpolitiker „eine ‘rati-
onelle’ Ausbildung“ angestrebt14.

Die Jusos am Fachbereich 
Sozialpädagogik erkannten auch 
die Gefahr der Selbstisolierung 
der linken Studentengruppen: 
„Ständiges Linksüberholen […] 
stärkt die Macht des politischen 
Gegners.“ Der dem Sozialistischen 
Büro nahestehende Arbeitskreis 
Kritische Sozialarbeit sollte ein 
paar Jahre später von einem 
„Stellungskrieg der linken Grup-
pen“ am Fachbereich sprechen, 
in dem die beteiligten Aktivisten 
ihre Kräfte aufzehrten und die 
Abwendung der Mehrheit der 
Studierenden von der Hochschul-
politik eher beförderten15. Die 
linken Gruppen zogen insgesamt 
eine ernüchternde Bilanz vom poli-
tischen Ergebnis des Boykotts vom 
Sommersemester 197�. Ein Ein-
lenken der Wissenschaftsbehörde 
in der Frage der Vorlesungszeiten 
dürften wohl auch die größten 
Optimisten erwartet haben.

Die Studentenschaft wie die 
ganze Öffentlichkeit wurden 
aber überrascht vom unflexiblen 

13 StAH, 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 1, 
Bd. 1 (4); 136-3, Nr. 585 (1) und Solidarität vom 
Oktober 1973.

14 StAH, 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 1, 
Bd. 1 (5).

15 Vgl. ebd. (6) und AKS Hamburg 1976, S. 19.
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Konfliktmanagement des Präses 
der Behörde wie auch des Fach-
hochpräsidenten. Letzterer hatte 
zunächst die Entscheidung des 
Senators über die Boykottandro-
hung abwarten wollen. Als dieser 
sich dann zu harten Sanktionen 
entschloss, folgte ihm der Fach-
hochschulpräsident und gab dem 
Fachbereichssprecher zu verste-
hen, dass Vorlesungsboykotts 
„ungeeignete Mittel“ zur Behebung 
der „Missstände an der Fachhoch-
schule“ seien, sondern die Organe 
der Selbstverwaltung, die Öffent-
lichkeit und die Politik gefragt 
seien. Allein weder der Senator 
noch der Fachhochschulpräsident 
suchten das Gespräch mit den 
streikbereiten Student*innen. Der 
CDU-Bürgerschaftsabgeordnete 
Volker Rühe, in späteren Jahren 
Bundesminister der Verteidigung, 
sah ein Versagen des Hochschul-
behörde: „In der ohnehin durch 
extreme Überfüllung dieses Fach-
bereichs angespannten Situation 
hätte es Senator Philipp nicht zum 
Studentenstreik kommen lassen 
dürfen.“ Auch in der Springer-Pres-
se, die in den späten 1960er-Jahren 
heftig gegen Studentenstreiks 
polemisiert hatte, zeigte man teil-
weise Verständnis für das Interes-
se an kürzeren Vorlesungszeiten, 
um den Fachhochschüler*innen 
Gelegenheit zu geben, in Ferien-
jobs dringend benötigtes Geld 
zu verdienen. Nach Ansicht des 
Oppositionspolitikers Rühe hätte 
der Senator in der Frage der Länge 
des Semesters „vorsichtiger taktie-
ren müssen: „Hauruckmethoden 
führen bei unseren selbstbe-
wussten Studenten zu nichts.“16

Das Hochschulamt wehrte sich 
gegen die Kritik: Im Grunde „hät-
ten die Dozenten des Fachbereichs 
(und der Präsident der Fachhoch-
schule) alles versuchen müssen, 

16 StAH, 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 1, 
Bd. 1 (6) und Pressearchiv (1).

um die Studenten umzustim-
men“17. Vor dem Streik hatte der 
Präses der Wissenschaftsbehörde 
den Fachhochschulpräsidenten 
angewiesen, alle am Boykott 
Beteiligten namentlich erfassen zu 
lassen. Daraufhin gab der Fachbe-
reichssprecher die Anweisung zur 
Führung von Anwesenheitslisten 
weiter an die Dozent*innen. In 
einer „Gegenvorstellung“ erklärten 
mehrere Dozent*innen aber die 
Anordnung nicht ausführen zu 
wollen und begründeten ihre Hal-
tung: „Eine generelle Kontrolle der 
Anwesenheit der Studenten ist in 
den geltenden gesetzlichen Bestim-
mungen, Lehrplänen und ergän-
zenden Beschlüssen des Fachbe-
reichsrats nicht vorgesehen.“ Die 
Gegenvorstellung sei nicht als 
„Bejahung des von den Studenten 
beschlossenen Vorlesungsboykotts 
zu verstehen“. Ihre Lehrveranstal-
tungen wollten die Dozent*innen 
und Lehrbeauftragten anbieten18. 
Der Senator blieb jedoch bei 
seiner Rechtsauffassung, dass die 
„Kontrolle der Studenten […] zu 
den Dienstpflichten der Dozenten“ 
gehörte. Als nun der Fachbereichs-
sprecher alle Lehrenden, die keine 
Anwesenheitsliste führen wollten, 
zusammenrief, um ihnen die 
Antwort der Behörde auszuhän-
digen, verließen sie geschlossen 
den Raum19. In einem Gespräch 
mit Vertretern des Hochschulamts 
deutete die Dozentin Erdmann 
später an, „dass sich die ganze 
Lage hätte anders entwickeln 
können, wenn nicht versucht 
worden wäre, sie ’im schriftlichen 
Verfahren‘, sondern durch Ge-

17 Vgl. StAH, 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 
1 Bd. 2 (3)

18 StAH, 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 1, 
Bd. 1 (7).

19 Vgl. ebd. (8).

spräche unter den Beteiligten in 
den Griff zu bekommen“. Darum 
war der Fachhochschulpräsident 
vom Präses der Behörde gebeten 
worden. Für das Hochschulamt 
verstärkte sich der Eindruck, „dass 
der Präsident – wohl aufgrund 
einer gewissen Abscheu, auch 
einmal in die ‘Siele’ zu steigen 
– sich der Lage schwerlich gewach-
sen gezeigt hat“20. Angesichts der 
Verärgerung der Dozent*innen 
wegen der weit reichenden 
Einmischung des Senators in die 
Angelegenheiten des Fachbereichs 
zog die Behörde die Anwesenheits-
listen wieder zurück und ersetzte 
sie durch Listen, auf die sich die 
Seminarteilnehmer*innen eintra-
gen konnten, aber nicht muss-
ten. 555 von 752 Student*innen 
trugen sich auf keiner Liste ein21.

Zwar ahnte man in der Wissen-
schaftsbehörde, dass eine Seme-
steraberkennung rechtlich proble-
matisch sein würde, meinte aber, 
dass ein Verzicht auf diese Maß-
nahme „die Autorität der Behörde 
[…] schwer schädigen“ könnte. Die 
auf den Listen nicht registrierten 
Student*innen erhielten am 20. 
September 197� einen Bescheid 
über die Aberkennung des Som-
mersemesters. Bereits erteilte 
Leistungsnachweise wurden für 
unwirksam erklärt. Eine knappe 
Woche später stellte der Senator 
die Möglichkeit zur „Nachholung 
des im Sommersemester versäum-
ten Stoffes“ in Aussicht22. Diese 
Lösung drohte aber an praktischen 
Schwierigkeiten zu scheitern, wie 
auch das Hochschulamt erkannte: 
„Sie erfordert einen Mehreinsatz 
des Lehrpersonals, der nur unter 
erheblichem Druck durchführbar 
sein wird.“ „Zur Not“ (Unterstrei-

20 StAH, 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 1 
Bd. 2 (4).

21 Vgl. Solidarität vom Dezember 1973.

22 Vgl. StAH, 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 
1 Bd. 2 (5) und 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 
1 Bd. 3 (1).
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chung im Original) könnte man 
aber die zusätzliche Lehrtätigkeit 
mit einer Mehrarbeitsentschä-
digung „versüßen“. Angedacht 
war, den während des Boykotts 
versäumten Unterrichtsstoff im 
Wintersemester nachzuholen2�.

Diese Gedankenspiele sollten 
sich aber mit dem Beschluss 
der Studentenschaft zu Beginn 
des Wintersemesters, die Nach-
holmöglichkeit abzulehnen, als 
gegenstandslos erweisen. Die 
Student*innen bekräftigten ihre 
Forderung nach Zurücknahme 
der Semesteraberkennung mit 
einem eintägigen Warnstreik. 
Unterstützung fanden sie in der 
Öffentlichkeit. Sogar der FDP-
Landesvorstand bezeichnete die 
vom liberalen Senator Philipp 
verhängten Sanktionen als unan-
gemessen. Die meisten von der 
Semesteraberkennung betroffenen 
Student*innen wollten zudem die 
Maßnahme juristisch anfechten 
und hatten einen Widerspruch 
mit aufschiebender Wirkung 
eingelegt, sodass sie ihr Studium 
im Wintersemester wie geplant 
fortsetzen konnten24. Nachdem 
Hamburgs Erster Bürgermei-
ster Peter Schulz offenbar ein 
Machtwort gesprochen hatte, 
setzte der Senator den Bescheid 
im November aus. Im Dezember 
beschloss der Senat zudem, den 
Boykottbeteiligten die Rückzah-
lung von BAFöG zu erlassen25.

Im Februar 1974 konnten 75 
Student*innen, die am Vorlesungs-
boykott teilgenommen hatten, ihr 
Studium erfolgreich abschließen. 

23 StAH, 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 1 
Bd. 2 (6).

24 Vgl. ebd. (7) und 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 
52.08-4/ 1 Bd. 3 (2); 136-3, Nr. 585 (2) sowie 
Pressearchiv.

25 Vgl. StAH, 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 
1 Bd. 3 (3) und 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-
4/ 1 Bd. 4.

Ihre Kommiliton*innen erwar-
teten die Urteile über die Recht-
mäßigkeit der Bescheide über die 
Semesteraberkennung. Zu diesem 
Zeitpunkt sollte der Wissenschafts-
senator schon nicht mehr im Amt 
sein. Denn nach der Bürgerschafts-
wahl vom �. März 1974 konnte der 
sozialliberale Senat zwar weiter-
regieren. Doch die FDP benannte 
nun Dieter Biallas als Nachfolger 
des gescheiterten Senators Rein-
hard Philipp. Biallas fiel auch die 
Aufgabe der Schadensbegrenzung 
im Konflikt um den Vorlesungs-
boykott am Fachbereich Sozial-
pädagogik zu. Denn am 10. April 
1974 entschied die VIII. Kammer 
des Verwaltungsgerichts zugun-
sten der Kläger*innen. Das Gericht 
urteilte, „die Behörde sei für den 
Erlass der Bescheide nicht zustän-
dig gewesen. Ob eine Fehlzeit 
von drei Wochen die Nichtaner-
kennung des Semesters bzw. die 
Nichterteilung von Leistungsnach-
weisen rechtfertigt, sei eine Frage, 
die in den pädagogischen Beurtei-
lungsspielraum falle und mithin 
von der Zulassungskonferenz bzw. 
von Fachdozenten zu entscheiden 
sei.“ Auch die Prüfungsordnung 
mit ihren Vorschriften sähe nur 
die Verweigerung der Zulas-
sung zur Prüfung, nicht aber die 
Aberkennung eines Semesters 
vor. Dieter Biallas erkannte die 
Niederlage vor dem Verwaltungs-
gericht an und musste wegen 
der hohen Verfahrenskosten bei 
der Bürgerschaft die Bewilligung 
von 10�.000 DM beantragen26.

Auch als Folge mangelnder 
Kommunikation gingen die Wis-
senschaftsbehörde und der Fach-
hochschulpräsident beschädigt 
aus dem monatelangen Konflikt 
heraus. Der Erste Bürgermeister 
meinte lakonisch, man könnte 
zumindest aus diesem mit dem 

26 Vgl. Schütt 1991: 567 und StAH, 361-5 III, Abl. 
1991/ 3, Az. 52.08-4/ 1 Bd. 4 (2).

Gerichtsurteil beendeten Rechts-
streit lernen, „was bei solchen 
Streikaktionen möglich und was 
nicht möglich ist“. Als am Ende 
des Sommersemesters 1974 wieder 
ein Boykott befürchtet wurde, hielt 
es die Wissenschaftsbehörde zur 
Beruhigung der Studentenschaft 
für angezeigt, im Fachbereich zu 
kommunizieren, dass die Behörde 
„nicht erneut Aberkennungs-
bescheide erteilen würde“27. 

Auch in den nächsten Jahren 
gehörten auf jeweils wenige Tage 
befristete Warnstreiks zur stu-
dentischen Protestkultur. Dabei 
konnten die Student*nnen aber 
nicht selten mit Unterstützung 
oder zumindest Verständnis in 
der Dozentenschaft rechnen. Die 
Wirtschaftskrise von 1974/1975 
hatte die Hansestadt besonders 
getroffen und zwang den Senat zu 
einer rigorosen Sparpolitik gerade 
in den so genannten konsumtiven 
Bereichen wie bei den Sozialaus-
gaben und im Bildungswesen. Die 
vom Senat Anfang September 
1974 bis zum Ende des Jahres 
verhängte Einstellungssperre im 
Öffentlichen Dienst bereitete den 
Studierenden Sorgen, die auf 
Praktikumsplätze für das Aner-
kennungsjahr angewiesen waren28. 
Im nächsten Jahr zeigten sich die 
Studierenden verunsichert über 
Erörterungen in den Behörden, 
das Berufspraktikum zu streichen, 
und traten in einen dreitägigen 
Streik. Im Kampf für den Erhalt 
eines qualifizierten und praxis-
nahen Studiums stärkte ihnen 
der Fachhochschulpräsident Ralf 
Dalheimer den Rücken, mit dessen 
Wahl zum Nachfolger des 1974 
27 StAH, 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 1 
Bd. 3 (4) und 361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 
1 Bd. 4 (3).

28 Vgl. Moysich 1990: 173; fh-info Dezember 
1974, 11 und StAH, 361-5 III, Abl. 1989, Az. 70.05-
10, Bd. 1.
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zurückgetretenen Hans Dietrich 
Haak eine stabile Entwicklung 
der Fachhochschule eingeleitet 
wurde29. Auch bei den verschie-
denen Aktionstagen „gegen die 
Sparpolitik der Bundes- und 
Länderregierungen“ konnten die 
Fachhochschüler*innen mit Sym-
pathie bei den Lehrenden rechnen. 
Streikforderungen nach Verbes-
serung der Bildungschancen für 
Arbeitnehmer**innen wurden 
auch von den Gewerkschaften be-
grüßt. 1977 erklärte sich beispiels-
weise der IG Metall-Vertrauenskör-
per des in der Nachbarschaft des 
Fachbereichs ansässigen und von 
Stilllegung betroffenen Maschi-
nenbauunternehmens Heidenreich 
& Harbeck mit den streikenden 
Student*innen solidarisch�0. Seit 
1968 waren gewerkschaftlich 
organisierte Student*innen an 
der Höheren Fachschule bzw. am 
Fachbereich Sozialpädagogik in 
Gremien der Gewerkschaft ÖTV 
repräsentiert. Die Missachtung der 
innergewerkschaftlichen Demo-
kratie und der Kampf gegen die 
freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung durch den K-Gruppen 
nahestehenden Student*innen am 
Fachbereich führten allerdings zu 
einer Reihe von Gewerkschafts-
ausschlüssen. „Radikale haben 
bei uns keine Chance“, stellte die 
Hamburger ÖTV, sicher auch im 
Einklang mit der großen Mehr-
heit ihrer Mitglieder, klar�1.

Zwar ging seit der Mitte der 
1970er-Jahre auch an den Hoch-
schulen der Einfluss linksradikaler 

29 Vgl. StAH, 136-3, Nr. 143 (1) und Pressearchiv 
(2).

30 Vgl. StAH, 136-3, Nr. 143 (2) und Engelmann 
1995: 110ff.

31 Vgl. StAH, 136-3, Nr. 279 und 660 sowie 
Solidarität vom April 1976 und ÖTV-Echo, Nr. 5, 
1975.

Gruppierungen zurück. Doch am 
Fachbereich Sozialpädagogik be-
gleiteten Vertreter*innen des SSB 
und der SSG den Hochschulalltag 
bis zum Ende des Jahrzehnts mit 
polemischen Kommentaren und 
destruktiven Aktionen. Ohnehin 
hatten sie die Hochschulen nur als 
Rekrutierungsfeld für den Klassen-
kampf begriffen, in dem das Prole-
tariat die Bestimmung des revolu-
tionären Subjekts zukam, während 
die Intellektuellen nur als prekäre 
Schicht zwischen der Bourgeoisie 
und der Arbeiterschaft verstanden 
wurden. Noch 1971 stufte man 
die Studentenbewegung in Teilen 
der Hamburger Linken gar als 
kleinbürgerlich-reaktionär ein. 
Aus der Sicht des SSB war den 
Dozent*innen am Fachbereich nur 
an der Verteidigung ihrer „stän-
dischen Privilegien“ gelegen�2. 
Der SSB sprach von „tagtäglichen 
Repressionen“ und subsumierte 
darunter sowohl die Umsetzung 
der Hochschulreform als auch die 
Prüfungen und die Lehrinhalte. 
1978 sprengten 50 Student*innen 
eine Sitzung des Fachbereichsrats, 
um die Verabschiedung einer Stu-
dienordnung mit Regelstudienzeit 
zu verhindern��. Auch gegen die 
Erbringung von Leistungsnach-
weisen in Klausuren entwickelte 
sich Protest, besonders in den so 
genannten Aspekte-Seminaren, in 
denen Fälle unter rechtlichen, so-
ziologischen, psychologischen und 
methodischen Fragestellungen 
erörtert werden sollten. Für die 
linken Kritiker ging es in diesen 
Seminaren um „das Einbimsen 
von Theorien, die uns kaum 
Nutzen bringen, weil die Praxis 
dann doch ganz anders ist“. Durch 
32 Vgl. Steffen 2002: 126f. und 231; Sozialis-
tisches Arbeiter- und Lehrlingszentrum: Einheit 
Kritik Einheit: 1971: 8 und Solidarität vom Oktober 
1973.

33 Vgl. StAH, 136-3, Nr. 662 (1) und Rote Presse 
vom 22.05.1978. 

die Benotung fühlten sie sich in 
eine Konkurrenz untereinander 
versetzt, damit „uns einzeln das 
Kreuz gebrochen werden“ könne. 
Als die Dozent*innen im Sommer-
semester 1977 die in den „Aspekte-
Seminaren erworbenen Kennt-
nisse in einer mündlichen Prüfung 
feststellen wollten, beschloss 
eine Student*innenversammlung 
auch diese Prüfung zu verhin-
dern. Im Oktober des gleichen 
Jahres ließ der Fachbereich sogar 
eine Klausur im Sitzungssaal des 
Hochschulamtes in Anwesenheit 
von 80 Polizisten schreiben, um 
Störungen zu verhindern�4.

Als fortschrittlich erachteten alle 
linken Studentenverbände Grup-
penarbeit mit einheitlicher Beno-
tung der gemeinsamen Leistung. 
Nach Ansicht der Politischen 
Arbeitsgruppe Sozialpädagogik, 
in der Mitglieder des SSB mitar-
beiteten, eigneten sich Gruppenre-
ferate besonders, um das kapitali-
stische System als Ursache sozialer 
Probleme zu entlarven. Die SSG er-
klärte kämpferisch: „Wir nehmen 
uns das Recht auf Kollektivbeno-
tung!“ Die Auseinandersetzung en-
dete in einem Kompromiss, indem 
ein Teil der Dozent*innen Grup-
penarbeiten annahm und die Teile 
der Gruppenleistung individuell 
zuordnete und bewertete�5. Der 
Erziehungswissenschaftler Horst 
Kaufmann, der Scheine für Grup-
penarbeiten verweigerte, wenn 
Einzelleistungen nicht erkennbar 
waren, wurde in einem Flugblatt 
öffentlich angeprangert. Auch der 
SSB, der die Dozent*innen sehr 

34 Vgl. Rote Presse vom 08.11.1976 und 
04.07.1977 sowie StAH, 136-3, Nr. 662 (2)

35 Vgl. StAH, 136-3, Nr. 143 (3); 361-5 III, Abl. 
1991/ 3, Az. 52.08-4/ 1 Bd. 1 (9) und Solidarität 
vom Oktober 1973.
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pauschal herabwürdigend charak-
terisierte – „es wird gefaulenzt, 
geblöfft und Druck ausgeübt“ 
– konnte offenbar Unterschiede 
innerhalb des sehr inhomogen 
Lehrkörpers erkennen und kriti-
sierte die Einschränkung der frei-
en Wahl der Dozent*innen durch 
die Festlegung von Obergrenzen 
bei der Teilnehmerzahl von 
Seminaren. Aus dem Fachbereich 
vertreiben wollten die Linksradi-
kalen den Sozialwissenschaftler 
Manfred Hermanns, „der Arbei-
ten politisch zensiert, eine mit 5 
benotete, da sie mit der freiheitlich 
demokratischen Grundordnung 
seiner Meinung nach unvereinbar 
war; der Studenten aus Semi-
naren schmiss, ihnen Propaganda 
vorwarf; die anderen Dozenten 
zur Solidarität ’gegen die roten 
Wühlmäuse, die am Fundament 
unseres Hauses nagen‘, aufrief, der 
Marxismus als unwissenschaftlich 
darstellt und mit Weisheiten wie 
‘Der Mensch will beherrscht sein’ 
im Seminar arbeitet“. Während 
der MSB gegen den auch von ihm 
abgelehnten Dozenten „Hermanns-
AGs“ gründete und im Seminar 
mit dem politischen Gegner 
diskutieren wollte, strebte der 
SSB einen Seminarboykott an�6. 
Als Hermanns ein Spottgedicht 
vorgetragen wurde, unterzeichne-
ten auch politisch links stehende 
Kolleg*innen einen Protestbrief ge-
gen die persönliche Diffamierung 
des unter anderem im Raphaels-
Werk engagierten prinzipien-
treuen Dozenten�7. Als bürgerliche 
Apologeten bzw. Reaktionäre 
etikettiert wurden Dozent*innen 
insbesondere dann, wenn sie die 
Prüfungsleistung von Mitgliedern 

36 Vgl. Archiv der sozialen Bewegungen, Ordner 
19.100 und StAH, 136-3, Nr. 662 (1).

37 Vgl. StAH, 136-3, Nr. 662 (3) und Ollmann 
2000, 22.

oder Sympathisant*innen der 
linken Studentenorganisationen 
als „nicht ausreichend“ bewer-
teten. Umgekehrt entstand in der 
Öffentlichkeit der Eindruck, dass 
die Dozent*innen am Fachbereich 
unter dem Druck der radikalen 
Student*innen vergleichsweise 
sehr gute Noten vergaben. „Die 
Welt“ berichtete, „dass die Links-
extremen weiterhin Narrenfreiheit 
in der Saarlandstraße haben“. Ralf 
Dalheimer und Hans Jürgen Pagel 
wiesen als Vertreter der Fach-
hochschule bzw. des Fachbereichs 
Sozialpädagogik dramatisierende 
Berichte zurück, versicherten 
aber zugleich, das Aushängen 
von politischen Plakaten in der 
Fachhochschule nicht zuzulassen�8.

Doch nicht die Kritik aus der 
Bürgerschaft oder Ordnungs-
maßnahmen der Fachhochschul-
verwaltung, sondern der auch 
in den K-Gruppen als Teilen der 
Neuen Linken wahrgenommene 
Mentalitätswechsel in der Studen-
tengeneration der 1970er-Jahre 
ließ viele linke Aktivisten auch 
am Fachbereich Sozialpädagogik 
an ihrer Rolle als Avantgarde im 
Kampf gegen das System zweifeln. 
Eine Untersuchung im Jahre 1978 
ergab, dass hier fast die Hälfte der 
Befragten an studentischen Akti-
onen wie dem Streik gegen den 
Entwurf des Landeshochschulge-
setzes mit seinen Bestimmungen 
zu Regelstudienzeiten mit Zwangs-
exmatrikulation und anderen strit-
tigen Punkten kein Interesse hatte. 
Viele hatten die Hochschulpolitik 
als nicht beeinflussbar erlebt. 
Das bedeutete allerdings nicht 
unbedingt, dass sie sich lediglich 
private Lebensziele setzten�9.

38 Vgl. fh-info April 1978: 12 und Archiv des De-
partments Soziale Arbeit, Ordner: Fotos (1).

39 Vgl. Oehler 1989: 41; Laschinski/ Bogun 1979: 

Über das Studium und das 
Berufspraktikum hinaus enga-
gierten sich die angehenden 
Sozialarbeiter*innen nämlich 
nun vermehrt in verschiedenen 
Projekten von Neuen Sozialen 
Bewegungen gerade auch für 
Randgruppen und hilfsbedürftige 
Menschen40. Bei der Mitarbeit in 
selbstverwalteten Stadtteilinitiati-
ven konnten die Studierenden in 
den Seminaren erworbenes Wis-
sen nutzen und zugleich lernen, 
dass sich auch unter den bestehen-
den gesellschaftlichen Verhältnis-
sen in kleinen Schritten manche 
soziale Verbesserung im Interesse 
der Klient*innen erreichen ließ. 
Zu diesen Initiativen gehörten die 
Aktive Freizeitgestaltung Altona, 
die eine vorbeugende Kinder- und 
Jugendarbeit betrieb, die „Motte“ 
in Ottensen und das Kinderhaus 
Heinrichstraße in Eimsbüttel. 
Einige Fachhochschüler*innen 
unterstützten Bewohner*innen der 
Wohnunterkunft Eggerstedtstraße 
in Altona-Nord gegen Pläne der 
Behörde, die in ihrem Stadtteil 
verwurzelten Menschen in das 
Neugebiet Steilshoop umzusie-
deln. Hier zeigt sich beispielhaft, 
wie Alternativprojekte zur Ge-
meinwesenarbeit übergingen, in 
diesem Fall wie mit der Gemeinwe-
senarbeit St. Pauli-Süd ein wich-
tiger Träger der sozio-kulturellen 
Stadtteilarbeit entstehen konnte41.

Ein Teil der Studierenden brach-
te sich in die Frauen-, Ökologie- 
oder Friedensbewegung ein. Um 
die Mitte der 1970er-Jahre gab es 
eine studentische Frauengruppe 
am Fachbereich. Kritisiert wur-
de der Mangel an kostenlosen 
Kindergartenplätzen für lernende 

15f. und Fischer 1979: 119.

40 Wendt 2008: 259ff.

41 Vgl. StAH, 136-3, Nr. 662 (1); Solidarität vom 
13.05.1975 und Wendt 2008: 286.
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Mütter. 1979 wurde im linken 
Fachhochschul-AStA auch ein 
Frauenreferat eingerichtet. Wenn 
sich die am Fachbereich aktive 
Frauengruppe Lila Läuse gegen die 
Auslieferung der Linksterroristin 
Astrid Proll von Großbritannien 
in die Bundesrepublik einsetzte, 
sollte das nicht als Sympathie 
mit der Roten Armee Fraktion 
interpretiert werden. Wie andere 
um den Bestand demokratischer 
Rechte besorgte Bürger*innen 
kritisierte die Frauengruppe die in 
der Bundesrepublik eingeführte 
Isolationshaft für Terrorist*innen, 
die Proll bei Auslieferung drohte. 
Im Großen und Ganzen wehrten 
sich die linken Frauen mit zuneh-
mendem Erfolg gegen das sozialis-
tische Dogma von der Frauenfrage 
als Nebenwiderspruch des Haupt-
widerspruchs in der Klassenge-
sellschaft42. Auch das Aufkommen 
der Friedensbewegung, die vor 
den Folgen des Rüstungswett-
laufs beider Supermächte warnte, 
führte zur kritischen Überprüfung 
linker Weltbilder. Als am Fachbe-
reich Sozialpädagogik 1978 eine 
Wandzeitung mit der Textpas-
sage „Stoppt Carters Amoklauf“ 
aufgehängt wurde, ersetzte ein 
anonymer Studierender den 
Namen des US-Präsidenten mit 
„Russen“4�. Nicht weniger kritisch 
gegen die Umweltzerstörung im 
marktwirtschaftlich wie auch im 
realsozialistischen System war 
die seit Mitte der 1970er-Jahre 
wachsende Antiatombewegung. 
Wurde während des Streiks im 
Wintersemester 1976 noch über 
den geplanten Bau des Kernkraft-

42 Vgl. Archiv des Departments Soziale Arbeit, 
Ordner: Fotos (2); StAH, 136-3, Nr. 143 (4) und 
Wendt 2008: 279.

43 Vgl. Archiv des Departments Soziale Arbeit, 
Ordner: Fotos (3).

werks Brokdorf diskutiert44, so 
dürften 1977 schon viele Studie-
rende am Bauplatz an der Unterel-
be gegen die Energiepolitik der 
Bundesregierung demonstriert 
haben. Die militanten Aktionen 
an den Bauzäunen waren frei-
lich zum Scheitern verurteilt.

Wie sich im Deutschen Herbst 
des Jahres 1977 zeigte, stieß in der 
Bevölkerung politisch motivierte 
Gewalt generell auf Ablehnung. 
Angesichts dieser Misserfolge 
mehrte sich in der Linken Kritik 
an der seit der 68er-Revolte ge-
übten parlamentarischen Absti-
nenz. Nach einer Diskussion in 
den sozialen Bewegungen wie den 
Umweltgruppen, Mieterinitiativen, 
Frauengruppen, Vertreter*innen 
aus den Betrieben und dem Hoch-
schulbereich sowie der Neuen 
Linken konstituierte sich ein plura-
listisches Wahlbündnis zur Ham-
burgischen Bürgerschaftswahl im 
Juni 1978. Auch der Fachschaftsrat 
des Fachbereichs Sozialpädago-
gik unterstützte die „Bunte Liste 
– Wehrt Euch“. Auf einer Wand-
zeitung hieß es: „Wir lassen uns 
nicht länger von den bürgerlichen 
Parteien bescheißen! Machen wir 
ihnen die Wahl zur Qual! Sorgen 
wir dafür, dass im Wahlkampf 
nicht nur geschwafelt wird!“ 
Tatsächlich gelang es dem Bündnis 
nach einem mit den kreativen Ak-
tionsformen der undogmatischen 
Linken geführten Wahlkampf, 
�,5 % der Wähler*innenstimmen 
auf sich zu vereinen, und ebnete 
so der Gründung der Partei „Die 
Grünen“ mit ihrem Landesver-
band Hamburg im Jahre 1980 den 
Weg45. Im Gefolge dieser „Ver-
parlamentarisierung“ der Neuen 
Sozialen Bewegungen und des 
„Ergrünen(s)“ der radikalen Linken 

44 StAH, 136-3, Nr. 143 (5).

45 Steffen 2002, 237ff.; Schmidt 2001, 1 und 
Archiv des Departments Soziale Arbeit, Ordner: 
Fotos (4).

besserte sich auch zusehends die 
durch Ideologien belastete Dis-
kussionskultur am Fachbereich46. 
In der Politik des Fachschaftsrats 
und der politischen Gruppen, des 
MSB, des SHB, der Jusos und der 
Grün-Alternativen, spiegelten 
sich stärker die Interessen ihrer 
Kommiliton*innen an Verbesse-
rungen der Studienbedingungen 
und am späteren Berufsfeld der 
Sozialarbeiter*innen. Wohl ge-
hörten Vorlesungsboykotts weiter 
zu den studentischen Protest-
formen, aber das Bemühen um 
konstruktive Lösungen war nicht 
zu übersehen. Wie die Alternative 
Liste an der FH hervorhob, gelang 
es am Fachbereich Sozialpädago-
gik mit einer fächerübergreifen-
den Projektwoche deutlich mehr 
Kommiliton*innen in studentische 
Aktionen einzubeziehen als bisher. 
Themen des „Streikkalenders“ 
im Wintersemester 1979/1980 
waren die Auswertung des Info-
Praktikums, die Neuordnung 
der sozialen Dienste, Frauen und 
Sozialarbeit, die Studienreform, 
Jugendarbeitslosigkeit, Gemeinwe-
senarbeit, Sexualität und Kinder, 
AKWs sowie Gewerkschaften und 
Hochschule, mithin Gegenstände, 
die auch in den Lehrveranstal-
tungen für kontroverse Diskus-
sionen sorgten47. An einer von 
den Studierenden vorbereiteten 
Projektwoche im Sommersemester 
1978 beteiligten sich in allen The-
menfeldern auch Dozent*innen48. 
Bei allen politischen Meinungs-
verschiedenheiten entwickelte 
sich in der Folgezeit ein gutes 
Diskussionsklima zwischen den 
Lehrenden und Lernenden am 
Fachbereich. Forschungsprojekte 
unter Mitarbeit von Studieren-
den sollten dies später belegen.

46 Wischermann 1992: 2 und Markovits 1997: 
125.

47 StAH, 136-3, Nr. 143 (6).

48 Archiv des Departments Soziale Arbeit, Ord-
ner: Fotos (5).
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und Informationen, Nr. 5, 17.02.1970.
136-3, Nr. 585.
1) Rechenschaftsbericht des MSB Spar-
takus Gruppe Fachhochschule auf der 
Jahreshauptversammlung vom 29.09.1973.

2) Flugblatt des MSB „Geschlos-
sen handeln!“ vom 01.10.1973.
136-3, Nr. 660. Offene Antwort an den 
Bezirksvorstand der ÖTV vom 20.10.1975.
136-3, Nr. 662.
1) Demokratischer Kampf vom 10.05.1977.
2) Flugblatt „FH Hamburg – auf dem Weg 
zur Polizeihochschule?“ vom 18.10.1977.
136-3, Nr. 817. Informationskomitee der 
Fachhochschüler und Fachoberschü-
ler: „Das geht aus Sie an!!“, 18.06.1970 
und Flugblatt der ÖTV-Hamburg „Ge-
fahr für Hamburgs Kinder“, 1970.
2) Flugblatt des MSB Spartakus Grup-
pe Fachhochschule vom 05.10.1973.
136-3, Nr. 818.
(1) Sozialistische Gruppe Fachhochschule 
(Hrsg.): Eutektikum. Zeitung für die Fach-
hochschule Hamburg, Nr. 3, Oktober 1970.
(2) Sozialistische Gruppe Fach-
hochschule: „Für Mitbestimmung 
– Gegen Rechts!“, 07.04.1971.
361-5 III, Abl. 1989, Az. 70.05-
10, Bd. 1. Fachbereich Sozialpä-
dagogik vom 21.11.1974.
361-5 III, Abl. 1990/ 3, Az. 31.06-6/ 1 Bd. 2.
361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 52.08-4/ 1, Bd. 1.
(1) Semesterkoordination 2. Seme-
ster: Leitfaden für Studienanfänger, 
1973 und Abkommen der Länder der 
Bundesrepublik Deutschland zur Ver-
einheitlichung auf dem Gebiet des 
Fachhochschulwesens vom 31.10.1968.
2) Fachbereichsleitung Sozialpä-
dagogik vom 06.07.1973.
3) Fachschaftsräte Hauswirtschaftslehre, 
Bibliothekswesen, Sozialpädagogik und 
Gestaltung an die Behörde für Kunst und 
Wissenschaft vom 08.02.1972; Vermerk des 
Hochschulamts vom 26.06.1973 und Fach-
schaftsrats-Info Nr. 28 vom 29.06.1973.
4) Vermerk des Hochschul-
amts vom 03.07.1973.
5) SPD Landesorganisation Ham-
burg Jungsozialisten: Pressemit-
teilung vom 06.07.1973.
6) Fachhochschulpräsident Hans Diet-
rich Haak an Senator Reinhard Philipp 
vom 06.07.1973 und Hans Dietrich Haak 
an Willy Starck vom 26.06.1973.
7) Philipp an Haak vom 19.06.1973; 
Starck an die Dozenten und Lehr-
beauftragten des Fachbereichs So-
zialpädagogik vom 27.06.1973 und 
„Gegenvorstellung“ der Dozentinnen 
und Dozenten vom 29.06.1973.
8) Philipp an die Dozentinnen und 
Dozenten des Fachbereichs Sozial-
pädagogik vom 02.07.1973 und Ver-
merk von Starck vom 04.07.1973.
9) Flugblatt „Wählt Jusos in den Fachbe-
reichsrat“ vom Juni 1973 und Flugblatt der 
SSG-Fachhochschul-Zelle vom 21.05.1973.
361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 
52.08-4/ 1, Bd. 2.

1) Vorlage des Staatrates Schattschnei-
der für den Senat vom 07.08.1973 und 
Fachbereichssprecher Willy Starck an 
die Präsidialverwaltung der Fachhoch-
schule Hamburg vom 30.07.1973.
2) Vermerk des Hochschulamts vom 
17.07.1973; Bericht des Staatsrates Schatt-
schneider an den Senat vom 16.08.1973 
und Fachbereichssprecher Willy Starck 
an die Präsidialverwaltung der Fach-
hochschule Hamburg vom 30.07.1973.
3) Vermerk des Hochschul-
amtes vom 26.07.1973.
4) Vermerk des Hochschul-
amtes vom 17.07.1973.
5) Vermerk des Hochschul-
amtes vom 25.07.1973.
6) Vermerk des Hochschulamtes 
vom 25. bzw. 26.07.1973.
7) Rundschreiben des Fach-
schaftsrates vom 18.07.1973.
361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 
52.08-4/ 1, Bd. 3.
1) Bescheid des Hochschulamtes 
vom 20.09.1973 und Presseerklä-
rung der Behörde für Wissenschaft 
und Kunst vom 26.09.1973.
2) Schreiben des Hochschulamtes 
an den Ersten Bürgermeister Pe-
ter Schulz vom 12.10.1973.
3) Vermerk des Hochschulamtes 
vom 23.10.1973 und Hamburger 
Abendblatt vom 27.11.1973.
4) Vermerk des Hochschul-
amtes vom 23.10.1973.
361-5 III, Abl. 1991/ 3, Az. 
52.08-4/ 1, Bd. 4.
1) Vorlage für die Senatssit-
zung am 11.12.1973.
2) Undatierte Vorlage von Bürgermei-
ster Dieter Biallas für die Senatssit-
zung (Frühjahr 1974) und Vermerk des 
Hochschulamtes vom 17.04.1974.
3) Schreiben des Hochschulamtes an 
den Fachhochschulpräsidenten, un-
datiert [nach dem 25.06.1974]. 
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„Wir wollen mehr Demokratie 
wagen.“1

Erinnerungen an die Zeit kurz vor und nach 1970 
und den Beginn meines Studiums an der neu- 
gegründeten FH (Fachhochschule)  in Hamburg

Peter Meyer

1 Regierungserklärung von Bundeskanzler Willy Brandt vor dem Deutschen Bundestag in Bonn am 28. Oktober 1969
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1970 wurde die FH in Hamburg 
gegründet. Ich gehörte zu den Stu-
dierenden des 1. Semesters des da-
mals ebenfalls neu gegründeten Fb 
(Fachbereichs) Sozialpädagogik2.

2 Der Studienbetrieb war für ca. 1 Jahr noch am 
Grindelhof – in der heutigen Talmud-Tora-Schule, 
dann zog der Fachbereich in das ehemalige DAG-
Gebäude an den damaligen Karl-Muck-Platz (heu-
te Johannes-Brahms-Platz). Von dort später in die 
Saarlandstraße.

Freundin beeindruckt – die Vor-
stellung entwickelt, „Pädagogik 
und Psychologie“ könnten helfen, 
„die Welt“ besser zu machen.

Ich war nicht gut zu sprechen 
auf die Reeder und deren schein-
bar „allmächtige Möglichkeiten“. 
Aus der Gewerkschaft ÖTV war 
ich ausgetreten, weil sie mir zu we-
nig kämpferisch in der Unterstüt-
zung für meine Konflikte mit der 
Reederei war, bei der ich schlechte 
Erfahrungen gemacht hatte. Politik 
interessierte mich. Die Notstands-
gesetze waren – zu meinem Bedau-
ern – gerade erst verabschiedet, 
der Vietnam-Krieg war mir nicht 
egal, die „neue Ostpolitik“ von 
Willy Brandt sprach mir aus dem 
Herzen. Der „Antikommunismus“ 
und damit die noch immer heftige 
allgegenwärtige Leugnung der 
deutschen Verantwortung für den 
2.Weltkrieg und die Nazi-Gräuel 
beschäftigten mich. Die darü-
ber hinausgehende anhaltende 
Gleichgültigkeit gegenüber denen, 
die versucht hatten, den Natio-
nalsozialisten entgegenzutreten 
(wie z.B. „Die Weiße Rose“, die 
Bästlein-Jacob-Abshagen-Gruppe, 
aber auch Martin Niemöller), 
waren für mich ein Grund, etwas 
Besseres anzustreben und mich 
dafür einzusetzen. So begründete 
sich für mich das Anliegen, für ein 
„solidarisches Leben“ einzutreten. 
Ich hatte mich der Deutschen 
Friedensgesellschaft/Vereinigte 
Kriegsdienstgegner (DFG/VK) als 
Kriegsdienstverweigerer ange-
schlossen und empfand mich als 
Anhänger der Außerparlamen-
tarischen Opposition. Die Bun-
destagswahl von 1969, in der die 
seit 20 Jahren stramm antikom-
munistisch regierende CDU ins 
Hintertreffen geriet, begründete 
neue politische Hoffnungen.

Das Studium begann am Grin-
delhof am 1. 4. 1970 in erheblicher 
räumlicher Enge. Der Fb Biblio-
thekswesen und der Fb Sozialpä-
dagogik nutzten dasselbe Gebäude. 

Als ich das Studium begann, 
war ich 26 Jahre alt, ungebunden, 
Seemann, ohne eigene Unterkunft 
in Hamburg und wirtschaftlich 
ein Lebenskünstler. Ich wollte 
eigentlich Schiffsingenieur 
werden, war durch Konflikte an 
Bord hinsichtlich meiner Be-
rufsvorstellungen verunsichert 
und hatte – durch eine damalige 
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Abb. 1: Benachrichtigung und Einladungsschreiben für den Beginn des
Studiums 1970
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Mich überwältigte und begeisterte 
eine durch Studenten und Studen-
tinnen selbstgestaltete Einführung 
in das Studium an den ersten drei 
Tagen. Diese Einführung bestärkte 
alle meine Hoffnungen, mit Hilfe 
einer (bisher noch nicht gefassten) 
Theorie für Soziale Arbeit nach 
dem Studium eine Praxis mitbe-
gründen zu können, die eine evtl. 
Arbeit ermöglichen würde, die die 
Lebensbedingungen aller verbes-
sern könnte. Meine Wahrnehmung 
war: Sozialarbeit benötigt Eigen-
initiative und Selbstorganisation 
in solidarischen Zusammenhän-
gen. Mich an den erfahrenen 
Studenten und Studentinnen zu 
orientieren, war mir nach dieser 
Einführung deshalb besonders 
wichtig. So bekam ich Zugang 
zur SO (Selbstorganisation).

Wir waren ca. 220 Studierende, 
die 1970 begannen. Für viele von 
uns und natürlich für alle, die mit 
so wenig Vorwissen, wie ich es 
hatte, begannen nun schon die 
ersten kleinen Probleme: Es gab 
unterschiedliche Studien- und 
Prüfungsordnungen für Sozialpä-
dagogik und für Sozialarbeit. Die 
Frage stellte sich, was ich mit wel-
cher Perspektive studieren sollte.

Die Integration beider Studi-
engänge wurde offen diskutiert, 
mehrheitlich gewünscht, aber auch 
bei den Dozenten gab es hier keine 
klare Linie. Wegen der unter-
schiedlichen Studienordnungen 
für Sozialpädagogik und für Sozi-
alarbeit stellten sich sowohl für die 
Studierenden einerseits als auch 
für die Verwaltung des Fb und 
die Dozenten andererseits Anfor-
derungen, die sich im Alltagsge-
schehen nicht einfach in Einklang 
bringen ließen. Für das Studium 
bedeutete das nach meinem Ein-
druck, dass man sich am besten an 

gewachsenen Arbeitsfeldern wie 
z.B. der Heimarbeit, der Arbeit 
in Kindertagesheimen oder der 
Arbeit im Jugendamt orientierte.

Viele strebten aber auch „nur“ 
den Erwerb der Hochschulreife an. 
Dies war mit dem von diesem Jahr 
an gültigen Fachhochschulgesetz 
(dort §17)� möglich. Erfahrene 
sammelten sich vor allem in einem 
damals noch möglichen Aufbau-
studium. Die formalen Aufnahme-
bedingungen für die Aufbauform 
wurden durch den Nachweis über 
erworbene Tätigkeiten im Erzie-
her/innenberuf ermöglicht. Die 
Studierenden der Aufbauform 
bekamen dies honoriert, indem 
ihnen die ersten beiden Semester 
erlassen wurden und das ein-
jährige Berufspraktikum entfiel. 

3 siehe auch Drucksache 2824 und anhängender 
Fachhochschulgesetzestext aus der VI. Legislatur-
periode der Hamburger Bürgerschaft

Dieses Aufbaustudium verkürzte 
sich deshalb auf nur zwei Jahre. 
Das normale „grundständige“ 
Studium dauerte auch damals 
schon vier Jahre: drei Jahre mit 
integrierter Praxiszeit und ein Jahr 
Berufspraktikum, welches tariflich 
vergütet wurde. Auch wenn das 
Studium der Aufbauform nach 
wenigen Jahren fallen gelassen 
wurde, setzte es für die Zeit, in der 
es existierte, erhebliche unter-
schiedliche Bedürfnisse frei. All 
diese unterschiedlichen Umstände 
bildeten neben den offenkundigen 
räumlichen Schwierigkeiten einen 
besonderen „Unzufriedenheits-
Cocktail“ für mitbestimmungso-
rientierte Studenten wie mich.

Unter den Studierenden und 
besonders unter denen, die die 
SO trugen, waren sozialistische 
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Abb. 2: Aufkleber, der im Wahlkampf vor der Bundestagswahl 1969 gegen 
die Befürworter der Notstandsgesetze zumindest in Norddeutschland 

eingesetzt wurde.
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Vorstellungen damals von großer 
Bedeutung. Die SO vertrat die 
Haltung, dass junge Menschen aus 
der Arbeiterklasse eine bessere 
Teilhabe an Bildung allgemein 
brauchen. Deshalb wurde die 
Forderung nach besseren Zugän-
gen zu der neu gegründeten FH 
erhoben. Damals verstanden viele 
Studierende den NC (Numerus 
Clausus) als eine besondere Unge-
rechtigkeit gegenüber der Arbei-
terklasse, weil er deren Kinder 
besonders vom Studium fern hielt. 
Es ging im politischen Diskurs um 
Emanzipation und Teilhabe. Der 
Bildungshunger war enorm. Der 
2. Bildungsweg ließ viele junge 
Menschen hoffen, auch z.B. mit 
Volksschulabschluss und Lehre 
noch ein Studium aufnehmen und 
damit eine besser bezahlte Arbeit 
erreichen zu können. Die Studie-

renden steuerten eine qualitativ 
gute Ausbildung an und sahen sich 
mit den früheren Bedingungen der 
Studienorganisation in zu engen 
Grenzen. Die neue FH erweckte 
vor diesem Hintergrund Hoff-
nungen. Den Ingenieurs-Studenten 
ging es auch um eine EWG4 weite 
Anerkennung der Fachhochschul-
abschlüsse. Die neue FH inte-
grierte 1� bis dahin unabhängige 
Bildungseinrichtungen: Maschi-
nenbau (inkl. Chemie), Ing.-Bau, 
Fahrzeugtechnik, Elektrotechnik, 
Schiffsbetriebstechnik, Hochbau, 
Vermessung, Produktions- und 
Verfahrenstechnik, Seefahrt, 
Sozialpädagogik, Bibliothekswe-
sen, Gestaltung und Ernährungs- 
sowie Hauswirtschaft. Unter den 

4 Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), 
siehe auch https://de.wikipedia.org/wiki/
Europ%C3%A4ische_Wirtschaftsgemeinschaft

Bewerbern und Bewerberinnen 
für das neue FH-Studium war die 
Hoffnung weit verbreitet, dass mit 
diesem Studium der „Wert“ der 
eigenen „Ware Arbeitskraft“ auf 
dem Arbeitsmarkt angemessen 
gesteigert werden könnte. Die 
Studierenden der Ingenieurs-
Studiengänge am Berliner Tor 
bildeten, meiner Meinung nach, 
die Spitze dieser Bewegung. Hier 
gab man sogar die eigene Zeit-
schrift „Eutektikum“ heraus. Dort 
wurde auch am nachhaltigsten 
z.B. gegen den NC gewettert und 
erklärend Stellung bezogen. 

Die sich selbst organisierenden 
Studenten und Studentinnen an 
den Vorgänger-Ausbildungsstätten

hatten mit Blick auf die Vielfalt 
der neuen Fachhochschule ca. 
1968 die SO an den technischen 
Fachbereichen zuerst gebildet. Die 
Hoffnung war wohl vor allem, den 
Studenten und Studentinnen aller 
1� Fachbereiche Konkurrenz zu 
ersparen. Sie hatten den Haushalt 
des Senats und die Ausgaben 
für Bildung, hier besonders im 
geplanten neuen FH-Bereich, 
studiert. Innerhalb der wider-
sprüchlichen Erwartungen an die 
Organisation der neu gegründeten 
FH wurden die Interessen der Stu-
dierenden von der SO mit großem 
Engagement für die Öffentlichkeit 
wahrnehmbar vertreten. Räume, 
Dozenten und eine angemessenere 
Bezahlung des Hochschulperso-
nals wurden von den Studieren-
den laut gefordert. Die MiFriFi 
(Mittelfristige Finanzplanung des 
Senats) wurde hinsichtlich der 
veröffentlichten Zahlen zu den 
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Abb. �: Klebezettel, der die SO (Selbstorganisation) sinnfällig an allen 1� 
Fachbereichen in den Blick geraten lassen sollte – wurde von den Studieren-
den häufig verteilt - und zeigte durchaus Wirkung.



Th
em

a

57

Peter Meyer

geplanten Studienabschlüssen in 
der Steigerung von 1970 bis 1975 
zur Grundlage für die Kritik. 

Das neu erlassene Fachhoch-
schulgesetz ermöglichte eine 
breite Mitbestimmung, der von 
der SO allerdings mit Misstrau-
en begegnet wurde, weil man 
befürchtete, auf besondere Art 
gegängelt zu werden. Die dort 
verfügte Organisation von Gre-
mien korrespondierte nicht mit 
den Hoffnungen vieler fortschritt-
licher Studentenvertreter und 
-vertreterinnen. Zu allem Über-
fluss hatte die zuständige Behörde 
eine erforderliche Wahlordnung 
zum neuen FH-Gesetz verzögert 
herausgegeben und zum Entset-
zen der SO waren die Studenten 
darin „vergessen“ worden.

Die damit zusätzlich beförderte 
Ambivalenz bewirkte in der da-
maligen Situation, dass sich viele 
Aktive der SO – wenn überhaupt 
– erst spät für die gesetzlich 
vorgeschriebenen Gremien zu 
Wahlen für die vorgesehenen 
Beteiligungsgremien aufstellen 
ließen. Es gab so für den Zeit-
raum 1970 bis vermutlich Anfang 
1971 ein Nebeneinander von SO 
und gesetzlich vorgeschriebenen 
Mitbestimmungsstrukturen. Die 
SO löste sich dann auch ange-
sichts divergierender politischer 
Meinungen unter den mitbestim-
mungswilligen Studierenden auf. 
Der SHB (Sozialistische Hoch-
schulbund), die ASM (Assoziation 
Marxistischer Studenten) und 
andere politische Studentenorga-
nisationen begannen Ende 1970, 
Anfang 1971 immer stärker das 
Bild zu bestimmen5. Die verschie-

5 hier die mir aus der damaligen Zeit (um 1971 
herum) bekannten politischen Studentenorgani-
sationen:
- Der SHB (Sozialdemokratische Hochschulbund, 
ab 1972 Sozialistischer Hochschulbund),
- Die AMS (Assoziation Marxistischer Studenten 
- Spartakus), die schon im Mai 1971 in dem MSB 
oder auch Spartakus genannten Marxistischen 
Studentenbund Spartakus aufging.
- Die SSG (Sozialistische Studentengruppe) vom KB 
(Kommunistischen Bund) maoistisch orientiert.
- Juso-Hochschulgruppen ab vermutlich Frühjahr 
1974

denen politischen Studentenor-
ganisationen konkurrierten um 
Mandate in den ASTAs (FASTAs) 
der 1� Fachbereiche und für den 

- RCDS (Ring Christlich-Demokratischer Studenten) 
in der Hamburger Studentenschaft weithin verpö-
nt und viel bespöttelt – vermutlich nur an der Uni-
versität existierend. Ich habe nie einen Studieren-
den an der FHS in der damaligen Zeit getroffen, 
die oder der sich zu dieser Organisation bekannte. 
Der RCDS spielte deshalb eigentlich keine Rolle.

ASTA der FH, aber auch für die 
Fachbereichsräte an den 1� Fach-
bereichen und das Konzil der FH, 
das paritätisch mit Dozenten/Do-
zentinnen, Mittelbaubeschäftigten 
und Studierenden besetzt wurde.

Das Konstrukt des „staatsmo-
nopolistischen Kapitalismus“ bot 
in dieser Zeit die Folie für eine 
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Abb. 4: Informationsflugblatt der SO über den Stand des Aufbaus der 
Selbstorganisation im März 1970
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breite politische Diskussion nicht 
nur unter Studenten und Studen-
tinnen. Die gewerkschaftliche 
Orientierung (GO) der damals 
größten Studentenorganisationen 
in der FH, SHB und MSB (Marxi-
stischer Studentenbund Sparta-
kus), bildete den Hintergrund für 
vielfältige Aktionen und Proteste.

Die Hoffnung auf angemessene 
tarifierte Arbeitsbedingungen 
für die Arbeit mit den neuen 
Studienabschlüssen war groß. 
Ich trat deshalb ziemlich bald 
nach Studienbeginn wieder in die 
Gewerkschaft ÖTV ein. Am FB 
Sozialpädagogik wurden in dieser 
Zeit über 200 neue Mitglieder für 
die Gewerkschaft ÖTV gewor-

ben – viele Studierende kamen 
direkt aus unterschiedlichen 
Arbeitsumständen und sahen für 
sich, dass sie als Fachhochschul-
Absolventen zukünftig gewerk-
schaftlich geregelte Arbeitsbe-
dingungen benötigen würden.

Der Zusammenbruch des 
Studienbetriebs am FB Elektro-
technik führte im Oktober 1970 
zur Aberkennung des Abschluss-
Semesters für die Studierenden 
des dortigen 6. Semesters, weil es 
unter den Dozenten keine Bereit-
schaft mehr gab, die dauernde 
Überlastung weiter mitzutragen. 
Dieser Skandal führte als kon-
kretes Beispiel für die unterfinan-
zierte Fachhochschule zu einer 
besonderen Protestaktion der 
Studierenden, für die an allen 1� 
Fachbereichen geworben wurde. 

Es begann nun auch eine zuneh-
mend breitere Debatte um generel-
le politische Themen – in unver-
gesslicher Erinnerung wird mir 
bleiben, wie sich die Menschen 
des Fachbereichs Sozialpädagogik 
an der großen Demonstration 
auf der Moorweide zur Unter-
stützung für Willy Brandt am 27. 
April 1972 zusammenfanden6.

Leider war das auch die Zeit 
rund um den Beginn der Berufs-
verbote7 mit ihren schrecklichen 
Folgen. Eine Broschüre, die im 
April 1976 aus Anlass des vierjäh-
rigen Bestehens der politischen 
Entscheidung von einer Initiative 
gegen die Berufsverbote am FB 
Sozialpädagogik herausgegeben 
wurde, dokumentiert 15 Fälle von 
Menschen, die im direkten Zusam-
menhang mit dem FB Sozialpä-
dagogik Berufsverbot erhielten.

6 Am 27. April 1972 scheiterte das konstruktive 
Misstrauensvotum gegen den damaligen Bundes-
kanzler Willy Brandt (SPD). Ursache war die von 
der sozialliberalen Koalition unter Brandt einge-
leitete Entspannungspolitik, die in den sogenann-
ten Ostverträgen gipfelte.
https://www.bundestag.de/dokumente/textar-
chiv/2012/38507921_kw17_misstrauensvotum_
brandt/208272

7 Beschluss der Regierungschefs der Bundeslän-
der und des Bundeskanzlers Willy Brandt vom 28. 
Januar 1972: „Grundsätze zur Frage der verfas-
sungsfeindlichen Kräfte im öffentlichen Dienst“.

standpunkt : sozial 1/2017

Quelle: Archiv Peter Meyer

Abb. 5: Informationsflugblatt der SO im April 1970 über die erfolgreiche 
Fortführung der Verankerung des Aufbaus in den unterschiedlichen
Fachbereichen
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Die Situation am damaligen Fb 
Sozialpädagogik war auch durch 
die Vielzahl politischer enorm 
relevanter Ereignisse beeinflusst. 
Die 1968 erfolgte Militärinterven-
tion des Warschauer Pakts in der 
CSSR und die etwa zeitgleiche 
Verabschiedung der Notstandsge-
setze waren vielen Menschen wie 
mir noch gut im Kopf. Die 1969 
an die Macht gekommene sozi-
alliberale Bundesregierung hatte 
außergewöhnliche Hoffnungen 
geweckt. Die Bundesrepublik war 
damals aber auch aus eigenem Ver-
ständnis das Bollwerk des „Freien 
Westens“ im „Kalten Krieg“ gegen 
die DDR. Der 17. Juni war „Tag 
der deutschen Einheit“ und wurde 
als Nationalfeiertag arbeitsfrei 
gewürdigt. Der Protest gegen 
den Vietnamkrieg, der erst 1975 
zu Gunsten des sozialistischen 
Nordens beendet wurde, war für 
die Bevölkerung möglicherweise 
nur begrenzt ein „Aufregerthema“ 
– an den Hochschulen bewegte 
dieses Thema aber seit der großen 
Vietnam-Demonstration des SDS 
in Berlin am 18. 2. 1968 „jeden ei-
nigermaßen aufgeweckten Geist“. 
Die Anti-Atombewegung, die 1971 
mit dem Buch „Friedlich in die 
Katastrophe“ von Holger Strohm 
einen besonders qualifizierten Wi-
derspruch geltend machen konnte, 
stand gerade erst am Beginn einer 
breiten Entwicklung, beschäftigte 
aber in schnellem Tempo viele 
studierwillige Köpfe. Die Berufs-
verbote und die breit angepranger-
te Praxis ihrer Umsetzung in allen 
Bundesländern wurde eine be-
sondere Herausforderung, die das 
Verständnis von Politik auch über 
den Hochschulbereich hinaus neu 
beschäftigte. Die unglücklicher-
weise zeitgleich aktive RAF (Rote 
Armee Fraktion) hatte mit der „Be-
freiung“ von Andreas Baader am 

14. Mai 1970 in Berlin einen un-
übersehbaren Punkt markiert. In 
der öffentlichen Meinung entstand 
ein Riss, der durch eine aggres-
sive Stimmung befeuert wurde. 
„Die Frage der Gewalt“ ergab nun 
einen zusätzlichen Diskussionsbe-
darf besonders in studentischen 
Zusammenhängen. Linksradikale 
(häufig mit maoistische Positi-
onen) trieben die besonnenen 
Kräfte in eine Zwickmühle. Das 
Kapital und der Kapitalismus ge-
rieten nun auch mit der Studie zur 
Zukunft der Weltwirtschaft Die 
Grenzen des Wachstums (Club of 
Rome 1972) in eine derart breite 
Diskussion, so dass kaum eine 
studentische Vollversammlung 
ohne eines dieser Themen statt-
finden konnte. Die erwähnten neu 
erwachsenen politischen Studen-
tenorganisationen lieferten sich 
hier die heftigsten „Scharmützel“ 
… politische Themen überflügelten 
fachwissenschaftliche Fragen des 
Studium häufig derart, dass es 
sehr schwer war, eine klare Linie 
im Studium zu behalten … zu-
mindest für Studenten wie mich. 
Die Studienzeit war in vielerlei 
Hinsicht ein „melting pot“ und die 
Anzahl der studentischen Vollver-
sammlungen am Fb Sozialpäda-
gogik waren außergewöhnlich.

Am Fb Sozialpädagogik be-
stimmten um diese Zeit nicht nur 
die oben erwähnten Probleme 
das Klima – der gesellschaftliche 
Wandel insgesamt spiegelte sich 
in vielfältigster Form auch bei den 
Themen und Inhalten des Studi-
enbetriebs wider. Die Hoffnung 
auf die Begründung einer in sich 
geschlossenen „Sozialpädago-
gischen Theorie“ neben Theorien 
für Pädagogik/Medizin und oder 
Jura waren hoch für mich. Es gab 
aber auch die unterschiedlichsten 

Anknüpfungspunkte für das Ver-
ständnis von Fragen rund um das 
Aufwachsen von Menschen, von 
Bestrafung und Ausschließung, 
von Instrumentalisierung (z.B. den 
Einsatz zur „Aussonderung von 
unwertem Leben“ während der 
Zeit des Nationalsozialismus), und 
auch das Beispiel von Janusz Kor-
czak 1942 mit den Kindern im Ver-
nichtungslager Treblinka wurde 
präsent. Natürlich waren Anpas-
sung und Integration Themen, die 
raumgreifend waren. Montessori-
Kindergärten und Waldorfschulen 
bekamen einen besonderen Platz, 
dem Pädagogen Anton Makarenko 
wurde bei vielen von uns große 
Bedeutung zugemessen. Eines der 
meistgelesenen Bücher zu diesem 
Zeitpunkt war „Theorie und Praxis 
der antiautoritären Erziehung: Das 
Beispiel Summerhill“ von A. S. 
Neill. In deutlichem Gegenüber zu 
dieser Begründung von Pädagogik 
ist mir mein Arbeitsleben lang der 
damals breit geteilte Aufsatz von 
Dr. Wolfgang Bäuerle8 geblieben: 

8 Dr. Wolfgang Bäuerle war zur Gründung der 

standpunkt : sozial 1/2017

Quelle: Archiv Peter Meyer

Abb. 6: Karikatur zur Bildungs-
katastrophe
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„Funktion und Bedeutung der 
Heimerziehung in einer künf-
tigen Jugendhilfe“ … die „Heim-
revolte“9 hatte gerade begonnen. 
Bäuerle war ein heftiger Gegner 
„Geschlossener Unterbringung“.

FHS der Sprecher des FB Sozialpädagogik - hier 
auch der Aufsatz aus dem Heft Soziale Arbeit, 
August 1970

9 Aufstand der Heimkinder, https://www.freitag.
de/autoren/der-freitag/aufstand-der-heimkinder

In meiner Erinnerung sind 
mir vor allem der Kampf gegen 
den NC und die Mitbestimmung 
der Studenten für bessere Stu-
dienbedingungen geblieben. 
Das hier folgende ist aber nur 
eine sehr subjektive Erinnerung 
und keine fundierte Darstellung 
der damaligen Umstände:

Die Einstellung dringend benö-
tigter, zusätzlicher Dozenten (im 

FH-Senat waren die Studenten mit 
1/� der Mitglieder stimmberechtigt 
bei Einstellungsverfahren10) führte, 
begünstigt durch das äußerst 
engagierte Verhalten der SHB- 
und Spartakus-Mitglieder, am FB 
Sozialpädagogik zu einer schnellen 
Vergrößerung des Lehrkörpers.

Weiterhin erhielt durch den so 
neu eingestellten Dozenten für 
Soziologie Thomas Neumann11 
diese Fachrichtung nun eine be-
sondere Bedeutung im Studium.

Leider habe ich kein Vorle-
sungsverzeichnis aus dieser Zeit 
mehr. Ich erinnere mich aber, 
dass Pädagogik, Methodenlehre 
(Einzelfall- und Gruppenarbeit, 
Gemeinwesenarbeit), Gesprächs-
führung, Medienkunde, Entwick-
lungspsychologie, Psychologie, 
Soziologie, Organisationslehre 
und Ver-waltung u.a. unterschied-
liche Bedeutung in den Studien-
richtungen Sozialpädagogik und 
Sozialarbeit hatten. Autoren und 
Autorinnen, die damals gelesen 
wurden, waren u.a. A. Dührsen, 
R. Spitz, Tausch, Magda Kelber, K. 
Mollenhauer, S. Freud, Gamm, das 
Funkkolleg Band 1 + 2, H. Hiebsch 
und M. Vorwerg usw. Es gab in der 
frühen Zeit des Studiums zudem 
selbstorganisierte Büchertische, 
um von Studentenseite her 
die Literatur vielfältiger werden 
zu lassen. Hierbei spielten natür-
lich z.B. Erich Fromm, Wilhelm 
Reich, Siegfried Bernfeld, Magnus
 Hirschfeld u.a. eine Bedeutung.

Neben diesen Lehrmaterialien 
wurde eine heftige Diskussion da-
rüber geführt, wie die Bewertung 
von Arbeiten in die zu berücksich-
tigenden Leistungen für die Ab-
schlussprüfung eingehen könnte. 
In den Abschlusszeugnissen wur-
den einzelne Fächer nicht benotet, 
sondern nur mit „teilgenommen“ 

10 siehe §23 des Fachhochschulgesetzes für 
Hamburg in der 1970 vorgelegten Fassung

11 https://www.freitag.de/autoren/der-freitag/
verleugneter-teil

Peter Meyerstandpunkt : sozial 1/2017

Quelle: Archiv Peter Meyer

Abb. 7: Titelbild der damals periodisch erscheinenden Broschüre „Eutek-
tikum“ (hier Nr. 6, Jahrgang 1969), die als unabhängige, überparteiliche 
Zeitschrift der Studentenschaft der Ingenieurschule Hamburg am Berliner 
Tor herausgegeben wurde und für die SO warb.
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Quelle: Archiv Peter Meyer

Abb. 8: Darstellung der mittelfristigen Finanzplanung (MiFriFi) 1970 für das Plenum der SO, die damals an der ESG 
(Evangelischen Studentengemeinde) einen regelmäßigen Sitzungsort fanden. Diese Information wurde breit verteilt 

und bildete einen wesentlichen Ausgangspunkt für die Kritik der Studenten an dem NC.
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berücksichtigt. Gruppenbewer-
tungen und besondere Formen 
von Skripten wurden diskutiert.

Es gab neben den damals schon 
bekannteren Arbeitsbereichen s.o. 
die unterschiedlichsten Arbeits-
felder, in die man sich vertiefen 
konnte, z.B. Betriebs-Sozialarbeit, 
Sozialarbeit im Gefängnis, Schul-

Organisation und wirklich guter 
Arbeit ist dafür die AG KV (Ar-
beitsgemeinschaft Karolinenviertel 
- http://www.agkv-hh.de/ ). Die AG 
KV wurde damals im Studium 
hinsichtlich ihrer theoretischen 
Begründung breit diskutiert und 
wurde in der Praxis im Karolinen-
viertel nach und nach eine erfolg-
reiche und geschätzte Institution.

Ziel des Studiums war aus 
meiner Sicht u.a. die Vermittlung 
von Haltung. Sie sollte Beratung, 
zumindest im Studienbereich 
Sozialarbeit, den ich gewählt 
hatte, für die Praxis ermöglichen.

In dieser Zeit des Studiums 
habe ich meine Frau kennenge-
lernt und ohne ihren Rat und 
Begleitung hätte ich die vielen 
Ansprüche des Studiums neben 
meinen politischen Ambitionen 
wohl nicht konstruktiv für mein 
Leben bewältigen können.

100 gefühlte Jahre nach dem 
Beginn dieses Studium – nun als 
im Ruhestand lebender, ehema-
liger Sozialarbeiter – erlebe ich 
Demokratie als ein dauerhaftes 
Thema auch für die Soziale Arbeit. 
Sozialarbeit/Sozialpädagogik wird 
wohl noch auf längere Zeit keine 
alle Arbeitsfelder und entwickelten 
Methodiken umfassende „Theorie 
für Soziale Arbeit“ haben, was 
für die Ausbildung von großem 
Gewinn wäre. Das würde helfen, 
die politischen Debatten, die fern 
von fachlichen Bedarfen juristisch 
getrimmt, aber immer mit Blick 
auf die aufgewendeten Finanzen 
rasant Bedeutung gewinnen, zu 
beeinflussen. Mangels dieser Mög-
lichkeiten wird meines Erachtens 
von „der Politik“ einseitig mit 
dem Blick von „Außen“ auf sich 

sozialarbeit (damals ausschließ-
lich für die gerade entstehenden 
Gesamtschulen), besonders beliebt 
war aber wohl Vorschulpädagogik, 
die – damals politisch gewollt – an 
allen Grundschulen ausgebaut 
werden sollte. Es gab aber auch 
die ersten Ansätze für Gemeinwe-
senarbeit (ca. 1972/7�). Ein noch 
immer existierendes Beispiel von 

Peter Meyerstandpunkt : sozial 1/2017

Quelle: Archiv Peter Meyer

Abb. 9: Erste Seite des SO-Aufrufs, die aus Anlass des Eklats am Fb Elek-
trotechnik gegen die schlecht ausfinanzierte Bildung an der neuen FHS zur 
Demonstration am 20. Oktober 1970 aufruft.
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zeigende Probleme reagiert, indem 
man diese „Probleme“ zusätzlich 
„ohne fachliche Ansprüche“ hoch 
stilisiert und sie instrumentalisie-
rend für „seine Politikgestaltung“ 
zur Verbesserung von Machtan-
sprüchen benutzt. Der Kinder- 
und Jugendhilfe, die als föderale 
Aufgabe in den unterschiedlichen 
Bundesländern nach regionalen 
Bedingungen gestaltet ist, steht 
unter diesem schlechten Stern eine 
Neudefinition der Aufgaben aus 
dem SGB VIII bundesweit bevor, 
ohne dass die Fachöffentlichkeit 
auch nur annährend einbezogen 
wird. Auch in regionaler Ver-
antwortung geht es leider nicht 
besser, gerade „Uns“ die „Wir“ 
schon immer für mehr Integration 
in der Gesellschaft waren, wird in 
Hamburg die Geschlossene Unter-
bringung aus maßgeblichen poli-
tischen Zusammenhängen wieder 
zugemutet: Ausschluss, statt Inte-
gration. Während CDU und FDP 
in Schleswig-Holstein im „PUA 
Friesenhof“ (Parlamentarischer 
Untersuchungsausschuss) noch ge-
gen SPD und Grüne belegt sehen, 
dass in den Friesenhof-Heimen das 
Kindeswohl nicht gesichert war, 
setzen sie hier die SPD-Regierung 
unter Druck, ein geschlossenes 
Heim wieder zu eröffnen. Die 
„Koordinierungsstelle individuelle 
Unterbringung“ des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes, die die 
geschlossene Unterbringung ver-
hindert, bleibt in der öffentlichen 
Diskussion in ihrer Wirkung nahe-
zu unbeachtet und ohne Anerken-
nung seitens der Politik. Hilfen zur 

Erziehung geraten immer mehr in 
den Verdacht, erzwungen zu sein. 
Das Hamburger Durchführungs-
gesetz zum SGB VIII benötigt nur 
noch die formale Zustimmung 
der Bürgerschaft und hat dann 
die „schreckliche Jugendhilfein-
spektion“ gesetzlich legitimiert. 

Dass mit diesem Gesetzestext der 
gerade durch die Bürgerschaft 
eingerichteten Enquete-Kommissi-
on in ihrem Untersuchungsauftrag 
vorgegriffen wird, beeinträchtigt 
„die politischen Kräfte“, die die 
Kinder- und Jugendhilfe nur 
als Instrumentalisierung benut-
zen, natürlich nicht. Fragen der 
Kooperation in der Organisation 
der Kinder- und Jugendhilfe-Land-

standpunkt : sozial 1/2017

Quelle: Archiv Peter Meyer

Abb. 10: Titelseite einer am Fb Sozialpädagogik herausgegebenen Doku-
mentation zu 15 Fällen von Berufsverboten, die damals in direktem Zusam-
menhang mit dem Fachbereich standen. Anlass für die Publikation war das 

vierjährige Bestehen der politischen Entscheidung für die Berufsverbote.
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schaft Hamburgs zu erörtern, um 
zu befriedigenderen Umständen 
beizutragen, sollte ein Ziel sein, 
die zivile Gesellschaft konstruktiv 
zu gestalten. Auch deshalb hat sich 
eine Landesarbeitsgemeinschaft 
ASD gebildet, um die Bedarfe 
der praktischen Arbeit im ASD 
politischen Begehrlichkeiten 
nach kurzfristigen populistischen 
Effekten für Neuorganisationab-
sichten entgegenzuhalten. Ich 
wünsche dem Department an der 
HAW in Bezug auf diese Themen 
die Offenheit, sich dieser Diskus-
sion anzunehmen und hoffe auf 
ein glückliches Händchen bei der 
vermutlich immer wieder neu 
erforderlich werdenden Justierung 
von Studieninhalten und zeitwei-
se sicherlich auch Festhalten an 
Bewährtem, auf das Studierende 
mit Freude auf die „Praxis“ zuge-
hen können und wollen. Natür-
lich hoffe ich, das viele der jetzt 
Studierenden die Notwendigkeit 
der Gewerkschaftsmitgliedschaft 
für sich als hilfreich und sinnvoll 
sehen und sich entsprechend.

                                                    

Peter Meyerstandpunkt : sozial 1/2017

Peter Meyer, Jg. 1944, Sozialarbeiter; 
1970-1974 Studium der Sozialarbeit an der 
FH Hamburg, ver.di-Gründungsmitglied in 
Hamburg und Mitbegründer der Fachgrup-
pe Sozial-, Kinder- und Jugendhilfe (SKJ) im 
Fachbereich Gemeinden bei ver.di, zuletzt 
tätig im ASD-Steilshoop, jetzt Rentner, 
verfolgt weiterhin die Diskussion im Sinne 
von Solidarität für die beschäftigten Kolle-
ginnen und Kollegen im ASD.
pemey@gmx.net



Th
em

a

65

Thema

Quelle: Archiv Department Soziale Arbeit



Th
em

a

66

„Warte nicht auf bessere Zeiten! 
Schaff´ sie dir!“
Was wir von den Kommilitonen aus den 
1980er-Jahren lernen können
Lea Degener und Friederike Schaak im Interview mit

Andrea Krieger

Lea Degener und Friederike Schaak im Interview mit Andrea Kriegerstandpunkt : sozial 1/2017
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Das Zitat in der Überschrift 
stammt von 1984 aus einem Flug-
blatt des Marxistischen Studenten 
Bund (MSB). Der MSB war eine 
der vielen Gruppen, in denen sich 
die Studierende an der damaligen 
Fachhochschule organisiert haben.

Ob vom damaligen AStA, von 
den Fachschaftsräten bis hin zum 
Frauenreferat oder der „Interes-
senvertretung der Ausländischen 
Studierenden“ – liest man ihre 
Publikationen, wird deutlich, dass 
die Studierenden der 1980er-Jahre 
von ähnlichen Themen und Kon-
flikten bewegt waren, wie wir es 
heute sind: Finanzierung des Stu-
diums, Reduzierung des Leistungs-
druckes und der Verschulung 
im Studium, Bildung für alle in 
gesellschaftlicher Verantwortung.

Wo heute nahe gelegt wird, 
einen individuellen Umgang mit 
Konflikten rund ums Studium zu 
finden (Beiß´ dich da durch, so 
ist es nun mal, wenn du dich jetzt 
anstrengst, wird’s später besser!), 
scheint die Art und Weise, wie 
sich frühere Studierende damit 
befasst haben, eine andere zu sein: 
„Warte nicht auf bessere Zeiten! 
Schaff´ sie dir!“ Es herrschte ein 
stärkeres Bewusstsein der Stu-
dierenden darüber, dass sie für 
Veränderungen ihre Angelegen-
heiten selbst in die Hand nehmen 
müssen – und dies auch können! 
Zu studieren, sich gleichsam darin 
in einer politischen Verantwor-
tung zu verstehen und sich mit 
Mitstudierenden zu engagieren, 
scheint damals fast selbstver-
ständlich gewesen zu sein.

Das 100-jährige Jubiläum der 
Sozialen Arbeit in Hamburg 
wollen wir daher zum Anlass 
nehmen, uns an die Auseinan-
dersetzungen der Studierenden 
in einer bewegten und politisier-
ten Zeit, den 1980er-Jahren, zu 

Es war eine sehr bewegte, 
spannende Zeit mit ganz an-
deren Studienbedingungen als 
euren heutzutage. Auch hatten 
wir eine lebendige studentische 
Kultur und die Hochschule war 
mit ihren Räumen immer offen 
für uns. Studiert habe ich an der 
Fachhochschule in der Saarland-
straße von 1983 an. Ich hatte noch 
das Glück, im Anschluss an mein 
Diplom 1987 ein tariflich bezahltes 
Berufspraktikum zu machen.

Nun blicke ich auf �0 Jahre Er-
fahrung in der Sozialarbeit zurück 
und bis heute hat das, was ich da-
mals studierte, Einfluss auf meine 
Arbeit. Und durchgehend liegt mir 
auch die Entwicklung des Studi-
ums am Herzen; schließlich seid 
ihr unsere Kolleginnen und Kol-
legen in der Praxis von morgen.

Um jetzt eure Frage genauer 
zu beantworten, ein kleiner 
Ausflug in die damalige Zeit:

Nach 1979 und dem sogenann-
ten Nato-Doppelbeschluss (ato-
mare Aufrüstung, mehrfacher 
Overkill) wuchs die Friedensbe-
wegung. Schon in der Schulzeit 
durfte ich in einige Klassen dazu 
kommen und über die Friedensi-
nitiative, in der ich war, berichten.

Der Kampf um Abrüstung, 
gegen Atomwaffen und gleichzei-
tig auch dafür, die Gelder lieber 
in den sozialen Bereich als in die 
Rüstung zu stecken, prägte im 
Grunde die ganze Gesellschaft.

Die Friedensbewegung wurde 
eine Massenbewegung. Außer-
dem gab es die Frauenbewegung, 
den Kampf gegen AKWs und 
Wiederaufarbeitungsanlagen, 
viele Bewegungen der soge-
nannten Graswurzelrevolution 
und alternative Gesellschafts- 
und Produktionsprojekte.

erinnern. Entgegen einer oft nahe 
gelegten Geschichtsvergessenheit 
wollen wir versuchen, näher zu 
verstehen, welche Bedeutung es 
hat, wenn wir als Studierende 
für unsere Interessen eintreten.

Denn aktuell ist deutlich: Eine 
bedrängende finanzielle Lage, 
Unsicherheit über die eigene 
Zukunftsaussicht, eine beengende 
Studienstruktur usw. führen 
zur Haltung, studiere so schnell 
du kannst, ecke bloß nicht an, 
konzentriere dich auf die Credit 
Points, komm durch die Klau-
suren durch und– die Hochschule 
hat nichts mit Politik zu tun!

Doch wir müssen keine passiven 
Konsumenten von Bildungsange-
boten sein, die alles hinnehmen, 
wie es ist. Als Mitglieder der 
Hochschule können wir aktiv an 
deren Gestaltung teilnehmen! So 
verändern wir unsere Studienbe-
dingungen und die Inhalte, mit de-
nen wir uns im Studium befassen. 
Mehr noch: Indem wir uns kritisch 
mit der gesellschaftlichen Bedeu-
tung unserer jeweiligen Fachdiszi-
plin auseinandersetzen, sie an dem 
Hier und Jetzt der Gesellschaft 
messen, bestimmen wir Maßstäbe 
ihrer zukünftigen Gestaltung mit.

In diesem Sinne freuen wir uns, 
dass wir Andrea Krieger dafür 
gewinnen konnten, uns von ihren 
Erfahrungen zu erzählen: Sie hat 
von 198�-1987 am damaligen 
Fachbereich Sozialpädagogik 
studiert. Sie war im MSB orga-
nisiert und auch im FSR, AStA, 
dem Studierendenparlament 
und in anderen Gremien aktiv.

Wie können wir uns ein 
Studium in den 80ern vor-
stellen?  Andrea Krieger 
(AK)Vorab lasst mich erst einmal 
Danke sagen für die Gelegenheit, 
in diesem Forum einen subjek-
tiven Einblick in die damalige 
Studierendenbewegung zu geben.

Lea Degener und Friederike Schaak im Interview mit Andrea Kriegerstandpunkt : sozial 1/2017
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Das Studium war im Grunde 
Teil der Gesellschaft mit all ihren 
Bewegungen. Entsprechend stark 
war die Verfasste Studentenschaft. 
An den Unis und Fachhochschu-
len waren sogenannte GO ASten 
in der Mehrheit (GO steht für 
gewerkschaftliche Orientierung) 
aus MSB (Marxistischer Studen-
tenbund, SHB (Sozialistischer 
Studentenbund) und auch die 
Jusos waren sogenannte Stamokap 
Jusos (Staatsmonopolistischer 
Kapitalismus). Daneben gab es 
auch den RCDS (Ring Christlich-
Demokratischer Studenten).

Dass sich die Mehrheit der 
Studierenden an der Hochschule 
organisiert hatte, führte auch dazu, 
dass diese Hochschule für viele 
Mittelpunkt von diversen Aktivi-
täten wurde – das führte zu einer 
entsprechend lebendigen Kultur.

Der Fachbereich war auch nicht 
so steril wie hier bei euch heu-
te. Überall waren Transparente, 
Flugblätter, Wandzeitungen, und 
wir konnten in die Seminare 
gehen, um Aktivitäten anzukün-
digen. Viele Profs haben dann 
auch in den Seminare mit uns 
diskutiert. Und das Selbstver-
ständnis, einzugreifen und sich 
zu positionieren, wurde auch 
von den Profs unterstützt.

Uns war klar, dass es gemein-
same Interessen gibt. Z.B. haben 
wir eine wochenlange Streikbeset-
zung durchgeführt. Hauptanlass 
war neben Verschärfungen im 
Studium, dass wir uns für mehr 
Professoren- und Lehrbeauftrag-
tenstellen eingesetzt haben. In die-
ser Zeit haben wir quasi rund um 
die Uhr am Fachbereich gelebt und 
gemeinsam mit den Profs Alterna-
tivseminare gestaltet, in denen wir 
uns mit den aktuellen Entwick-
lungen und politischen Fragestel-
lungen auseinandergesetzt haben. 

Themen waren z.B. auch die 
gesellschaftliche Bedeutung von 
Streiks und auch die kritische Be-
leuchtung unserer Kampagne. Wir 
haben uns den Raum genommen 
und die Inhalte selbst gestaltet.

Übrigens kam zum Ende 
meiner Studienzeit – die Zeit 
der Streikbesetzung – auch die 
grüne Hochschulgruppe auf: und 
wir haben dann nachts „rot-grün 
Mensch Ärger dich nicht“ gespielt.

Lea Degener und Friederike 
Schaak (LD & FS) Wie siehst du 
mit Blick auf deine Studierenden-
zeit den Zusammenhang zwischen 
einem Studium bzw. der Hoch-
schule und Gesellschaftspolitik?

AK Klar haben wir unser Studium 
in Bezug gesetzt zur Gesellschaft 
insgesamt und haben unsere Mög-
lichkeiten genutzt, aktiv zu werden 
für eine solidarische Gesellschaft.

Selbstverständlich haben wir uns 
unser politisches Mandat einfach 
genommen. Das ging nicht nur 
vom Fachbereich Sozialpädagogik 
aus, sondern auch die Studieren-
den aller anderen Fachbereiche 
waren aktiv und in gemeinsamen 
Hochschulgruppen organisiert.

Wir haben uns zu allgemeinpo-
litischen Themen geäußert und 
auch entsprechende Beschlüsse 
herbeigeführt. Und selbstverständ-
lich waren wir in allen Gremien 
der Selbstverwaltung der Hoch-
schule vertreten, z.B. im Fachbe-
reichsrat oder Prüfungsausschuss.

Allerdings waren wir damals 
schon mit einigen Abwehrkämp-
fen beschäftigt, nur zum Teil 
haben wir sie noch gewonnen. 
Z.B. immer wieder der Kampf ge-

gen die Abschaffung des tariflich 
bezahlten Berufspraktikums , z.B. 
der Kampf gegen die Aufsplittung 
in Elite- und Massenstudium, z.B. 
der Kampf gegen die Einschrän-
kung demokratischer Rechte 
an der Hochschule. Wir haben 
auch den Streik der Kollegen von 
Heidenreich und Harbeck (ein 
Betrieb gegenüber dem Fachbe-
reich) unterstützt. Dieser Betrieb 
wurde leider dennoch geschlos-
sen, aber es ist ein Beispiel, wie 
wir versucht haben, die Studie-
rendenbewegung mit anderen 
Bewegungen zu verbinden.

Wir haben also die Themen 
der sozialen Bewegungen in das 
Studium mit reingenommen. 
Aber vielleicht noch zu wenig.

Noch ein Beispiel: Natürlich 
haben wir mit der Friedensinitia-
tive vor Ort zusammengearbeitet. 
Natürlich haben wir den Beschluss 
„Atomwaffenfreie Fachhochschu-
le“ erwirkt. Das Konzept war 
damals, die Friedensbewegung 
an allen Bereiche, in jeder Straße 
wirken zu lassen und ein Zeichen 
zu setzen. Wir hatten aber zumin-
dest Ansätze entwickelt, unser 
Studium auch wirklich als gesell-
schaftliches Studium zu begreifen.

Und wir hatten ein alternatives 
Gesellschaftsmodell und ein 
auch tatsächlich breit getragenes 
solidarisches Miteinander.

LD &FS Wie ist es dann weiter 
gegangen, auch mit dem Abbau 
der Rechte der verfassten Studie-
rendenschaft und auch mit den 
Inhalten der Sozialen Arbeit?

AK Das habe ich zum Teil 
dadurch erlebt, dass ich wenige 
Studierendenbewegungen in den 
gesellschaftlichen Bewegungen 
mitbekam. Oder auch indem ich 
PraktikantInnen hatte, die ich 
zu den Inhalten des Studium 
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befragte. Es hat sich also viel 
im Laufe der Zeit gewandelt.

Richtig empört war ich, als ich 
am 1. Mai 2008 zum Plenum der 
Studierenden der Sozialen Arbeit 
(einen FSR gab es nicht) ging, 
um die Studierenden zu fragen, 
was sie denn planen, wenn sich 
Nazis am 1. Mai vor ihrer Haustür 
treffen? – Nichts!! „Was wollen Sie 
denn von uns?“ „Na ja, dass ihr ein 
Zeichen setzt, euch positioniert.“

Zum Glück gab es noch Beruf-
spraktikanten und- Praktikan-
tinnen, die dann Transparente 
aus den Fenstern hängten.

LD &FS Was für ein Verständnis 
von der Rolle bzw. dem Mandat 
der Sozialen Arbeit in der Gesell-
schaft prägten deine Studienzeit? 
Gab es dazu unterschiedliche 
Standpunkte am Fachbereich?

AK Mandat der Sozialen Ar-
beit ist ein schöner Ausdruck.

In den Seminaren gab es noch 
die Ansätze, Problemlagen zu 
individualisieren, junge Menschen 
lieber in geschlossene Sonderein-
richtungen zu stecken. Der Gegen-
part dazu war, die Problemlagen 
politisch zu verstehen und lebens-
weltorientiert mit ihnen zu arbei-

ten, sie quasi in der Gesellschaft zu 
belassen und nicht auszugrenzen.

Ich konnte das ganze Studi-
um hindurch wählen zwischen 
diesem traditionelleren, eher 
individualisierenden Ansatz 
oder einem gesellschaftlichen.

Zu meiner Zeit lagen nicht nur 
gesellschaftliche Alternativen auf 
dem Tisch, sondern auch ent-
sprechende sozialpädagogische 
Projekte. Und natürlich waren 
die 1980er-Jahre eine Zeit der 
Reformen, die sich auch in den 
Studieninhalten wiederfanden:

Gegensätze waren z.B. das 
putative Element, die Psychologi-
sierung von Problemlagen versus 
die Reflexion und die Einbettung 
in die Lebensverhältnisse.

standpunkt : sozial 1/2017
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Aus geschlossenen Einrich-
tungen heraus sollten Möglich-
keiten gegeben werden, sich zu 
entfalten, sich selbst zu entwickeln 
– in der Gesellschaft und nicht in 
Sondereinrichtungen. Partizipati-
on wurde dabei groß geschrieben. 
Auflösung der Heime, der Ausbau 
der Jugendwohnungen und der 
Wohngruppen, die Abschaffung 
der geschlossenen Unterbrin-
gung. Diversion im Umgang mit 
kriminalisierten Jugendlichen, 
das Umlenken von Haft, das 
Entwickeln von ambulanten

Projekten, der Einfluss der kri-
tischen Psychologie in die Psychi-
atrie, die die Psychiatriereform 
bewirkte. All das waren sozialpo-
litische Herausforderungen, in 
denen wir schon als Studierende 
eine Rolle gespielt haben. Wir 
sind auch nach draußen gegangen 
mit vielfältigen Aktionsformen 
und haben uns an Bewegungen 
zu diesen Themen beteiligt.

Besonders beeindruckt hat mich 
das Projekt der Gemeinwesenar-
beit. Ich konnte bei Erhard Dressel, 
den leider verstorbenen Initiator 
des Projektes Sonnenland, als 
Lehrbeauftragtem kennenlernen.

Dieses Projekt im Sonnenland 
ist im Grunde vorbildlich für 
die Arbeit im Sozialraum. Ge-
nerationsübergreifend, an den 
Interessen der BewohnerInnen 
ausgerichtet, die sich selbst ge-
meinsam für Verbesserungen ihrer 
Lebensverhältnisse einsetzten.

Unter uns Studierenden 
und auch in Seminaren ha-
ben wir viel über die Rolle der 
Sozialarbeit im gesellschaft-
lichen Kontext diskutiert:

Natürlich dient die soziale Arbeit 
der Reproduktion für die Gesell-
schaft, für den Arbeitsmarkt, und 

klar federt sie soziale Probleme ab. 
Ein Teil ist immer wie eine Feuer-
wehr – das Löschen der Probleme. 
Und häufig geht es darum, erst 
einmal das Überleben zu sichern. 
Aber das ist es nicht alleine.

Mein Verständnis von So-
zialarbeit ist auch, die Indivi-
duen zu befähigen, sich selbst 
für sich und eine solidarische 
Gesellschaft einzusetzen.

Oft wurde mir gesagt, das was 
du machst, kann ich nicht. Mit 
kriminalisierten Jugendlichen oder 
mit Drogenkonsumenten zu arbei-
ten. Aber das ist nicht der richtige 
Ansatz. Wenn ich nur dabei stehen 
bleibe, und meine Arbeit nicht 
reflektiere und einordne, wenn 
ich nicht mit KollegInnen in den 
Austausch gehen kann, dann ist 
sicherlich die Gefahr groß, aus-
gebrannt zu werden. Das klingt 
dann, insbesondere bei Rückfällen 
und Krisen, wie eine Sisyphus- 
arbeit. Aber dem ist nicht so, wenn 
ich meine Arbeit und meine Rolle 
reflektiere und einordnen kann.

Meine Diplomarbeit habe ich 
z.B. geschrieben über indivi-
dualisierte Vergesellschaftung. 
Und in diesem Spannungsfeld 
sehe ich auch meine Arbeit.

Andere sagten, das kann 
ich auch, was du machst. Klar 
jede/r, die/der sich empathisch 
für eine Person einsetzt und 
ihr zu ihren Rechten verhilft, 
macht auch soziale Arbeit.

Der Unterschied zu denjenigen, 
die studiert haben, ist oft nur, 
dass wir die Arbeit reflektieren 
und gesellschaftlich einordnen 
können und müssen. Zudem 
haben wir ein Wissen über 
Rechte (das ist m.E. notwendiger 
denn je ) und einen sogenannten 
Methodenkoffer für individuelle 
Beratung und Gruppenprozesse.

Es ist z.B. beeindruckend zu 
sehen, mit wie viel zivilgesell-
schaftlichem Engagement sich 
die Menschen für Geflüchtete 
eingesetzt haben und einsetzen.

Beobachten konnte ich, dass 
sich dann nicht nur Fachwissen 
(Rechtsgrundlagen im Auslän-
dergesetz) angeeignet wurde, 
sondern durch die Arbeit plötz-
lich auch Bündnisse entstanden 
sind, die sich für Menschenrechte 
und die Aufnahme weiterer 
Geflüchteter politisch einsetzen.

Davon könnten so manche 
studierte Beschäftigte in der 
Sozialen Arbeit etwas lernen!

LD &FS Was würdest du mit 
dem Wissen der Auseinander-
setzungen in deinem Studium 
uns heutigen Studierenden 
mit auf dem Weg geben?

AK Was ich mitnehmen konn-
te, ist tatsächlich viel Wissen in 
unterschiedlichen Bereichen. Mir 
hat es viel genutzt, soviel Prak-
tika-Einheiten zu haben. Gerade 
der Einfluss von der Praxis aufs 
Studium und umgekehrt ist nicht 
hoch genug für beide Seiten 
einzuschätzen. Z.B. ist es auch 
eine Idee, PraktikerInnen in eure 
Seminare einzuladen, davon kön-
nen beide Seiten – Wissenschaft 
und Praxis – nur profitieren.

Was ich noch mitnahm ist: 
Kämpfen lohnt sich. Wir konnten 
damals noch die Aufteilung in 
ein Elite- und ein Massenstudium 
verhindern, wir konnten für die 
Fortsetzung eines bezahlten Beruf-
spraktikums kämpfen – das sind 
u.a. Auseinandersetzungen, an die 
ihr jetzt wieder anknüpfen müsst!

Und was wir ganz nebenbei in 
der Studierendenpolitik erlernt 
haben, ist z.B. Kampagnen zu 
planen, Position zu beziehen, 
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öffentlich aufzutreten. Und das ge-
hört für mich immanent zu einer 
kritischen Sozialen Arbeit dazu.

Debatten, die zurzeit geführt 
werden, drehen sich um den 
Punkt: (Re-) Politisierung der 
sozialen Arbeit. Dazu kommt 
die Frage, wie können wir Men-
schen wieder mit einbeziehen 
in gesellschaftliche Debatten? 
Wie können wir dem Rechtspo-
pulismus entgegen wirken?

Und klar will ich Position 
beziehen, was nicht heißt zu 
indoktrinieren. Ich arbeite mit 
meiner ganzen Person /Persön-
lichkeit – gerade im sozialen 
Bereich. Und darin sind auch 
eine Auseinandersetzung und ein 
Dialog möglich. Soziale Arbeit 
soll sich wieder einmischen in 
gesellschaftliche Debatten.

Was sich zudem entwickelte, 
ist der Prozess der Sozialen 
Arbeit weg von der Fürsorge, 
vom Verwalten des Elends hin 
zu einer sich einmischenden 
Sozialen Arbeit, nicht nur als 
Advokatin der Zielgruppe, son-
dern im besten Fall als Begleiterin 
für gemeinsame Entwicklung 
im Sozialraum. Unerlässlich ist 
das Arbeiten in fachpolitischen 
Netzwerken. Und darüber hinaus 
das ehrenamtliche Arbeiten in 
weiteren politischen Bündnissen.

Ein Seminar, von dem ich 
heute noch fachpolitisch profi-
tiere, ist das zu dem Dienstrecht. 
Wir müssen aufpassen, nicht 
ständig selbst mit unserer Ar-
beit kriminalisiert zu werden. 
Sondern wir haben auch Rechte, 
uns fachpolitisch zu äußern.

Und na klar hatten wir ande-
re Bedingungen, aber trotzdem 
wünsche ich euch als Studie-
rende: Greift weiter ein in die 
gesellschaftlichen Debatten.

Euch wünsche ich wieder 
mehr Zeit für das Studium, für 
Inhalte und für Praxisbezug.

Für mich war z.B. völlig klar, 
dass eure Spurensuche zu 100 
Jahre Soziale Arbeit Bestandteil 
eures Studiums ist. Und nicht 
ehrenamtlich nebenbei läuft.

Noch mal zum Schluss mein 
Appell: Organisiert euch! Im 
Studium und in der Praxis!

Auch z.B. die Gewerkschaft hat 
sich fachpolitisch weiter entwi-
ckelt. Bei Ver.di gibt es z.B. eine 
Fachgruppe Kinder- und Jugend; 
hier sind bereichsspezifisch ver-
schiedene Untergruppen gebildet 
worden. Wir veranstalten u.a. fach-
politische Tagungen, neben den 
ohnehin anliegenden Kämpfen 
für unsere tariflichen Rechte und 
Streiks. Wichtig ist, gemeinsam 
mit allen die Rolle der Sozialen 
Arbeit wieder zu verdeutlichen.

Ich wünsche euch und uns 
viel Erfolg und Mut im Kampf 
gegen das Rollback in der Sozi-
alen Arbeit (für das, was wir als 
Reformen mit erkämpft haben 
und gegen die weitere Ökono-
misierung der Sozialen Arbeit). 
Und für eine eigenständige 
Wissenschaft der Sozialen Ar-
beit, die sich nicht von anderen 
Arbeitsfeldern instrumentalisieren 
lässt, sondern parteilich bleibt.

standpunkt : sozial 1/2017
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Die erste Klasse der Sozialen Frauenschule 1917 vor dem damaligen Kolonialinstitut, dem seit 1919 Hauptgebäude 
der Universität Hamburg. Rechts am Bildrand Gertrud Bäumer. Das Foto entstand 1917.

Die Fotostrecke dieser Ausgabe eine Auswahl von Fotos und Dokumenten aus 100 Jahren Ausbildung und Studium 
der Sozialen Arbeit in Hamburg. Eine Vollständigkeit kann in diesem Rahmen nicht geleistet werden, vielmehr die-
nen diese Seiten als Einblick in die Entwicklungen und Auseinandersetzungen.
Gleichzeitig vermitteln die Fotos möglicherweise auch Geist und Kultur der Sozialen Arbeit durch die Jahrzehnte.
Nicht alle Materialien, die hier abgedruckt sind, sind auch in der Ausstellung zum 100-jährigen Jubiläum zu sehen; 
umgekehrt sind nicht alle Materialien der Ausstellung hier abgedruckt.

Die Fotos und Dokumente stammen zu einem Teil aus dem Archiv des Departments Soziale Arbeit, Fakultät Wirt-
schaft & Soziales an der Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg – HAW. Zudem stammen etliche 
Fotografien und Dokumente der 1970er-Jahre aus dem Archiv von Peter Meyer, einem ehemaligen Studenten der 
Sozialen Arbeit im ersten Jahrgang nach der Umwandlung zur Fachhochschule 1970. Aus dem Archiv von Andrea 
Krieger, ehemalige Studierende der Sozialen Arbeit in den 1980er-Jahren, stammen sehr viele Dokumente studen-
tischer Aktivitäten aus der Zeit ihres Studiums. Weitere Fotos stammen von Olmann. Für die Verfügbarkeit für die-
se Fotostrecke und die Ausstellung bedanken wir uns sehr herzlich!

Besonderer Dank gilt den Studierenden Lea Degener und Friederike Schaak, die unermüdlich in Archiven forschten 
und wesentlich an der Bildauswahl dieser Fotostrecke beteiligt sind.
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Gertrud Bäumer mit unbekannter Person, 1919.

Gertrud Bäumer in Weimar, 1916.
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Wochenende in Heide.

Gertrud Bäumer mit Schülerinnen, 1919.
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Spendenbitte für die Schule aufgrund der zunehmenden Geldentwertung, 1922.
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Zusammensetzung der Schülerinnen im Schuljahr 1922/192� nach Regionen.
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Brief zum Thema Verstaatlichung der Sozialen Frauenschule, wahrscheinlich 192�.
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Themen für die schriftliche Prüfung 19�0.
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Fotobuch, Seite des Jahres 19�2.

Die Aufnahmen in den Fotobüchern zeigen keine privaten Urlaubsbilder, sondern sind während der Studienreisen 
und gemeinsamen Ausflüge entstanden, die zu dieser Zeit im Curriculum fest als Teil der Ausbildung bzw. des 

Studiums verankert waren.
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Aus dem Fotobuch, 19�2-19�4.
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Fotobuch 19�2-19�4.
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Aus dem Fotobuch, 19�2-19�4.
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017

Aus dem Fotobuch, 19�2-19�4.
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Bericht einer ehemaligen Schülerin zum ersten Schultag nach dem Faschismus.
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Foto des Klassentags 1952



11�

Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017

Fo
to

st
re

ck
e

Muster der staatlichen Anerkennung der 1950er-Jahren (Quelle Staatsarchiv).
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Lied zum 10-jährigen Jubiläum, 1957.
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Feier des Kollegiums zum ersten Studientag, 1975.
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017

Brief an die Erstsemester des Studienjahrs 1970 (Quelle: Archiv Peter Meyer).
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Informationen der studentischen Selbstorganisation (Archiv Peter Meyer).
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Informationen der studentischen Selbstorganisation (Archiv Peter Meyer).
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Cover der Zeitschrift Eutektikum, von Studierenden der FH herausgegeben (Archiv Peter Meyer).
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Cover einer weiteren Ausgabe der Zeitschrift Eutektikum (Archiv Peter Meyer).
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Protest gegen die Notstandsgesetze (Archiv Peter Meyer).

Aufkleber der studentischen Selbstorganisation, der umfangreich geklebt wurde (Archiv Peter Meyer).



122

Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017

Fo
to

st
re

ck
e

Mittelfristige Finanzplanung in studentischer Kritik (Archiv Peter Meyer).



12�

Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017

Fo
to

st
re

ck
e

Information zu den Studienbedingungen (Archiv Peter Meyer).
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Rechenschaftsbericht des AStA für das Wintersemester 1985/1986 (Archiv Andrea Krieger).
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Rechenschaftsbericht des AStA für das Wintersemester 1985/1986 (Archiv Andrea Krieger).
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Friedenskampagne 1986 (Archiv Andrea Krieger).
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Forderung nach einer frauenfreundlichen Hochschule 1986 (Archiv Andrea Krieger).
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017

Protest gegen Gewalt gegen Frauen, 1980er-Jahren (Archiv Andrea Krieger).

Fo
to

st
re

ck
e



129

Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017
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Bildung statt Rüstung, 1980er-Jahre (Archiv Andrea Krieger).

Friedenspädagogische Ausstellung in der Universität Hamburg, 1980er-Jahre (Archiv Andrea Krieger).
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Sicherung der Grundrechte, Jungsozialisten in der SPD, 1980er-Jahren (Archiv Andrea Krieger).
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Studentenausweis zum Thema Kontrolle von Studierenden entwickelt, 1986.

Beratungsstand zum Volkszählungsboykott (Archiv Andrea Krieger).
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017
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Wahlplakat “Aufbruch statt Abbruch”, 1980er-Jahren (Archiv Andrea Krieger).
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FSR-Neuwahl, gewählte Mitglieder, 1980er-Jahre (Archiv Andrea Krieger).

Aufforderung zur Beteiligung StuPa-Wahl, 1980er-Jahre (Archiv Andrea Krieger).
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017

Wahlplakate, 1980er-Jahre (Archiv Andrea Krieger).
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017
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“Selbstmitleid führt zu Grütze”, 1980er-Jahre (Archiv Andrea Krieger).
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017
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Besetzung der Alsterdampfer, 1980er-Jahre (Archiv Andrea Krieger).
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Informationen zum Streik der Studierenden des damaligen Fachbereichs Sozialpädagogik, 1980er-Jahre, Seite 1 
(Archiv Andrea Krieger).
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Flugblatt zum Besetzungsstreik, Seite 1, 1980er-Jahre (Archiv Andrea Krieger).
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Flugblatt zum Besetzungsstreik, Seite 2 (Archiv Andrea Krieger).
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Forderung zu einem sinnvollen Studium, 1980er-Jahre (Archiv Andrea Krieger).

Streikaktionsplan der Studierenden, 1980er-Jahre, Seite 2 (Archiv Andrea Krieger).
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Tischvorlage der Studierenden in einem Seminar zu Klausurtermin, 1984 (Archiv Andrea Krieger).
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017

Solidaritätsbekundung von Professorinnen und Professoren zum Streik der Studierenden, 1987 (Archiv Andrea 
Krieger).
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Informationen zu Gremien der Fachhochschule, zusammengestellt von Studierenden, 1980er-Jahre (Archiv Andrea 
Krieger).
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017
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Informationen des Fachschaftsrats Sozialpädagogik für die Erstsemester zur Orientierungseinheit, 1980er-Jahre 
(Archiv Andrea Krieger).
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017
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Informationen zu den einzelnen Fachbereichen und Studiengängen (unten) und Erstsemesterzeitung, 1986 (Archiv 
Andrea Krieger).
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Demonstration zum Bildungsstreik, Hamburg 2009 (Archiv Fachschaftsrat Soziale Arbeit).
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017
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Widerstand gegen die Studiengebühren, 2009 (Archiv Fachschaftsrat Soziale Arbeit.
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017
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Demonstrationsaufruf “Verbesserungen beginnen”, 2012 (Archiv Fachschaftsrat Soziale Arbeit).
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017
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Veranstaltung vom AStA und FSR Soziale Arbeit, 201� (Archiv Fachschaftsrat Soziale Arbeit).



150

Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017
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Demonstration für ausfinanzierte Hochschulen, „Sternmarsch“, 2014 (Archiv Fachschaftsrat Soziale Arbeit).
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017
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Zivilklauselkongress, 2014 (Archiv Fachschaftsrat Soziale Arbeit).
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017
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Aufruf zur Demonstration gegen den G20-Gipfel in Hamburg, 2017 (Archiv Fachschaftsrat Soziale Arbeit).
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Fotos und Material aus 100 Jahren Ausbildung und Studium der Sozialen Arbeit in Hamburgstandpunkt : sozial 1/2017
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Einladungskarte des Departments Soziale Arbeit zum 100-jährigen Jubiläum, Vorderseite, 2017.
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Einladungskarte des Departments Soziale Arbeit zum 100-jährigen Jubiläum, Rückseite, 2017.



Neue Fortbildung „Praxis-Workshop: 
Case Management im Krankenhaus“ 
Am 15./16. Mai 2017 führt ZEPRA erst-
mals diesen zweitägigen Workshop unter 
der Leitung von Herrn Naseer Khan durch. 
Khan ist Leiter der Stabsstelle des Vor-
standes Zentrales Patientenmanagement 
und verantwortlich für die Implementierung 
des Case Managements am Universitätskli-
nikum Frankfurt. Er ist ausgebildeter Kran-
kenpfleger, hat langjährige Erfahrungen 
als Gruppen- und Stationsleiter und ist seit 
2008 zertifizierter Case Manager. Es ist ihm 
gelungen, innerhalb von zwei Jahren das 
Case Management in insgesamt 21 Fach-
kliniken des Universitätsklinikums Frankfurt 
umzusetzen.
Inhalt Case Management bietet Kranken-
häusern die Chance, durch konsequente 
Prozessorientierung zweierlei Nutzen zu 
erzielen: Verbesserung der Versorgung und 
des Service für die Patienten und Erlösopti-
mierung für das Krankenhaus durch straf-
fe Prozesse und verbesserte Koordination. 
Dieser Praxis-Workshop vermittelt am Bei-
spiel des Universitätsklinikums Frankfurt, 
wie Case Management im Krankenhaus er-
folgreich eingeführt und verbessert werden 
kann.

Grundlagen: Case Management als über-
geordnete Lösung für die Prozessoptimie-
rung im Krankenhaus
Analysen: Ökonomische Optimierung 
durch fallbegleitende Kodierung
Praxis: Professionelle Verweildauersteue-
rung
Konzepte: Umsetzung eines übergreifen-
den Belegungsmanagements

•

•

•

•

Werkzeuge: Entwicklung und Nutzung 
moderner IT-Tools
Umsetzungshilfe: Entlassmanagement 
nach § 39 Abs. 1 SGB V

Zielgruppe Krankenhausmanager/innen, 
Geschäftsführer/innen, Verwaltungsleiter/
innen, Patientenmanager/innen, Qualitäts-
manager/innen, Stabsstellenleiter/innen aus 
Kliniken und Krankenhäusern.

Weiterbildung „Außerklinische Inten-
sivpflege“ Mit Zunahme komplexer Si-
tuationen in der ambulanten Versorgung 
von intensivpflichtigen Patientinnen und 
Patienten sehen sich Pflegende mit stei-
genden Anforderungen und neuen Aufga-
ben konfrontiert. ZEPRA bietet deshalb in 
Zusammenarbeit mit dem Department Pfle-
ge und Management diese innovative Wei-
terbildung an, die am 27. April 2017 star-
tet. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
werden befähigt, intensivpflegebedürftige 
und beatmete Patientinnen und Patienten 
in außerklinischen Versorgungssituationen 
eigenständig zu betreuen und komplexe 
interdisziplinäre Prozesse zu gestalten. Dies 
lernen sie, indem wissenschaftsbasierte 
Konzepte von Lehrenden des Departments 
Pflege und Management der HAW Ham-
burg mit theoretischem und praktischem 
Unterricht von Expertinnen und Experten 
der außerklinischen Intensivpflege mitei-
nander verbunden werden. Die Weiterbil-
dung umfasst insgesamt 300 Stunden und 
ist modular aufgebaut.
Inhalt Modul 1

Pflegeinterventionen in der außerklinischen
Intensivpflege

•

•

•
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S2-Leitline „Nichtinvasive und invasive Be-
atmung als Therapie der chronischen re-
spiratorischen Insuffizienz“ DIGAB
Krankheitsbilder und Medikamentenma-
nagement der außerklinischen Intensiv-
pflege
Schmerzmanagement nach Expertenstan-
dard des Deutschen Netzwerkes für Quali-
tät in der Pflege (DNQP)
Gerätetechnik und Umgang mit Beat-
mungszubehör, Monitoring, Trachealkanü-
len & Beatmungsmasken
Spezifische Methoden und Anwendung 
geeigneter Assessmentinstrumente bei 
Schluckstörungen & Ernährung
Notfall- und Atemwegsmanagement mit 
praktischen Übungen, insbesondere bei 
tracheotomierten Patienten

Modul 2
Entscheidungsfindung und Beratung in 
außerklinischen Versorgungsprozessen
Beratungs- und Unterstützungsprozess zur 
Begleitung von Patienten und Angehöri-
gen in ihren komplexen Versorgungsset-
tings, Konzepte und Instrumente des Case 
Management nach der DGCC
Strukturen der Gesundheitsversorgung, 
Versorgungs- und Finanzierungsmodelle in 
der ambulanten Intensivpflege
Themenrelevante Inhalte des SGB V, XI & 
XII, Pflegeberatung nach § 7
Ethische Theorien und ihr Bezug zur au-
ßerklinischen Versorgung von intensivab-
hängigen Menschen

Zielgruppe In die Weiterbildung können 
alle professionell Pflegenden aufgenom-
men werden, die eine Berufszulassung als 
Gesundheits- und Krankenpflegerin/Kran-
kenpfleger, Gesundheits- und Kinderkran-
kenpflegerin/Kinderkrankenpfleger oder 
als Altenpflegerin/Altenpfleger vorweisen 
können. Diese Tätigkeit muss in einem ein-
schlägigen Berufsfeld der Intensivpflege 
bestehen (ambulanter Pflegedienst, Pfle-
geheim, Wohngemeinschaft für Beatmete, 
Rehabilitationsstation mit Beatmung oder 
Beatmungszentrum). Klinisch Pflegenden, 
die mit heimbeatmeten Patienten arbeiten, 
steht dieser Kurs ebenfalls offen.

Weiterbildung Strategischer Öffent-
licher Einkauf Vor dem Hintergrund der 
(volks-)wirtschaftlichen Bedeutung des Be-
schaffungsvolumens des öffentlichen Sek-
tors bildet ein strategisches Rollen- und 

•

•

•

•

•

•

•

•

•

•

•

Aufgabenverständnis des öffentlichen Ein-
kaufs den Schwerpunkt dieser wissenschaft-
lichen Weiterbildung, die erstmals vom 29. 
Mai bis 2. Juni 2017 stattfindet. Konzipiert 
wurde sie im Rahmen des Projekts zum Aus-
bau der wissenschaftlichen Weiterbildung 
an der HAW Hamburg vom Department 
Public Management. Strategischer Einkauf 
beschäftigt sich, neben strategischen Zielen 
wie bspw. Nachhaltigkeit, mit der verwal-
tungsinternen und -externen Wirkungskraft 
des öffentlichen Einkaufs. Gestaltungs- und 
Einflusspotenziale liegen insbesondere im 
Bedarfsmanagement und der strategischen 
Ausschreibungsvorbereitung, im Controlling 
und im Warengruppenmanagement sowie in 
einer Professionalisierung der Einkaufsorga-
nisation. Die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer werden qualifiziert, einen strategischen 
öffentlichen Einkauf zu reflektieren und zu 
implementieren.
Inhalt Grundlagen des operativen und 
strategischen öffentlichen Einkaufs; strate-
gischer Einkauf am Beispiel der Freien und 
Hansestadt Hamburg; öffentlicher Einkauf 
und Nachhaltigkeit, Bedarfsmanagement, 
Beschaffungsmarktforschung und Beschaf-
fungsstrategien; Beschaffungscontrolling 
und Warengruppenmanagement; Organisa-
tionsmodelle für den strategischen Einkauf; 
Qualifikationsprofil „Strategische Einkäufe-
rin/Strategischer Einkäufer“; rechtliche Im-
plikationen des strategischen Einkaufs; stra-
tegischer Einkauf in der Privatwirtschaft und 
Verhandlungstraining.
Zielgruppe Die Weiterbildung richtet sich 
speziell an Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes, die für die strategische Organisa-
tion und Ausrichtung des Beschaffungswe-
sens bzw. Einkaufs zuständig sind.

Weiterbildung Case Management Seit 
2003 bietet ZEPRA die zertifizierte Weiter-
bildung Case Management (anerkannt nach 
den Richtlinien der Deutschen Gesellschaft 
für Case und Care Management, DGCC) er-
folgreich an. Der nächste Durchgang ist in 
Planung.
Inhalt Case Management ist zu einer me-
thodischen Neuorientierung in der Sozi-
alen Arbeit und im Gesundheitswesen ge-
worden. Es soll Fachkräfte im Sozial- und 
Gesundheitswesen befähigen, unter kom-
plexen Bedingungen Hilfemöglichkeiten 
abzustimmen und die vorhandenen institu-
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tionellen Ressourcen im Gemeinwesen oder 
im Arbeitsfeld zu koordinieren und einzu-
beziehen.
Aufgabe des Case Management ist es, ein 
zielgerichtetes System von Zusammenarbeit 
zu organisieren, zu kontrollieren und auszu-
werten, das am konkreten Unterstützungs-
bedarf der einzelnen Person ausgerichtet 
ist und an deren Herstellung die betroffene 
Person konkret beteiligt wird. Nicht nur die 
Qualitäten als Berater/in sind gefragt, son-
dern auch die als Moderatoren mit Letzt-
verantwortung, die im Prozess der Hilfe die 
Bedürfnisse der Klienten einschätzen, die die 
Planung und Sicherung der Bereitstellung 
medizinischer und sozialer Dienstleistungen 
koordinieren, die Prioritäten setzen und ggf. 
zukünftig Standards erarbeiten bzw. festle-
gen und für deren Einhaltung sorgen. Ziel ist 
eine Qualitätsgewährleistung, die untrenn-
bar verknüpft ist mit der Sicherung von Kon-
sumentenrechten.
Zielgruppe Mitarbeiter/innen aus der Sozi-
alen Arbeit, dem Gesundheitswesen und der 
Beschäftigungsförderung.

Ausbildung zum/zur Qualitätsbeauftrag-
ten im Sozial- und Gesundheitswesen 
ZEPRA führt in Kooperation mit der Fa. Lap-
schieß die Ausbildung zum/zur Qualitätsbe-
auftragten im Sozial- und Gesundheitswe-
sen durch. Der nächste Durchgang startet 
am 16. Januar 2018.
Inhalt Die Implementierung eines gut funk-
tionierenden und leicht anwendbaren Qua-
litätsmanagementsystems (QM-System) ge-
winnt für die Organisationen im Sozial- und 
Gesundheitswesen eine immer größere Be-
deutung. Die Einführung eines QM-Systems 
bietet Organisationen die Möglichkeit, die 
Kundenorientierung zu verbessern, ihre Lei-
stungsfähigkeit zu optimieren und den Pro-
zess der ständigen Verbesserung in der Or-
ganisation zu etablieren.
Zielgruppe Die Ausbildung zum/zur Quali-
tätsbeauftragten richtet sich an alle Beschäf-
tigten im Sozial- und Gesundheitswesen und 
ist speziell auf diesen Teilnehmer/innenkreis 
abgestimmt. Die Teilnehmer/innen erwerben 
eine Schlüsselqualifikation, die für künftige 
Fach- und Führungskräfte im Sozial- und Ge-
sundheitswesen sinnvoll ist.

Ausbildung zum Systemischen Coach 
und Prozessbegleiter ZEPRA bietet seit 

Januar 2012 eine DCV (Deutscher Coaching 
Verband e.V.) -zertifizierte Ausbildung zum 
systemischen Coach und Prozessbegleiter 
in Kooperation mit dem Lüneburger Institut 
aetk an. Dank der anhaltend großen Nach-
frage startet ein weiterer Durchgang am 1. 
September 2017.
Inhalt Coaching-Grundlagen in Prozess & 
Praxis, Beziehungsgestaltung, Analyse & 
Diagnose, Interventionen & Coaching-Me-
thoden, der individuelle Coaching-Prozess, 
vertiefende Professionalisierung. Die Refe-
renten beziehen sich dabei auf Coaching-
Methoden, die von namhaften Autor/innen 
wie Rauen, Schreyögg, Schulz von Thun, de 
Shazer, u.a. entwickelt wurden. 
Zielgruppe Interessenten/innen aus dem 
Profit- und Non-Profit-Bereich der Sozial- 
und Gesundheitswirtschaft (Berater/innen, 
Trainer/innen, Personalentwickler/innen 
und Führungskräfte) mit abgeschlossenem 
(Fach-)Hochschulstudium. Eine mehrjährige 
Berufserfahrung wird vorausgesetzt.

Weiterbildung „Trainer/in und Bera-
ter/in – Pädagogisches Handeln in der 
Einwanderungsgesellschaft“ Die Ge-
staltung der Einwanderungsgesellschaft 
ist eine zukunftsweisende Aufgabe in den 
pädagogischen Handlungsfeldern. Wich-
tige Bausteine auf diesem Weg sind Refle-
xions- und Lernräume für die Mitarbeiter/in-
nen, Projekte der interkulturellen Öffnung 
sowie Konzepte, die Diskriminierung und 
Rassismus erkennen und einen angemes-
senen Umgang mit Rassismuserfahrungen 
von Mitarbeiter/innen und Adressat/innen 
suchen. Diese Weiterbildung startet am 12. 
Mai 2017. Ein Auswahlverfahren hat bereits 
stattgefunden.
Inhalt Methodenreflexion: Die Teilnehmer/
innen setzen sich auseinander mit wesent-
lichen Methoden der Trainingspraxis. In den 
Praxisprojekten und den Werkstätten kön-
nen sie selbst Leitungserfahrung machen, 
die zum Gegenstand der Reflexion wird.
Konzeptionelle Grundlagen: Ein wesent-
licher Bestandteil der Weiterbildung sind 
konzeptionelle Fragestellungen.
Persönliche Auseinandersetzung: Die Aus-
einandersetzung mit eigenen biografischen 
Zugängen zu dem Feld Migration, Kultur, 
Diskriminierung, Rassismus sowie mit der 
eigenen Berufspraxis ist ein wichtiger Teil 
dieser Weiterbildung. 
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Darüber hinaus bietet die Weiterbildung 
auch den Rahmen, sich mit dem eigenen 
Profil als Trainer/in bzw. Berater/in ausein-
andersetzen.
Zielgruppe Die Weiterbildung ist zum einen 
gedacht für Mitarbeiter/innen mit Praxiser-
fahrung in Handlungsfeldern der Sozialen 
Arbeit und in Bildungsinstitutionen, die be-
reits etwas Erfahrung im Leiten von Grup-
pen und Fortbildungen haben oder sich dies 
zumindest für sich als berufliche Perspektive 
gut vorstellen können. 
Zum anderen ist die Weiterbildung interes-
sant für haupt-, neben oder freiberufliche 
Trainer/innen und Berater/innen, die ihr An-
gebotsspektrum in (sozial-)pädagogischen 
Handlungsfeldern thematisch erweitern 
und/oder das Themenfeld als Querschnitts-
thema in ihren Fortbildungen stärker berück-
sichtigen wollen.

Veranstaltungen Case Management Ab-
solventInnentreffen Das Treffen der Absol-
venten/Absolventinnen der Case Manage-
ment Weiterbildungen findet alle zwei Jahre 
statt. Am 10. November 2016 ist es wieder 
soweit. Im Hauptvortrag wird es um die Im-
plementierung von Case Management im 
Krankenhaus gehen.

Ansprechpartnerin bei ZEPRA 
Frau Martina Jeschke
Tel. 428 75 – 70 38
E-Mail: martina.jeschke@haw-hamburg.de
Internet: www.zepra-hamburg.de

Die Absolvent*innenfeier 2017 der Stu-
diengänge Soziale Arbeit und Bildung und 
Erziehung in der Kindheit findet am Donner-
stag, den 8. Juni 2017 statt.

Ansprechpartnerin
Kristin Bittermann 
Tel: 040 428 75 – 7035 
Email: kristin.bittermann@haw-hamburg.de
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